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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der hochschulischen
Pflegeausbildung, zu Erleichterungen bei der Anerkennung
ausliandischer Abschliisse in der Pflege und zur Anderung
weiterer Vorschriften (Pflegestudiumstarkungsgesetz - PflIStudStG)

A. Problem und Ziel

Die Reform der Pflegeberufe ist am 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Mit dem Pflege-
berufegesetz wurden die neuen Pflegeberufeausbildungen inhaltlich und hinsichtlich ihrer
Finanzierung auf eine neue Grundlage gestellt. Erganzend zur Reform der fachberuflichen
Pflegeausbildung wurde eine bundesgesetzliche Grundlage fir eine primarqualifizierende
hochschulische Pflegeausbildung mit Bachelorabschluss geschaffen. Hochschulisch aus-
gebildete Pflegefachpersonen tragen zu einer weiteren Verbesserung der Qualitat in der
Pflege durch den Transfer von forschungsgestitzten Lésungsansatzen und innovativen
Konzepten in die Pflege bei.

Gegenuber der beruflichen Ausbildung sind die Organisation und Koordination der prakti-
schen Ausbildungsanteile der hochschulischen Pflegeausbildung im Pflegeberufegesetz
strukturell anders gestaltet. Es sind keine Trager der praktischen Ausbildung vorgesehen,
die mit der studierenden Person einen Vertrag Uber Durchfiihrung des praktischen Teils
der hochschulischen Pflegeausbildung schlieffien und diese organisieren oder koordinie-
ren. Die Organisation und Koordination der Praxiseinsatze ist vielmehr Aufgabe der
Hochschule. Dementsprechend erfolgt die Finanzierung der Praxiseinsatze nach den all-
gemeinen Grundsatzen zur Finanzierung von Studiengangen durch die Lander. Eine An-
bindung an die Ausgleichsfonds fir die berufliche Pflegeausbildung besteht bislang nicht.
Auch die Zahlung einer Vergutung fur Studierende ist bisher nicht vorgesehen.

Im Gegensatz zur beruflichen Pflegeausbildung hat sich die Nachfrage nach einer primar-
qualifizierenden hochschulischen Pflegeausbildung seit ihrer Einfiihrung sehr verhalten
entwickelt. Schon seit einiger Zeit wird diese geringe Weiterentwicklung bei der Akademi-
sierung der Pflegeberufe von den Akteuren im Bereich der Pflegebildung mit Sorge be-
trachtet. Der Wissenschaftsrat fordert bislang in seinen Empfehlungen zu hochschuli-
schen Qualifikationen fur das Gesundheitswesen vom 13. Juli 2012 (Empfehlungen zu
hochschulischen Qualifikationen fir das Gesundheitswesen - Drs. 2411-12) eine Akade-
misierungsquote von 10 bis 20 Prozent. Im Jahr 2021 gab es 508 Erstimmatrikulationen
von Studierenden nach dem Pflegeberufegesetz, was bei 61.458 Ausbildungseintritten in
2021 einer Akademisierungsquote von nur 0,82 Prozent entspricht. Zur Lésung wird ins-
besondere auf die Notwendigkeit hingewiesen, die finanzielle Situation von Pflegestudie-
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renden sowie die Finanzierung des praktischen Teils der Studiengadnge zu verbessern.
Das ist insbesondere auch vor dem Hintergrund der auf die EU-
Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG zurtickgehenden hohen Anteile der praktischen
Ausbildungszeit notwendig, die auch fur die hochschulische Pflegeausbildung gelten und
Zuverdienste neben dem Studium erschweren. Es ist daher angemessen, im Rahmen des
primarqualifizierenden Pflegestudiums den Studierenden eine — der beruflichen Pflege-
ausbildung entsprechende — Ausbildungsvergitung zu zahlen.

Mangels einer auskdbmmlichen Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen
Pflegeausbildung kann das vorhandene Potential an Pflegestudierenden derzeit nicht um-
fassend genutzt werden. Nicht zuletzt haben auch die Lander regelmaRig eine
(Re-)Finanzierungsmaoglichkeit der Kosten des praktischen Teils des Pflegestudiums ge-
fordert.

Im Koalitionsvertrag fir die 20. Legislaturperiode ist vereinbart, die akademische Pflege-
ausbildung gemeinsam mit den Landern zu starken und zugleich Regelungslicken auch
dort zu schlieBen, wo Pflegefachkrafte im Studium bisher keine Ausbildungsvergltung
erhalten (vgl. Koalitionsvertrag 2021-2025 von SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
FDP).

Die Entwicklung der Akademisierung der Pflegeberufe ist auch vor dem Hintergrund der
Vereinbarungen der ,Ausbildungsoffensive Pflege (2019 — 2023)" zu betrachten. So hat-
ten die Partner vereinbart, bis zum Ende der Ausbildungsoffensive die Anzahl der Stu-
dienplatze fur eine hochschulische Pflegeausbildung bundesweit deutlich zu erhéhen und
genugend Platze fir die Praxiseinsatze der Studierenden in Krankenhausern und Pflege-
einrichtungen vorzuhalten sowie den Studierenden attraktive Bedingungen zu bieten
(Vereinbarungstext der Konzertierten Aktion Pflege, AG 1 ,Ausbildungsoffensive Pflege
(2019-2023)“, Handlungsfeld |, 1.4). Als Orientierungspunkt fir das langfristig anzustre-
bende Mal} an hochschulisch ausgebildeten Pflegekraften soll dabei der vom Wissen-
schaftsrat genannte Anteil von zehn Prozent dienen. Es bedarf weiterer Anstrengungen,
um dieses Ziel zu erreichen. Insbesondere ist es Aufgabe der Lander, die entsprechenden
Studienplatzkapazitaten zu schaffen.

Ziel des Gesetzentwurfes ist es daher, die hochschulische Pflegeausbildung zu starken.
Das Pflegestudium soll neben der beruflichen Ausbildung eine attraktive Ausbildung dar-
stellen und mehr Personen mit Hochschulzugangsberechtigung dazu bewegen, eine
hochschulische Pflegeausbildung zu absolvieren.

Zusatzliches Ziel dieses Gesetzentwurfes ist es, die rechtlichen Rahmenbedingungen
auch der beruflichen Pflegeausbildung auf Grundlage der mittlerweile vorliegenden ersten
Umsetzungserfahrungen weiter zu verbessern. Dies betrifft unter anderem den Umgang
mit digitalen Unterrichtsformen wahrend der Corona-Pandemie. Weiterer Anderungsbe-
darf beruht auf europarechtlichen Vorgaben.

Weiteres Ziel des Entwurfs ist die Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts. Mit Urteil vom 10. April 2019 - 6 C 19.18 hat es entschieden, dass die An-
zahl der Pruferinnen und Prifer rechtssatzmaRig in der jeweiligen Priufungsordnung und
damit konkret und vorhersehbar festgelegt sein misse. Die Pflegeberufe-Ausbildungs-
und -Prifungsverordnung sieht aktuell lediglich eine Mindestanzahl fir die Priferinnen
und Prafer vor. Vor dem Hintergrund der neuen hdochstrichterlich getroffenen Entschei-
dung ist die Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung entsprechend anzupas-
sen und die exakte Anzahl der Priferinnen oder Prifer rechtssatzmaRig festzulegen.

Zudem ist die Rolle des Prifungsvorsitzenden neu zu definieren. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat mit Urteil vom 28. Oktober 2020 - 6 C 8.19 im Zusammenhang mit der
staatlichen Erganzungsprifung zur Notfallsanitaterin und zum Notfallsanitater entschie-
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den, dass die dem Prufungsausschuss vorsitzende Person die Prufungsleistung person-
lich, unmittelbar und vollstandig zur Kenntnis nehmen misse, um eine selbstandige, ei-
genverantwortliche Bewertungsentscheidung treffen zu kdnnen. Hieraus ergibt sich, dass
die vorsitzende Person in der jeweiligen Prufung — auch in der Pflegeausbildung — zwin-
gend anwesend sein muss, wenn flr diese ein Stichentscheidungsrecht vorgesehen ist.
Diese Voraussetzung ist mit den praktischen Anforderungen an die Prifungsdurchfiihrung
in Einklang zu bringen.

Aufgrund des Beteiligungserfordernisses des Bundestages konnten die notwendigen An-
passungen in der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung nicht bereits im
Entwurf einer Verordnung zur Modernisierung der Prufungsverfahren im Recht der Heilbe-
rufe (Heilberufe-Prufungsrechtmodernisierungsverordnung - BR-Drs. 81/23) berlcksichtigt
werden.

Ein weiteres Ziel dieses Gesetzentwurfes ist die Verbesserung der Fachkrafteeinwande-
rung, um den bestehenden Fachkraftemangel in der Pflege zu adressieren. Die einfache
und schnelle Durchfihrung der Anerkennungsverfahren mit guter Qualitat sind zentrale
Bausteine einer gelingenden Integration. Mit dem Gesetzentwurf soll das Anerkennungs-
verfahren weiter vereinheitlicht und vereinfacht werden.

DarUber hinaus gilt es, zur Umsetzung des Artikels 4f der Richtlinie 2005/36/EG die recht-
lichen Voraussetzungen zur Méglichkeit einer partiellen Berufserlaubnis im Pflegeberufe-
gesetz zu schaffen. Ebenfalls betroffen sind dabei das Hebammengesetz sowie das MT-
Berufe-Gesetz.

B. Losung

Mit diesem Gesetzentwurf wird die hochschulische Pflegeausbildung entscheidend
dadurch gestarkt, dass die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pfle-
geausbildung in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung
integriert wird. Auch wird eine Regelung geschaffen, dass Studierende in der Pflege eine
angemessene Vergltung fur die gesamte Dauer des Studiums erhalten, die ebenfalls
Uber die Ausgleichsfonds in den Landern finanziert wird. Dazu wird die Struktur der Orga-
nisation und Koordination der Praxiseinsatze in Zukunft anders gestaltet und das Pflege-
studium als duales Studium ausgestaltet. Der Ruckgriff auf die bewahrten Verfahren zur
Finanzierung des praktischen Teils der beruflichen Ausbildung gewahrleistet die schnelle
Umsetzbarkeit der verbesserten Finanzierung. Mit Ubergangsvorschriften wird dabei si-
chergestellt, dass eine auf der bisherigen Grundlage begonnene hochschulische Pflege-
ausbildung beendet werden kann und diese Studierenden zuklnftig ebenfalls einen An-
spruch auf eine Ausbildungsvergitung Uber einen Vertrag erhalten.

Die Studierenden, die eine hochschulische Pflegeausbildung beginnen, schlief3en kiinftig
einen Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung mit einem Trager des
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung ab, der — wie in der beruflichen
Pflegeausbildung — die Verantwortung fur die Durchfuhrung des praktischen Teils des
Studiums gegenuber der studierenden Person einschliellich seiner Organisation und Ko-
ordination Ubernimmt und dafir nach der Neuregelung auch eine Finanzierung aus dem
Ausgleichfonds erhalt. Der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung bertcksichtigt dabei die gegenltber der beruflichen Pflegeausbildung erweiterten
Ausbildungsziele. Die Hochschule tragt weiterhin die Gesamtverantwortung fir die Koor-
dination der theoretischen und praktischen Lehrveranstaltungen mit den Praxiseinsatzen.

Damit wird sichergestellt, dass das Pflegestudium neben der beruflichen Ausbildung eine
attraktive Alternative darstellt und mehr Menschen mit Hochschulzugangsberichtigung
dazu bewegt werden, sich fir ein Pflegestudium zu entscheiden. Eine moderne hochschu-
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lische Ausbildung in der Pflege mit einer gesicherten Finanzierungsgrundlage ist auch
angesichts des akuten Fachkraftemangels in der Pflege ein wichtiger Baustein, damit sich
mehr (junge) Menschen fir einen Pflegeberuf entscheiden.

Die Durchfuhrung der Lehrveranstaltungen und die sonstigen Kosten der Hochschulen
selbst sind wie bisher durch die Lander zu finanzieren.

Daneben werden als weiterer Schwerpunkt dieses Gesetzentwurfs die rechtlichen Rah-
menbedingungen der beruflichen Pflegeausbildung weiter verbessert und das Recht auf
die Wahl einer genderneutralen Berufsbezeichnung eingeflhrt.

Des Weiteren werden mit dem Gesetzentwurf die Anerkennungsverfahren fur auslandi-
sche Pflegefachkréafte weiter vereinheitlicht und vereinfacht. Konkret werden der Umfang
und die erforderlichen Formerfordernisse der vorzulegenden Unterlagen bundesrechtlich
geregelt. Dies flhrt zu mehr Transparenz und Orientierung fir die antragstellenden Per-
sonen und zu mehr Klarheit und Sicherheit in der Verfahrensgestaltung fiir die Lander.
Zudem wird die Mdglichkeit eines Verzichts auf eine umfassende Gleichwertigkeitspru-
fung zugunsten einer Kenntnisprifung oder eines Anpassungslehrgangs etabliert. Dies
entlastet antragstellende Personen wie auch die zustandigen Stellen der Lander gleich-
ermallen. Die antragstellenden Personen sind nicht mehr in der Pflicht, umfangreiche
Unterlagen Uber ihre Berufsqualifikation einzureichen. Die zustandigen Stellen der Lander
kénnen im Gegenzug von einer aufwandigen Gleichwertigkeitsprifung absehen. Des Wei-
teren wird erstmals die Mdglichkeit geschaffen, die Kenntnispriifung als anwendungsori-
entierte Parcoursprufung auszugestalten. Diese Prufungsform erhoht die Flexibilitat der
zustandigen Stellen bei der Kenntnisprifung. Darlber hinaus werden weitere Mdglichkei-
ten zur Vereinheitlichung eingeflihrt, insbesondere mit Bezug zu den Mustergutachten der
Gutachtenstelle fur Gesundheitsberufe.

Zur Umsetzung des Artikels 4f der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG wird die
Moglichkeit einer partiellen Berufserlaubnis im Rahmen der beruflichen Pflegeausbildung
und im Hebammenstudium geschaffen sowie in Bezug auf die MT-Berufe weiter konkreti-
siert. Zudem wird Artikel 23 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie
2005/36/EG (Stichtag-Regelung flr Kroatien) in der Pflege umgesetzt.

Im Ubrigen tragen die Anderungen den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichtes (Urteil
vom 10. April 2019 - 6 C 19.18, Urteil vom 28. Oktober 2020 - 6 C 8.19) und damit dem
Gebot der Chancengleichheit der Prifungskandidatinnen und Prifungskandidaten Rech-
nung, indem die Priferanzahl rechtssatzgemaf konkret vorgegeben wird. Zudem wird der
Vorgabe, dass die vorsitzende Person eine Bewertungsentscheidung nur bei gleichzeiti-
ger Anwesenheit in der Prifung treffen darf, Rechnung getragen. Die Anderungen orien-
tieren sich an dem Entwurf einer Verordnung zur Modernisierung der Prifungsverfahren
im Recht der Heilberufe (Heilberufe-Prufungsrechtmodernisierungsverordnung - BR-Drs.
81/23). Sie bericksichtigen dabei zugleich die in der Heilberufe-Prifungsrecht-
modernisierungsverordnung verankerte Mdglichkeit digitaler Unterrichtsformate auch flr
die Pflegeausbildung. Mit Ubergangsvorschriften wird zudem sichergestellt, dass die Vor-
gaben des Bundesverwaltungsgerichts auch fir die Ausbildungen gelten, die noch auf
Grundlage des bereits auer Kraft getretenen Krankenpflegegesetzes und Altenpflegege-
setzes bis zum 31. Dezember 2024 abgeschlossen werden kdénnen.

C. Alternativen
Keine.

Die Anpassungen des Finanzierungsverfahrens sind mit Blick auf das Pflegestudium und
angesichts des Bedarfs an hochschulisch ausgebildeten Pflegefachpersonen dringend
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notwendig. Wesentlicher Faktor fur die Attraktivitdt des primarqualifizierenden Pflegestu-
diums ist dessen Finanzierbarkeit.

Die Erleichterungen und Vereinfachungen beim Anerkennungsverfahren fiir auslandische
Pflegefachkrafte sind angesichts der notwendigen Sicherung von Pflegefachpersonen
dringend erforderlich.

Um Rechtssicherheit auch bei der Durchfiihrung der Prifungen der Pflegeausbildung zu
erlangen, ist die Umsetzung der hochstrichterlichen Rechtsprechung durch die entspre-
chende Anpassung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung erforderlich.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die durch dieses Gesetz entstehenden Kosten kénnen nicht genau beziffert werden, da
unklar ist, wie viele Studierende zukilnftig von den Regelungen betroffen sein werden.
Bislang haben sich jahrlich rund 500 Studierende in einem primarqualifizierenden Studi-
engang nach dem Pflegeberufegesetz erstimmatrikuliert. Uber alle Semester hinweg wer-
den sich im Jahr 2023 damit rund 1.500 Studierende auf der bisherigen Grundlage in ei-
ner hochschulischen Pflegeausbildung befinden, ausgehend davon, dass das Studium
mindestens drei Jahre dauert. Durch die Einfliihrung einer Vergitung sowie der Refinan-
zierung der Kosten der Praxiseinsatze im Rahmen der hochschulischen Pflegeausbildung
wird davon ausgegangen, dass die Studierendenzahlen zukinftig steigen werden. Fir die
nachfolgenden Berechnungen wird mit Blick auf die aktuellen Studienplatzkapazitaten
davon ausgegangen, dass sich im Jahr rund 3.000 Studierende Uber alle Semester hin-
weg in einer hochschulischen Pflegeausbildung werden befinden kénnen, darunter rund
1.000 Studierende, die sich erstimmatrikuliert haben. Die hierdurch entstehenden Mehr-
kosten werden von den Kostentrdgern des Ausbildungsfonds entsprechend ihrer prozen-
tualen Verteilung nach § 33 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes aufgebracht.

Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbudgets der Lander fur das Jahr 2023 ist von
einem durchschnittlichen Pauschalbudget fir die praktische Ausbildung in H6he von rund
8.600 Euro fur jede Auszubildende bzw. fir jeden Auszubildenden jahrlich auszugehen.
Der Median der vertraglich vorgesehenen Ausbildungsverglitung von Auszubildenden
zum Pflegefachmann beziehungsweise zur Pflegefachfrau in Vollzeit in den drei Ausbil-
dungsjahren liegt im ersten Ausbildungsjahr bei 1.166 Euro, im zweiten Ausbildungsjahr
bei 1.227 Euro, im dritten Ausbildungsjahr bei 1.333 Euro und im Durchschnitt aller drei
Ausbildungsjahre bei rund 1.242 Euro. Die monatlichen Kosten der Ausbildungsvergitung
(Arbeitgeber-Brutto) belaufen sich auf rund 1.515 Euro. Insgesamt ist folglich von jahrli-
chen Kosten von rund 26.800 Euro fir die Finanzierung des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung, einschliellich der Zahlung einer Vergutung, je studierender
Person auszugehen. Dabei erfolgt die Berechnung unter der Annahme, dass sich die Kos-
ten fUr den praktischen Teil der hochschulischen Pflegeausbildung trotz héherer Anforde-
rungen an die Praxisanleitung im Pflegestudium in etwa auf gleichem Niveau der berufli-
chen Ausbildung bewegen werden. Im Gegensatz zur beruflichen Ausbildung werden die
Kosten der Ausbildungsvergutung fur die hochschulische Pflegeausbildung ohne Anrech-
nung eines Wertschopfungsanteils finanziert.

Vorliegend wird davon ausgegangen, dass durch die Steigerung der Attraktivitat der
hochschulischen Pflegeausbildung eine Vollauslastung der Studienkapazitaten erreicht
werden kann und so im ersten Jahr nach Inkrafttreten der Regelungen rund 1.500 Studie-
rende eine auf Grundlage dieses Gesetzes ausgestaltete hochschulische Pflegeausbil-
dung aufnehmen werden. Hierdurch wirden im ersten Jahr nach Inkrafttreten Mehrkosten
in Héhe von rund 40 Millionen Euro entstehen.
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Ebenfalls zu bertcksichtigen sind die Kosten der Ausbildungsvergitung der Studierenden,
die ihr Pflegestudium auf der bisherigen Grundlage begonnen haben und fortsetzen kén-
nen und im Rahmen einer Ubergangsvorschrift einen Anspruch auf die Zahlung einer
Ausbildungsvergltung erhalten. Es wird davon ausgegangen, dass etwa 1.500 Studieren-
de (WS 21/22 bis einschlieRlich WS 23/24) ab dem 1. Januar 2024 unter die Ubergangs-
regelung fallen. Hierdurch ist mit Mehrkosten in H6he von rund 27 Millionen Euro zu rech-
nen.

Hinzukommen noch Mehrkosten in Hohe eines Aufschlags von 3 Prozent fur die Liquidi-
tatsreserve sowie in Hohe von 0,6 Prozent fir die Verwaltungskostenpauschale nach § 32
des Pflegeberufegesetzes. Damit ergeben sich fir das erste Jahr nach Inkrafttreten der
Regelungen Mehrkosten in Héhe von rund 69 Millionen Euro.

Ausgehend von den aktuellen Studienplatzkapazitaten bei einer Vollauslastung und un-
abhangig von den Studierenden, die nach bisherigen Recht ihr Studium aufgenommen
haben und in absehbarer Zeit exmatrikuliert sein werden, wird davon ausgegangen, dass
sich kinftig Gber alle Semester hinweg bis 3.000 Studierende jahrlich in einer auf Grund-
lage dieses Gesetzes ausgestalteten hochschulischen Pflegeausbildung befinden werden.
Hierdurch entstehen Mehrkosten in Hohe von rund 83 Millionen Euro jahrlich, einschliel3-
lich des Aufschlags fur die Liquiditatsreserve und die Verwaltungskostenpauschale.

Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug eine Kostenersparnis bei den Kosten
der beruflichen Pflegeausbildung einstellt. Bisher hat sich ein groRer Teil derjenigen Per-
sonen, die sich fir eine Ausbildung in der Pflege interessieren und eine Hochschulzu-
gangsberichtigung besitzen, vermutlich auf Grund der Zahlung einer Ausbildungsvergu-
tung fir die fachschulische Pflegeausbildung entschieden. Aufgrund der Zahlung einer
Ausbildungsvergitung auch fir die Studierenden wird es, ungeachtet einer grundsatzli-
chen Steigerung der Ausbildungszahlen, zu einer Verschiebung von Ausbildungszahlen
zu Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung und zu Lasten der beruflichen Pflege-
ausbildung kommen. Es wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden
sich aufgrund der Ausbildungsvergutung fir die hochschulische Pflegeausbildung statt fur
eine fachschulische Pflegeausbildung entschieden haben werden. Ausgehend von den
gemeldeten Pauschalbudgets der Lander flr das Jahr 2023 ist von einem durchschnittli-
chen Pauschalbudget fur die praktische Ausbildung in H6he von rund 8.600 Euro und fir
den Unterricht in Hohe von 8.800 Euro fir jede Auszubildende bzw. fir jeden Auszubil-
dendem jahrlich auszugehen. Zuzlglich der Ausbildungsverglitung bedeutet dies jahrliche
Kosten in Héhe von rund 36.000 Euro je Auszubildende bzw. je Auszubildenden. Uber
alle Semester hinweg werden sich rund 1.000 Studierende in einem Pflegestudium befin-
den, die sich gegen eine berufliche Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet
auf Seiten der beruflichen Pflegeausbildung eine Kostenersparnis von rund 37 Millionen
Euro, dies einschliel3lich des Aufschlags fur die Liquiditatsreserve und die Verwaltungs-
kostenpauschale.

Sofern die Lander ihre Studienplatzkapazitaten ausbauen, kann davon ausgegangen
werden, dass die Anzahl der Studierenden durch die neuen Regelungen zukiinftig steigen
wird. Der Wissenschaftsrat fordert zur Verbesserung der Pflegequalitat einen Akademisie-
rungsanteil von 10 bis 20 Prozent bezogen auf alle Auszubildenden eines Jahrgangs
(Empfehlungen zu hochschulischen Qualifikationen fur das Gesundheitswesen - Drs.
2411-12). Gemessen an den durchschnittlichen Eintrittszahlen einer beruflichen Pflege-
ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz von etwa 60.000 Auszubildenden waren das
zuklnftig mindestens 6.000 Studierende jahrlich.
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D.1 Bund, Lander und Kommunen

Der Bund ist als Beihilfetrager an den auf die zur Versorgung nach § 108 des Finften
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugelassenen Krankenhauser entfallenden Kosten in
sehr geringem Umfang beteiligt. Im Ubrigen ergeben sich fiir den Bund tiber die bereits im
Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen Mehr- und Minderausgaben
hinaus aus diesem Gesetz keine weiteren Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand.

Auf Grundlage des vorgesehenen Landesanteils am Ausbildungsfonds in Hdhe von
8,9446 Prozent entstehen den Landern ausgehend von 3.000 Studierenden jahrlich tUber
alle Semester hinweg Mehrkosten in Héhe von rund 7,4 Millionen Euro. Dem steht eine
Kostenersparnis in Hohe von rund 3,3 Millionen Euro gegeniiber, da davon auszugehen
ist, dass sich Uber alle Semester hinweg rund ein Drittel der Studierenden aufgrund der
Ausbildungsverguitung fir die hochschulische Pflegeausbildung statt flir eine fachschuli-
sche Pflegeausbildung entschieden haben.

Daruber hinaus sind die Lander und Gemeinden als Beihilfetrager an den zur Versorgung
nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhauser entfallenden Kosten in sehr geringem
Umfang beteiligt.

D.2 Gesetzliche Krankenversicherung

GemalR § 33 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes entfallen 57,2380 Prozent
des ermittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelas-
senen Krankenhauser. Diese Kosten werden zu rund 85 Prozent durch die gesetzliche
Krankenversicherung (GKV) refinanziert (WIAD/prognos, Forschungsgutachten zur Fi-
nanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnisbericht, S. 44). Ausge-
hend von 3.000 Studierenden jahrlich Uber alle Semester hinweg ist mit Mehrkosten von
rund 40,4 Millionen Euro zu rechnen.

Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosteneinsparungen bei der GKV fir
die Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung ergeben werden. Aufgrund der Zah-
lung einer Ausbildungsvergutung flr die Studierenden wird es vermutlich zu einer Ver-
schiebung von Ausbildungszahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung
kommen. Es wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden sich auf-
grund der Ausbildungsvergltung fir die hochschulische Pflegeausbildung statt flr eine
fachschulische Pflegeausbildung entscheiden werden. Uber alle Semester hinweg werden
sich rund 1.000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die sich gegen eine beruf-
liche Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf Seiten der beruflichen Pfle-
geausbildung eine Kostenersparnis von rund 18 Millionen Euro fir die GKV.

D.3 Soziale Pflegeversicherung

Durch den zu leistenden Direktbetrag von 3,6 Prozent ist ausgehend von 3.000 Studie-
renden jahrlich Gber alle Semester hinweg mit Mehrkosten fur die soziale Pflegeversiche-
rung (SPV) in Hohe von rund 3 Millionen Euro zu rechnen. Gemindert werden diese Kos-
ten durch die zehnprozentige Erstattung durch die private Pflege-Pflichtversicherung. In-
soweit verbleiben bei der sozialen Pflegeversicherung Belastungen in Hohe von rund 2,7
Millionen Euro.

Darlber hinaus entstehen flr die SPV mittelbar weitere nicht genau bezifferbare Kosten.
Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes entfallen 30,2174 Prozent
des ermittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72
Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB Xl) zugelassenen stationaren Pfle-
geeinrichtungen sowie auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und § 72 Absatz 1 SGB
Xl und nach § 37 SGB V zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen. Ausgehend von
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3.000 Studierenden jahrlich Gber alle Semester hinweg ist insofern im Ausgleichsfonds mit
Mehrkosten in Héhe von rund 25,1 Millionen Euro zu rechnen. Diese werden Gberwiegend
durch die Pflegebediirftigen in den ambulanten und stationaren Pflegeeinrichtungen tber
die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigenanteilbegrenzung im Bereich der stationa-
ren Pflege entfallt davon ein nicht genau bezifferbarer Anteil im einstelligen Millionenbe-
reich auf die soziale Pflegeversicherung. Um Pflegebediirftige vor Uberforderung durch
steigende Pflegekosten zu schitzen, zahlt die Pflegeversicherung einen Leistungszu-
schlag zum pflegebedingten Eigenanteil der pflegebedirftigen Person, der mit der Dauer
der vollstationaren Pflege steigt.

Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosteneinsparungen bei der SPV fir
die Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung in Hohe eines nicht genau bezifferba-
ren Anteils im sechsstelligen Bereich ergeben werden. Aufgrund der Zahlung einer Aus-
bildungsvergitung flr die Studierenden wird es vermutlich zu einer Verschiebung von
Ausbildungszahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung kommen.

E. Erfullungsaufwand

Die Regelungen dieses Gesetzes fihren die bisherigen Regelungen des Finanzierungs-
systems des Pflegeberufegesetzes sowie der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungs-
verordnung fort. Auf diese Weise kann mit wenig Aufwand und in kurzer Zeit die Finanzie-
rung des praktischen Teils des Pflegestudiums erreicht werden.

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Fir die Burgerinnen und Burger (Studierende) entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand
durch den Abschluss eines Ausbildungsvertrages mit dem Trager des praktischen Teils
der hochschulischen Pflegeausbildung von einer Stunde je Ausbildungsvertrag. Bei ange-
nommenen 650 neuen Ausbildungsvertragen jahrlich fur die hochschulische Pflegeausbil-
dung (berlcksichtigt werden nur diejenigen, die nicht ohnehin einen Ausbildungsvertrag
fur die berufliche Pflegeausbildung abgeschlossen hatten) entsteht ein Zeitaufwand von
rund 650 Stunden jahrlich.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Verschiedene in diesem Gesetz vorgesehene Pflichten der Wirtschaft, wie beispielsweise
der Abschluss des Ausbildungsvertrages mit den Studierenden und die Zahlung der Aus-
bildungsvergitung durch den Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflege-
ausbildung, waren bereits flr die berufliche Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufege-
setz vorgesehen und bewirken daher keinen zusatzlichen Erflullungsaufwand.

Im Gesetz teilweise neu vorgesehene Pflichten fur die Trager der hochschulischen Pfle-
geausbildung werden im Rahmen des bestehenden Finanzierungssystems Uber den Aus-
bildungsfonds refinanziert und bewirken daher ebenfalls keinen zusatzlichen Erfullungs-
aufwand fur die Wirtschaft.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Uber die bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen Blirokra-
tiekosten aus Informationspflichten fiir die Wirtschaft hinaus entsteht durch dieses Gesetz
kein zusatzlicher Erfullungsaufwand.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Far die Verwaltung entsteht kein zusatzlicher Erfullungsaufwand, da die bereits bestehen-
den und gewachsenen Strukturen des Finanzierungssystems fir die berufliche Pflege-
ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz genutzt werden kdénnen.

Fur die Wahlmdglichkeit einer genderneutralen Berufsbezeichnung entsteht der Verwal-
tung ein nicht bezifferbarer Erflllungsaufwand in sehr geringem Umfang.

F. Weitere Kosten

Von den auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhauser entfal-
lenden Kosten in Hohe von 57,2380 Prozent am Gesamtfinanzierungsbedarf werden rund
11 Prozent durch die Private Krankenversicherung refinanziert (WIAD/prognos, For-
schungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnis-
bericht, S. 44). Hierdurch ist ausgehend von 3.000 Studierenden jahrlich Uber alle Semes-
ter hinweg mit Mehrkosten in Héhe von rund 5,2 Millionen Euro zu rechnen.

Auf die Pflegebedurftigen in den ambulanten und stationaren Pflegeeinrichtungen entfallt
ein Anteil an den Mehrkosten in Héhe von rund 25,1 Millionen Euro. Gemal § 33 Absatz
1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes entfallen 30,2174 Prozent des ermittelten Finan-
zierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz 1 SGB Xl
zugelassenen stationaren Pflegeeinrichtungen sowie auf die zur Versorgung nach § 71
Absatz 1 und § 72 Absatz 1 SGB Xl und nach § 37 SGB V zugelassenen ambulanten
Pflegeeinrichtungen. Ausgehend von 3.000 Studierenden jahrlich tber alle Semester hin-
weg ist insofern im Ausgleichsfonds mit Mehrkosten in Hohe von rund 25,1 Millionen Euro
zu rechnen. Diese werden uberwiegend durch die Pflegebedurftigen in den ambulanten
und stationaren Pflegeeinrichtungen Uber die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigen-
anteilbegrenzung im Bereich der stationaren Pflege entfallt davon ein geringer und nicht
genau bezifferbarer Anteil in der Grélienordnung eines einstelligen Millionenbetrags auf
die soziale Pflegeversicherung. Um Pflegebediirftige vor Uberforderung durch steigende
Pflegekosten zu schitzen, zahlt die Pflegeversicherung einen Leistungszuschlag zum
pflegebedingten Eigenanteil der pflegebedurftigen Person, der mit der Dauer der vollstati-
onaren Pflege steigt. Ebenfalls entfallt ein geringer und nicht genau bezifferbarer Anteil
auf die Sozialhilfetrager.

Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosteneinsparungen bei den Pflegebe-
durftigen fur die Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung ergeben werden. Auf-
grund der Zahlung einer Ausbildungsverguitung fir die Studierenden wird es vermutlich zu
einer Verschiebung von Ausbildungszahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeaus-
bildung kommen. Es wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden
sich aufgrund der Ausbildungsvergitung fir die hochschulische Pflegeausbildung und
gegen eine fachschulische Pflegeausbildung entscheiden werden. Uber alle Semester
hinweg werden sich rund 1.000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die sich
gegen eine berufliche Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf Seiten der
Pflegebedurftigen eine Kostenersparnis von rund 11,2 Millionen Euro.

Fur die private Pflege-Pflichtversicherung ergeben sich durch ihre zehnprozentige Beteili-
gung an den Kosten der Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung geschatzte Mehr-
kosten in Hohe von rund 300.000 Euro.

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind wegen des geringen Um-
fangs der finanziellen Auswirkungen im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt nicht zu er-
warten.
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G-AIS-K-Wi

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der hochschulischen
Pflegeausbildung, zu Erleichterungen bei der Anerkennung
auslandischer Abschliisse in der Pflege und zur Anderung
weiterer Vorschriften (Pflegestudiumstarkungsgesetz - PflIStudStG)

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 26. Mai 2023
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ersten Blrgermeister
Dr. Peter Tschentscher

Sehr geehrter Herr Président,

hiermit tbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der hochschulischen Pflegeausbildung,

zu Erleichterungen bei der Anerkennung auslandischer Abschlisse in der

Pflege und zur Anderung weiterer Vorschriften (Pflegestudiumstarkungsgesetz —
PfIStudStG)

mit Begriindung und Vorblatt.

Federfihrend sind das Bundesministerium fir Gesundheit und das Bundes-
ministerium fr Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemal § 6 Absatz 1 NKRG
ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriiRen
Olaf Scholz

Fristablauf: 07.07.23
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Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der hochschulischen Pflegeaus-
bildung, zu Erleichterungen bei der Anerkennung auslandischer Ab-
schlusse in der Pflege und zur Anderung weiterer Vorschriften

(Pflegestudiumstarkungsgesetz — PfIStudStG)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Inhaltstibersicht
Artikel 1 Anderung des Pflegeberufegesetzes
Artikel 2 Weitere Anderung des Pflegeberufegesetzes
Artikel 3 Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung
Artikel 4  Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverordnung
Artikel 5 Anderung des Hebammengesetzes
Artikel 6  Anderung der Studien- und —Priifungsverordnung fir Hebammen
Artikel 7 Anderung des MT-Berufe-Gesetzes
Artikel 8 Anderung der MT-Ausbildungs- und Priifungsverordnung

Artikel 9 Inkrafttreten

Artikel 1

Anderung des Pflegeberufegesetzes

Das Pflegeberufegesetz vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2581), das zuletzt durch Artikel
9a des Gesetzes vom 11. Juli 2021 (BGBI. | S. 2754), geandert worden ist wird wie folgt
geandert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:

a) Nach der Angabe zu § 38 werden die folgenden Angaben eingefiigt:
,838a  Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung

§38b  Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung®.

b) Nach der Angabe zu § 39 wird die folgende Angabe eingefugt:

,839a  Finanzierung der hochschulischen Pflegeausbildung”.
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c) Nach der Angabe zu § 66a werden die folgenden Angaben eingefugt:

,866b  Ubergangsvorschriften und Zahlung einer Vergiitung fiir begonnene hochschulische Pflegeausbildun-
gen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung

§66¢c Uberleitung von begonnenen hochschulischen Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der
am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung".

2. In 8 26 Absatz 1 werden nach der Angabe ,Teil 2" die Worter ,und Teil 5" eingefiigt.
3. 8§27 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Pflegeberufsausbildung” durch das Wort ,Aus-
bildung” ersetzt.

b) Folgender Absatz 3 wird angefugt:

»(3) Zu den Kosten der Ausbildung gehéren auch die Kosten der zuséatzlichen
Ausbildung nach § 14.“

4. §29 Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

.Diese Erklarungen kénnen auch nur fir die Finanzierung der Trager der praktischen
Ausbildung, die Finanzierung der Pflegeschulen oder die Finanzierung der zuséatzlichen
Ausbildung nach § 14, auch in Verbindung mit § 37 Absatz 5, abgegeben werden.”

5. 8§30 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die zusténdige Behorde des Landes, die Landeskrankenhausgesellschaft, die Verei-
nigungen der Tréager der ambulanten oder stationaren Pflegeeinrichtungen im Land,
die Landesverbénde der Kranken- und Pflegekassen sowie der Landesausschuss des
Verbandes der privaten Krankenversicherung legen durch gemeinsame Vereinbarun-
gen Pauschalen zu den Kosten der praktischen Ausbildung einschlie3lich der Kosten
fur die zuséatzliche Ausbildung nach § 14, auch in Verbindung mit § 37 Absatz 5, fest;
sie kénnen jeweils gesonderte Pauschalen festlegen.”

6. 8 32 Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

.Die Verwaltungskostenpauschale wird dem Betrag nach Absatz 1 als Aufschlag hin-
zugerechnet. Sie wird beim Finanzierungsbedarf und im Ausgleichsfonds gesondert
ausgewiesen.”

7. In 8 33 Absatz 6 Satz 2 werden nach dem Wort ,sind“ ein Komma und die Worter ,oder
Einzelheiten zur Abweichung von dem Zeitpunkt der Einzahlung einschlieBlich der
Mdglichkeit von anteiligen Einzahlungen nach Absatz 1 Nummer 3, sofern die Liquiditat
des Ausgleichfonds zum Zeitpunkt der Auszahlung der Ausgleichszuweisung im ent-
sprechenden Finanzierungszeitraum weiterhin sichergestellt ist* eingefiigt.

8. In 8 34 Absatz 2 wird das Wort ,leitet“ durch das Wort ,hat* und wird das Wort ,weiter"
durch das Wort ,weiterzuleiten“ ersetzt.

9. § 38 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,Es" die Worter ,jist ein duales Studium
und“ eingeflgt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geéndert:
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aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

»Sie werden auf der Grundlage eines Ausbildungsplans durchgefiihrt, der vom
Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung nach
§ 38a nach den MalRgaben der Hochschule fiir jede studierende Person zu
erstellen ist.”

bb) In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort ,Einrichtungen® die Worter ,im
Umfang von mindestens 10 Prozent der wéhrend eines Einsatzes zu leisten-
den praktischen Ausbildungszeit* eingefiigt.

c) Absatz 4 Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

»Sle schlielt einen Kooperationsvertrag mit einem Trager des praktischen Teils
der hochschulischen Ausbildung nach § 38a, um die Durchfiihrung der Praxisein-
satze sicherzustellen. Die Hochschule priift, ob der Ausbildungsplan fur den prak-
tischen Teil den Anforderungen des modularen Curriculums entspricht. Ist dies
nicht der Fall, ist der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Ausbildung
nach 8 38a verpflichtet, den Ausbildungsplan so anzupassen, dass er dem modu-
laren Curriculum entspricht.”

10. Nach § 38 werden die folgenden 88 38a und 38b eingefligt:

.8 38a
Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung

(1) Der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung tber-
nimmt auf Grundlage des mit der Hochschule getroffenen Kooperationsvertrags die
Verantwortung fir die Organisation und Durchfiihrung der Praxiseinsatze. Er hat tiber
Vereinbarungen mit den weiteren, am praktischen Teil der hochschulischen Pflegeaus-
bildung beteiligten Einrichtungen zu gewéhrleisten, dass die Praxiseinsatze auf Grund-
lage des Ausbildungsplans zeitlich und sachlich gegliedert so durchgefiihrt werden
kénnen, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann.

(2) Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung im Sinne
von Absatz 1 kénnen ausschlief3lich Einrichtungen nach 8 7 Absatz 1 sein,

1. die eine Hochschule selbst betreiben oder

2. die mit mindestens einer Hochschule einen Kooperationsvertrag tiber die Durch-
fuhrung der theoretischen und praktischen Lehrveranstaltungen geschlossen ha-
ben.

(3) Die Aufgaben des Tragers des praktischen Teils der hochschulischen Pflege-
ausbildung nach Absatz 1 kdnnen von einer Hochschule wahrgenommen werden,
wenn Trageridentitat besteht oder soweit der Trager des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung die Wahrnehmung der Aufgaben durch Vertrag mit der
Hochschule auf diese Gbertragen hat. Die Hochschule kann fur die Aufgaben nach Satz
1 auch zum Abschluss des Ausbildungsvertrages nach § 38b fir den Tréager des prak-
tischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung bevollméachtigt werden.
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11.

12.

§ 38b

Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung

(1) Zwischen dem Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung und der oder dem Studierenden wird ein Ausbildungsvertrag zur hochschuli-
schen Pflegeausbildung tber die sich aus dem akkreditierten Studiengangskonzept er-
gebende gesamte Dauer der hochschulischen Pflegeausbildung geschlossen. Die Vor-
schriften von Teil 2 Abschnitt 2 finden mit der MalRgabe entsprechend Anwendung,
dass der Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung erst wirksam wird,
wenn die oder der Studierende dem Trager des praktischen Teils der hochschulischen
Pflegeausbildung eine schriftliche oder elektronische Studienplatzzusage einer Hoch-
schule, mit der der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung
einen Kooperationsvertrag nach § 38 Absatz 4 Satz 2 abgeschlossen hat, vorlegt.

(2) Der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung hat
der oder dem Studierenden wahrend der gesamten Dauer des Vertragsverhaltnisses
eine angemessene monatliche Vergutung zu zahlen.

(3) Studierende sind wahrend der gesamten Dauer des Vertragsverhaltnisses Ar-
beitnehmer im Sinne von 8§ 5 des Betriebsverfassungsgesetzes oder von 8 4 des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes des Tragers des praktischen Teils der hochschuli-
schen Pflegeausbildung.”

8§ 39 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die UberprUfung der Kompetenzen nach § 5, nach § 37 und erforderlichenfalls nach
§ 14 erfolgt nach Absatz 1 Satz 2 im Rahmen von Modulprifungen.”

Nach § 39 wird folgender § 39a eingeflugt:

.8 39a
Finanzierung der hochschulischen Pflegeausbildung
(1) Mit dem Ziel,
1. bundesweit die hochschulische Pflegeausbildung zu starken,

2. eine ausreichende Zahl hochschulisch qualifizierter Pflegefachfrauen und Pflege-
fachméanner auszubilden,

3. Nachteile im Wettbewerb zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden Einrich-
tungen zu vermeiden,

4. die Ausbildung in kleineren und mittleren Einrichtungen zu starken und
5. wirtschaftliche Ausbildungsstrukturen zu gewahrleisten,

werden die Kosten der Ausbildungsvergitung und des praktischen Teils der hochschu-
lischen Pflegeausbildung einschlie3lich der Kosten der Praxisanleitung durch Aus-
gleichsfonds nach Mal3gabe von Absatz 2 und 3 finanziert. Nicht zu den Kosten des
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung gehéren Investitionskosten im
Sinne von § 27 Absatz 1 Satz 4.
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14.

15.
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(2) Die fur die Kosten der Lehrveranstaltungen einschliel3lich der Betriebskosten
der Hochschulen und die Kosten der Praxisbegleitung geltenden Regelungen bleiben
unberihrt; eine Finanzierung tber die Ausgleichsfonds erfolgt insoweit nicht.

(3) Die Finanzierung durch Ausgleichsfonds erfolgt in entsprechender Anwen-
dung von 8 26 Absatz 2 bis 7 sowie § 28 bis § 36. An die Stelle der Mehrkosten der
Ausbildungsvergutung treten die Kosten der Ausbildungsvergutung. An die Stelle des
Tragers der praktischen Ausbildung tritt der Trager des praktischen Teils der hochschu-
lischen Pflegeausbildung. An die Stelle der Kosten der praktischen Ausbildung treten
die Kosten des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch in den Fallen des § 14 in Ver-
bindung mit § 37 Absatz 5.

§ 55 Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,8 59 Absatz 1,“ durch die Woérter .8 39a Absatz 3 oder
§ 59 Absatz 1, jeweils” ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
»1. die Trager der praktischen Ausbildung, die Trager des praktischen Teils
der hochschulischen Pflegeausbildung, die jeweils weiteren an der Aus-

bildung beteiligten Einrichtungen sowie die Pflegeschulen,*.

bb) In Nummer 2 werden nach den Wadrtern ,in der” die Waorter ,beruflichen oder
hochschulischen® eingefiigt.

§ 56 Absatz 3 wird wie folgt ge&ndert:

a) Im Satzteil vor der Aufzahlung werden nach der Angabe ,Teil 5" die Worter ,,sowie
der hochschulischen Pflegeausbildung nach 8§ 39a“ eingeflgt.

b) In Nummer 1 wird die Angabe ,nach § 27" durch die Wérter ,nach den 88 27 und
39a“ ersetzt.

c) In Nummer 2 werden nach den Wortern ,den 88 29 bis 31" die Worter ,sowie der
Maoglichkeit von Schatzungen durch die zustandige Stelle” eingefugt.

d) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. die Aufbringung des Finanzierungsbedarfs einschlief3lich der Hohe der Ver-
waltungskostenpauschale nach § 32 Absatz 2 sowie der Zahl- und Umlage-
verfahren nach § 33 Absatz 2 bis 7,".

e) Im Satzteil nach der Aufzéhlung werden nach den Woértern ,Finanzierung der be-
ruflichen” die Warter ,und hochschulischen* eingeflgt.

Nach § 66a werden die folgenden 88 66b und 66c¢ eingefiigt:
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.8 66b

Ubergangsvorschriften und Zahlung einer Vergiitung fiir begonnene hochschulische
Pflegeaushbildungen nach Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 gel-
tenden Fassung

(1) Eine hochschulische Pflegeausbildung, die auf Grundlage von Teil 3 dieses
Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung begonnen wurde, kann bis
zum 31. Dezember 2028 auf dieser Grundlage abgeschlossen werden.

(2) Eine studierende Person, die eine hochschulische Pflegeausbildung auf
Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fas-
sung begonnen hat und gemaf Absatz 1 fortsetzt, hat gegeniiber der Einrichtung nach
8 7 Absatz 1, bei der der Uberwiegende Teil ihrer Praxiseinsatze stattfindet, einen An-
spruch auf Abschluss eines schriftlichen Vertrages fir die sich aus dem akkreditierten
Studiengangskonzept ergebende weitere Dauer der hochschulischen Pflegeausbil-
dung. Durch den Vertrag wird die Einrichtung nach Satz 1 zur Zahlung einer angemes-
senen Vergutung an die studierende Person verpflichtet.

(3) Der Vertrag nach Absatz 2 muss mindestens Folgendes enthalten:

1. den Beginn des Vertragsverhaltnisses und den Zeitpunkt, zu dem das Vertrags-
verhaltnis endet,

2. Vereinbarungen Uber Zahlung und Hohe einer angemessenen Vergutung fur die
gesamte weitere Dauer der hochschulischen Pflegeausbildung einschlie3lich des
Umfangs etwaiger Sachbeziige,

3. die Voraussetzungen, unter denen der Vertrag gekiindigt werden kann, einschlief3-
lich eines Hinweises auf die Mdglichkeit der Vertragsverlangerung entsprechend
8 21 Absatz 2,

4. einenin allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die dem Vertrag gegebenenfalls
zugrundeliegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder Dienstvereinbarun-
gen.

8§ 16 Absatz 3 bis 5, § 17, auch in Verbindung mit § 37 Absatz 3, § 19 Absatz 2 und 3
sowie die 88 21 bis 25 gelten entsprechend. Studierende Personen nach Absatz 2 ste-
hen den zur Berufsausbildung Beschaftigten im Sinne sozialversicherungsrechtlicher
Bestimmungen gleich.

(4) Die durch die Zahlung einer nach Absatz 2 Satz 2 vertraglich vereinbarten
Vergitung entstehenden Kosten der Einrichtung nach 8§ 7 Absatz 1, bei der der tber-
wiegende Teil der Praxiseinséatze der studierenden Person stattfindet, werden im Fi-
nanzierungsverfahren nach § 39a bertcksichtigt.

8 66C

Uberleitung von begonnenen hochschulischen Pflegeausbildungen nach Teil 3 dieses
Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung

Die Moglichkeit der Uberleitung bereits auf Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes
in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung begonnener hochschulischer Pfle-
geausbildungen in eine hochschulische Pflegeausbildung auf Grundlage von Teil 3 die-
ses Gesetzes in der geltenden Fassung bleibt unberihrt. Das Nahere regeln die Lan-
der.”
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Artikel 2

Weitere Anderung des Pflegeberufegesetzes

Das Pflegeberufegesetz, das zuletzt durch Artikel 1 geadndert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

Die Angabe zur § 41 wird wie folgt gefasst:

.841 Gleichwertigkeit entsprechender Ausbildungen®.

Nach der Angabe zu § 48 werden die folgenden Angaben eingefiigt:

LJAbschnitt 2a

Partielle Berufsausiibung
§48a Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung
§48b  Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung".

Nach der Angabe zu § 64 wird folgende Angabe eingefiigt:

.8 64a  Anspruch auf die Wahl einer anderen Berufsbezeichnung®.

Die Angabe zur Anlage wird aufgehoben.

2. In 8 5 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,interkulturellen* ein Komma und das
Wort ,digitalen* eingeflgt.

3. 87 Absatz 6 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Im Wortlaut werden die Worter ,bei der zustéandigen Stelle nach § 26 Absatz 4*
gestrichen.

Folgender Satz wird angeflgt:

.Die Ombudsstelle kann bei der zustandigen Stelle nach § 26 Absatz 4 eingerichtet
werden.”

4. In 810 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,Auszubildenden” die Worter ,schriftlich
oder elektronisch” eingeflgt.

5. 8§16 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 10 werden nach dem Wort ,kann* ein Komma und die Waorter ,ein-
schlie3lich eines Hinweises auf die Moglichkeit der Vertragsverlangerung nach
§ 21 Absatz 2“ eingefliigt sowie das Wort ,,und” gestrichen.

In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und“ ersetzt.

Folgende Nummer 12 wird angefiigt:

»,12. die Form des Ausbildungsnachweises nach § 17 Satz 2 Nummer 3."
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6. In § 17 Satz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort ,schriftlichen* die Worter ,,oder elekt-
ronischen” eingefugt.

7. 840 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefigt:

,Die zusténdige Behdrde kann bei der Prifung der Gleichwertigkeit des Ausbil-
dungsstandes vorhandene Informationen Uber die Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person, insbesondere in Form von Mustergutachten der Gutachten-
stelle fur Gesundheitsberufe, beriicksichtigen.”

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:

.(3a) Verzichtet die antragstellende Person endgiltig auf die Prifung der
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes durch die zusténdige Stelle, ist ein
gleichwertiger Kenntnisstand nachzuweisen. Absatz 3 Satz 2 und 3 gelten entspre-
chend. Die antragstellende Person ist Uber die Rechtsfolgen des Verzichts nach
Satz 1 und die Wahlmdglichkeiten nach Absatz 3 Satz 3 aufzuklaren.”

8. 8§41 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.8 41
Gleichwertigkeit entsprechender Ausbildungen®.
Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Fur Personen, die eine Erlaubnis nach 8 1 Absatz 1 beantragen, gilt die
Voraussetzung des 8 2 Nummer 1 als erfillt, wenn aus einem Européischen Be-
rufsausweis oder aus einem in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Européischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz erworbenen Ausbildungsnachweis hervorgeht,
dass die antragstellende Person eine Pflegeausbildung, die den Mindestanforde-
rungen des Artikels 31 in Verbindung mit dem Anhang V Nummer 5.2.1. der Richt-
linie 2005/36/EG entspricht, erworben hat und dies durch Vorlage eines im Anhang
V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG aufgefiihrten und nach dem dort ge-
nannten Stichtag ausgestellten Ausbildungsnachweis eines der Ubrigen Mitglied-
staaten der Europaischen Union nachweist. Satz 1 gilt entsprechend fir im An-
hang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG aufgefiihrte und nach dem 31.
Dezember 1992 ausgestellte Ausbildungsnachweise eines anderen Vertragsstaa-
tes des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz.
Gleichwertig zu den in Satz 1 genannten Ausbildungsnachweisen sind nach einem
der im Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG aufgefiihrten Stichtage
von den Ubrigen Mitgliedstaaten der Européischen Union oder anderen Vertrags-
staaten des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz ausgestellte Ausbildungsnachweise der Pflegefachfrau oder des Pflege-
fachmanns, die den fir den betreffenden Staat im Anhang V Nummer 5.2.2. der
Richtlinie 2005/36/EG aufgefiihrten Bezeichnungen nicht entsprechen, aber mit ei-
ner Bescheinigung der zustéandigen Behdrde oder Stelle des Staates dariber vor-
gelegt werden, dass sie eine Ausbildung abschlieRen, die den Mindestanforderun-
gen des Artikels 31 in Verbindung mit dem Anhang V Nummer 5.2.1. der Richtlinie
2005/36/EG entspricht und den fiir diesen Staat im Anhang V Nummer 5.2.2. der
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Richtlinie 2005/36/EG genannten Nachweisen gleichsteht. Inhaber eines bulgari-
schen Beféahigungsnachweises fur den Beruf des ,,coengwep” (,Feldscher®) haben
keinen Anspruch auf Anerkennung ihres beruflichen Befahigungsnachweises in
anderen Mitgliedstaaten im Rahmen dieses Absatzes. Der Anhang V Nummer
5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG findet im Rahmen dieses Gesetzes in seiner je-
weils geltenden Fassung Anwendung.”

In Absatz 2 Satz 1 und 4, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 werden jeweils nach den
Wadrtern ,Europaischen Wirtschaftsraum* die Worter ,oder der Schweiz* eingefligt.

8 42 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden nach der Angabe ,25. Juni 1991 ein Komma
und die Wérter ,im Falle Kroatiens vor dem 8. Oktober 1991* eingefugt.

In Absatz 4 werden die Wérter ,der Anlage zu diesem Gesetz* durch die Warter
»~Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG" ersetzt.

§ 44 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Staatsangehdorige eines Mitgliedstaates der Europaischen Union, eines Vertrags-
staates des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz, die zur Ausuibung des Berufes der Pflegefachfrau oder des Pflegefach-
manns in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union, einem anderen
Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aufgrund ei-
ner nach deutschen Rechtsvorschriften abgeschlossenen Ausbildung oder auf-
grund eines den Anforderungen des § 41 Absatz 1 entsprechenden Ausbildungs-
nachweises berechtigt sind und in einem dieser Staaten rechtm&Rig niedergelas-
sen sind, durfen als dienstleistungserbringende Personen im Sinne des Artikels 57
des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Européaischen Union (ABI. C 326 vom
26.10.2012, S. 47) vorubergehend und gelegentlich ihren Beruf im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes ausiben.”

Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Staatsangehdorige eines Mitgliedstaates der Europaischen Union, eines Vertrags-
staates des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz, die zur Ausiibung des Berufes der Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
gerin oder des Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers oder der Altenpflegerin
oder des Altenpflegers in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union,
einem anderen Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraumes oder der
Schweiz aufgrund einer nach deutschen Rechtsvorschriften abgeschlossenen
Ausbildung oder aufgrund eines den Anforderungen des § 41 Absatz 2 entspre-
chenden Ausbildungsnachweises berechtigt sind und

1. ineinem dieser Staaten rechtmal3ig niedergelassen sind oder,

2. wenn der Beruf der Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder des Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegers oder der Altenpflegerin oder des Alten-
pflegers oder die Ausbildung zu diesem Beruf im Niederlassungsstaat nicht
reglementiert ist, diesen Beruf wéhrend der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens ein Jahr in einem oder in mehreren dieser Staaten rechtmafiig aus-
geulbt haben,
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11.

12.

13.

c)

dirfen als dienstleistungserbringende Personen im Sinne des Artikels 57 des Ver-
trages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union voriibergehend und gele-
gentlich ihren Beruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes ausiben.”

In Absatz 4 wird das Wort ,Berufserlaubnis® durch die Warter ,Erlaubnis zum FUh-
ren der Berufsbezeichnung” ersetzt.

In 8§ 47 Satz 1 werden jeweils nach den Wértern ,Européischen Wirtschaftsraum* die
Wadrter ,oder der Schweiz" eingefiigt.

In § 48 Absatz 3 werden nach den Wértern ,Européischen Wirtschaftsraum® die Wérter
,oder der Schweiz" eingeflgt.

Nach § 48 wird folgender Abschnitt 2a eingeflgt:

LAbschnitt 2a

Partielle Berufsaustibung

§ 48a
Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung
(1) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung ist auf Antrag zu erteilen, wenn

die antragstellende Person ohne Einschrankung qualifiziert ist, in einem anderen
Mitgliedstaat der Européaischen Union, in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz eine be-
rufliche Tatigkeit auszuiiben, die der Tatigkeit eines Berufs nach diesem Gesetz
nur partiell entspricht,

die Unterschiede zwischen der in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union, in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Européischen
Wirtschaftsraum oder der Schweiz rechtmafiig ausgetbten beruflichen Tatigkeit
und den Tatigkeiten, die unter denjenigen in diesem Gesetz geregelten Beruf, fur
den eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung angestrebt wird, fallen, so we-
sentlich sind, dass die Anwendung von Anpassungsmal3nahmen nach § 40 Absatz
3 der Anforderung an die antragstellende Person gleichkame, die vollstdndige Aus-
bildung nach diesem Gesetz zu absolvieren,

die rechtméfig ausgeubte berufliche Tatigkeit nach Nummer 1 eine oder mehrere
der vorbehaltenen Tatigkeiten nach 8 4 umfasst und

die Voraussetzungen nach § 2 Nummer 2 bis 4 vorliegen.
(2) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung darf nicht erteilt werden, wenn

der Patientenschutz oder der Schutz der 6ffentlichen Gesundheit der Erteilung ent-
gegen steht oder

eine automatische Anerkennung der Berufsqualifikation méglich ist.
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(3) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung ist auf die Tatigkeiten zu be-
schranken, in denen die antragstellende Person eine Qualifikation nach Absatz 1 Num-
mer 1 und 3 nachgewiesen hat.

(4) Die berufliche Tatigkeit wird unter der Berufsbezeichnung des Staates, in dem
die Qualifikation nach Absatz 1 Nummer 1 erworben wurde, ausgeiibt und mit dem
Hinweis auf

1. den Namen dieses Staates und
2. die Tatigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung beschrénkt ist.

(5) Personen mit einer Erlaubnis zur partiellen Berufsausibung haben im Umfang
dieser Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Person mit einer Erlaubnis
zum Fuhren der Berufsbezeichnung nach 8§ 1 Absatz 1. Sie dirfen insbesondere eine
oder mehrere vorbehaltene Tatigkeiten nach 8§ 4 ausiben, soweit sie in den Umfang
der Erlaubnis zur partiellen Berufsausibung fallen.

(6) § 3 giltfur die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung entsprechend.

§ 48b
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung

(1) Fardie Erbringung von voriibergehenden und gelegentlichen Dienstleistungen
im Sinne von Artikel 57 des Vertrages uber die Arbeitsweise der Européaischen Union
im Rahmen einer partiellen Berufsausibung bedarf es einer Genehmigung durch die
zustandige Behoérde. Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn:

1. die antragstellende Person eine Staatsangehorige oder ein Staatsangehdriger ei-
nes Mitgliedstaates der Européischen Union, eines Vertragsstaates des Abkom-
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz ist,

2. die antragstellende Person in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union, in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Européischen
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz zur Austubung des Berufs, dessen Tatigkeit
der Tatigkeit in einem der Berufe nach diesem Gesetz nur partiell entspricht, recht-
mafig niedergelassen ist und

a) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat der Européischen Union, in diesem Ver-
tragsstaat des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum oder in
der Schweiz reglementiert ist oder

b) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat der Europaischen Union, in diesem Ver-
tragsstaat des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum oder in
der Schweiz nicht reglementiert ist und die antragstellende Person diesen Be-
ruf wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr lang in ei-
nem oder in mehreren Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in einem oder
mehreren Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Européaischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz rechtmalfiig ausgeubt hat, und

3. die Voraussetzungen nach § 48a Absatz 1 Nummer 1 bis 4 vorliegen.

(2) Personen mit einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen
einer partiellen Berufsausiibung haben beim Erbringen der Dienstleistung in Deutsch-
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14.

15.

16.

17.

land im Umfang dieser Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Per-
son mit einer Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1. Sie
durfen insbesondere eine oder mehrere vorbehaltene Tétigkeiten nach 8§ 4 auslben,
soweit sie in den Umfang der Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen
einer partiellen Berufsausubung fallen.

(3) 83,844 Absatz 3und 4, § 46 Absatz 1, 2 und 4, § 48 Absatz 1 und 2, § 48a
Absatz 2 Nummer 1, Absatz 3 und 4, 8§ 50 Absatz 1 und 2 sowie § 51 gelten entspre-
chend.”

Nach § 52 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefiigt:

»(1a) Die Entscheidung nach § 48a trifft die zustandige Behdrde des Landes, in dem
die partielle Berufsaustibung vorgenommen werden soll. Die Entscheidung nach § 48b
trifft die zusténdige Behorde des Landes, in dem die Dienstleistung erbracht werden
soll oder erbracht worden ist.”

In 8 54 wird nach dem Wort ,,sowie” das Wort ,auch” eingeflgt.

In 8§ 55 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,anzuordnen“ die Worter ,und das
Verfahren zur Ermittlung und Erhebung der Daten nach § 62 zu regeln“ eingefigt.

8 56 wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das
Bundesministerium fiir Gesundheit werden ermadchtigt, gemeinsam durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Ausbildungs-
und Prifungsverordnung Folgendes zu regeln:

1. die Mindestanforderungen an die Ausbildung nach den Teilen 2, 3 und 5,
einschliel3lich der Zwischenpriifung nach 8§ 6 Absatz 5, die Berticksichti-
gung digitaler Lehrformate sowie genderspezifische Kompetenzvermitt-
lung,

2. das Nahere Uber die staatliche Prifung nach 8 2 Nummer 1, auch in Ver-
bindung mit § 58 Absatz 3, oder nach § 14 Absatz 6 in Verbindung mit § 2
Nummer 1 oder nach § 14 Absatz 7 in Verbindung mit § 2 Nummer 1,
jeweils auch in Verbindung mit § 58 Absatz 3 und § 59 Absatz 1, ein-
schlie3lich der Prifung nach 8§ 39, auch in Verbindung mit 8 37 Absatz 5,
hierzu zahlen insbesondere jeweils die konkrete Anzahl der prifenden
Personen in der jeweiligen Prifungssituation, die Voraussetzungen zum
Bestehen der Priifung, die Rolle der oder des Vorsitzenden des Prifungs-
ausschusses und die Urkunde fir die Erlaubnis nach 8§ 1 Absatz 1 oder §
58 Absatz 1 oder Absatz 2,

3. das Néhere zur Gliederung und Durchfiihrung der praktischen Ausbildung
nach 8 6 Absatz 3, einschlief3lich der Anrechnung von im Ausland durch-
gefuhrten Einsatzen, und Uber die Kooperationsvereinbarungen nach 8 6
Absatz 4, auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1,

4. das Né&here zur Errichtung, Zusammensetzung, Aufwandsentschadigung
und Konkretisierung der Aufgaben der Fachkommission nach § 53, auch
in Verbindung mit § 59 Absatz 1,
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5. das Nahere zu den Aufgaben der Geschéftsstelle nach § 53, auch in Ver-
bindung mit 8 59 Absatz 1, und

6. das Nahere zu den Aufgaben des Bundesinstituts fur Berufsbildung nach
§ 54, auch in Verbindung mit 8 59 Absatz 1."

bb) Die Satze 2 bis 5 werden aufgehoben.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist fur Inhaberinnen und Inhaber

von Ausbildungsnachweisen, die eine Erlaubnis nach 8 2 in Verbindung mit §§ 40,
41 oder 42 beantragen, Folgendes zu regeln:

1.

5.

das Verfahren bei der Prifung der Voraussetzungen des 8 2 Nummer 2 und
3, insbesondere die Vorlage der von der antragstellenden Person vorzulegen-
den Nachweise und die Ermittlung durch die zustédndige Behérde entspre-
chend Artikel 50 Absatz 1 bis 3 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie
2005/36/EG,

die Pflicht von Inhaberinnen und Inhabern von Ausbildungsnachweisen, nach
MafRgabe des Artikels 52 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG die Berufsbe-
zeichnung des Aufnahmemitgliedstaates zu fiihren und deren etwaige Abkdir-
zung zu verwenden,

die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis,

die Regelungen zur Durchfihrung und zum Inhalt der Anpassungsmafnah-
men nach 8§ 40 Absatz 3 Satz 2 und § 41 Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 Satz 2,
das Nahere zu den Prufungen, zur konkreten Anzahl der priifenden Personen
in der jeweiligen Prifungssituation, zum Bestehen der Prifung und zur Rolle
der oder des Vorsitzenden des Priifungsausschusses und

das Verfahren bei der Ausstellung eines Europaischen Berufsausweises.

Zudem ist in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 das Verfahren tber die Voraus-
setzungen zur Dienstleistungserbringung geman den 88 44 bis 48 zu regeln.”

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefugt:

»(2a) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist fir Berufsangehdrige, die ei-

nen Antrag nach § 48a oder nach § 48b stellen, Folgendes zu regeln:

1.

das Verfahren und das Néhere zu den Voraussetzungen der partiellen Berufs-
auslibung, insbesondere

a) die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsaustubung
nach § 48a,

b) das Verfahren bei der Prifung der Voraussetzungen des § 48a, insbeson-
dere die von der antragstellenden Person vorzulegenden Nachweise und
die Ermittlung durch die zustandige Behorde entsprechend Artikel 50 Ab-
satz 1 bis 3a in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG,

c) die Urkunde fur die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 48a
und
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18.

19.

20.

2. das Verfahren und das Néhere zu den Voraussetzungen der Dienstleistungs-
erbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung.”

Nach § 64 wird folgender § 64a eingefiigt:

.8 64a
Anspruch auf die Wahl einer anderen Berufsbezeichnung

(1) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung
.Pflegefachfrau” oder ,Pflegefachmann® erfiillt, kann statt dieser die Erlaubnis zum
Fuhren der Berufsbezeichnung ,Pflegefachperson” beantragen. Die die Erlaubnis nach
§ 1 Absatz 1 betreffenden Vorschriften sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Ur-
kunde fir die Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung ,Pflegefachfrau“ oder
~Pflegefachmann” bereits ausgestellt worden, ist diese auf die neue Berufsbezeichnung
abzuéndern.

(2) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung
JAltenpflegerin® oder ,Altenpfleger” erfillt, kann statt dieser die Erlaubnis zum Fihren
der Berufsbezeichnung ,Altenpflegefachperson” beantragen. Die die Erlaubnis nach
§ 1 Absatz 1 betreffenden Vorschriften sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Ur-
kunde fur die Erlaubnis zum Fihren der Berufshezeichnung ,Altenpflegerin“ oder ,Al-
tenpfleger” bereits ausgestellt worden, ist diese auf die neue Berufsbezeichnung abzu-
andern.

(3) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung
~Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin“ oder ,Gesundheits- und Kinderkranken-
pfleger” erfullt, kann statt dieser die Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung ,,Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegefachperson* beantragen. Die die Erlaubnis nach
8 1 Absatz 1 betreffenden Vorschriften sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Ur-
kunde fur die Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung ,,Gesundheits- und Kinder-
krankenpflegerin“ oder ,Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger bereits ausgestellt
worden, ist diese auf die neue Berufsbezeichnung abzuéndern.

(4) Wer die Voraussetzungen der Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung
~Gesundheits- und Krankenpflegerin oder ,Gesundheits- und Krankenpfleger” erfllt,
kann statt dieser die Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbezeichnung ,Gesundheits- und
Krankenpflegefachperson beantragen. Die die Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 betreffen-
den Vorschriften sind entsprechend anzuwenden. Ist eine Urkunde fur die Erlaubnis
zum Fuhren der Berufsbezeichnung ,Gesundheits- und Krankenpflegerin“ oder ,Ge-
sundheits- und Krankenpfleger” bereits ausgestellt worden, ist diese auf die neue Be-
rufsbezeichnung abzuéndern.”

In 8§ 66a Absatz 2 werden nach den Wdrtern ,Européischen Wirtschaftsraum*® die Wor-
ter ,oder der Schweiz" eingefugt.

Die Anlage wird aufgehoben.
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Artikel 3

Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung

Die Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBI. |

S. 1622) wird wie folgt geandert:

1.

In der Bezeichnung werden die Wérter ,beruflichen Ausbildung” durch das Wort ,Aus-
bildungen* ersetzt.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) In der Angabe zu Teil 1 werden nach dem Wort ,beruflichen” die Worter ,,und der
hochschulischen® eingefiigt.

b) Nach der Angabe zu § 27 wird folgende Angabe eingefiigt:

.827a  Datenverarbeitung nach § 62 des Pflegeberufegesetzes*.

c) In der Angabe zu Anlage 1 wird nach dem Wort ,ohne" das Wort ,die” eingefigt
und werden die Worter ,nach § 27 Absatz 1 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes und
ohne die Kosten der Ausbildungsvergiitung nach § 39a Absatz 1 des Pflegeberu-
fegesetzes" angeflgt.

In der Uberschrift von Teil 1 werden nach dem Wort ,beruflichen* die Wérter ,und der
hochschulischen® eingefigt.

8 1 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Trager der praktischen Ausbildung im Sinne dieser Verordnung sind Tra-
ger der praktischen Ausbildung nach § 8 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes und
Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung nach § 38a
Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes, soweit im Folgenden nicht etwas anderes be-
stimmt ist.”

b) Folgende Abséatze 6 bis 9 werden angefiigt:

»(6) Pflegeausbildung im Sinne dieser Verordnung bezeichnet die berufliche
Ausbildung nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes sowie die hochschulische Pfle-
geausbildung nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes, soweit im Folgenden nicht
etwas anderes bestimmt ist.

(7) Ausbildungskosten im Sinne dieser Verordnung sind die Kosten der be-
ruflichen Pflegeausbildung nach § 27 des Pflegeberufegesetzes sowie die Kosten
des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung nach § 39a des Pfle-
geberufegesetzes, soweit im Folgenden nicht etwas anderes bestimmt ist.

(8) Ausbildungsvergutung im Sinne dieser Verordnung bezeichnet die Aus-
bildungsvergitung nach § 19 des Pflegeberufegesetzes, nach § 38b Absatz 1 Satz
2 in Verbindung mit § 19 des Pflegeberufegesetzes sowie nach § 66¢ des Pflege-
berufegesetzes, soweit im Folgenden nicht etwas anderes bestimmt ist.
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(9) Ausbildungsverhaltnis im Sinne dieser Verordnung ist das durch den Aus-
bildungsvertrag begriindete Verhaltnis zwischen einer oder einem Auszubildenden
und dem Trager der praktischen Ausbildung.”

5. 8§ 3 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,nach § 27 des Pflegeberufegesetzes” gestrichen
und wird das Wort ,Kosten“ durch das Wort ,,Ausbildungskosten” ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden jeweils die Worter ,Ausbildung nach dem Pflegeberufe-
gesetz* durch das Wort ,Pflegeausbildung” ersetzt.

c) In Absatz 5 werden nach den Woértern ,nach 8§ 31 des Pflegeberufegesetzes” ein
Komma und die Worter ,jeweils auch in Verbindung mit § 39a Absatz 3 des Pfle-
geberufegesetzes,” eingefligt und werden die Worter ,Kosten der Pflegeausbil-
dung” durch das Wort ,Ausbildungskosten” ersetzt.

6. In § 4 Absatz 1 werden nach den Wértern ,nach § 30 des Pflegeberufegesetzes” ein
Komma und die Wérter ,auch in Verbindung mit § 39a Absatz 3 des Pflegeberufege-
setzes," eingefligt.

7. 85 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. die Zahl der voraussichtlichen Ausbildungsverhaltnisse differenziert nach be-
ruflicher und hochschulischer Pflegeausbildung oder die voraussichtlichen
Schilerzahlen im Finanzierungszeitraum,*.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Ausbildung” die Worter ,nach § 8 Absatz 2
des Pflegeberufegesetzes” eingefiigt.

8. Nach 8§ 9 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflgt:

»(1a) Die zustandige Stelle berechnet die Verwaltungs- und Vollstreckungskosten
nach § 32 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes so, dass im Ausgleichsfonds fir den
Finanzierungszeitraum erneut 0,6 Prozent der Summe aller Ausbildungsbudgets als
Verwaltungskostenpauschale zur Verfigung stehen. Ergeben sich aus der Rechnungs-
legung der zustandigen Stelle nach 8§ 20 Uber einen Zeitraum von drei Finanzierungs-
zeitrdumen Mehr- oder Minderausgaben bei der Verwaltungskostenpauschale, die
Uber oder unter 0,6 Prozent der Summe aller Ausbildungsbudgets liegen, so kann dies
im nachstmoglichen Finanzierungszeitraum berticksichtigt werden, jedoch nicht mehr
als 0,1 Prozentpunkte bei den Mehrausgaben und nicht weniger als 0,2 Prozentpunkte
bei den Minderausgaben.”

9. Dem § 11 wird folgender Absatz 5 angefugt:

»(5) Teilt eine stationére oder ambulante Pflegeeinrichtung der zustéandigen Stelle
die Angaben nach den Absatzen 2 bis 4 nicht, nicht fristgemaR, fehlerhaft oder unvoll-
standig mit, fordert die zustandige Stelle die Pflegeeinrichtung mit einer Frist von zwei
Wochen zur Nachmeldung auf. Nach Ablauf der Frist kann die zustdndige Stelle diese
Angaben durch eine Schéatzung ersetzen. Die Lander kdnnen weitere, dariiber hinaus-
gehende Anforderungen an die Schatzbefugnis nach Satz 1 festlegen.*

10. Dem § 13 Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:
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.Im Fall des 8§ 33 Absatz 6 Satz 2 des Pflegeberufegesetzes kann der Zeitpunkt der
Einzahlung der Lander, einschliel3lich der Mdglichkeit von anteiligen Einzahlungen, ab-
weichend von Satz 1 vereinbart werden.”

11. In § 19 Absatz 1 werden die Warter ,nach § 8 des Pflegeberufegesetzes” gestrichen.

12. § 21 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,beruflichen” die Worter ,und der hochschuli-
schen” eingeflgt.

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden nach der Angabe ,Teil 2 ein Komma und die An-
gabe ,Teil 3“ eingeflgt.

13. 8 22 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:
aa) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
bb) Folgende Nummer 3 wird angefiigt:

»3. Art der durchgefuhrten Ausbildung beim Trager der praktischen Ausbil-
dung nach Teil 2, Teil 3 und nach Teil 5.

b) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Im Satzteil vor Buchstabe a wird nach der Angabe ,Teil 2* ein Komma und die
Angabe ,Teil 3" eingefugt.

bb) In Buchstabe f wird das Wort ,,und” durch ein Komma ersetzt und nach dem
Wort ,Pflegeschule” werden die Worter ,und der besuchten Hochschule samt
Studiengang* eingefugt.

cc) Folgender Buchstabe g wird angefugt:
»g) Art der Ausbildung nach Teil 2, Teil 3 oder nach Teil 5,°.

14. Nach § 27 wird folgender § 27a eingeflugt:

.8 27a
Datenverarbeitung nach § 62 des Pflegeberufegesetzes

Die zustandigen Stellen nach § 26 Absatz 4 des Pflegeberufegesetzes erheben
die Angaben nach 8§ 62 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes zum Zweck der Evaluie-
rung nach § 62 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes. Die Daten zur Wahl des Vertie-
fungseinsatzes als auch zur Ausubung des Wahlrechts nach 8§ 59 Absatz 2 oder 3 des
Pflegeberufegesetzes werden fir jede Auszubildende und fir jeden Auszubildenden
mit Abschluss der jeweiligen Ausbildung fur das laufende Kalenderjahr (Berichtsjahr)
erhoben. Diese Daten werden bis zum 15. Februar des auf das Berichtsjahr folgenden
Jahres an das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das
Bundesministerium fur Gesundheit Ubermittelt, erstmals zum 15. Februar 2024.“

15. Die Anlage 1 (zu § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1) wird wie folgt gedndert:
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a) In der Uberschrift wird nach dem Wort ,ohne* das Wort ,die* eingefiigt und werden
die Worter ,nach 8 27 Absatz 1 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes und ohne die
Kosten der Ausbildungsvergiitung nach § 39a Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes*
angefugt.

b) In dem Text vor der Tabelle werden nach der Angabe ,Abschnitt 3“ ein Komma
und die Worter ,nach Teil 3" eingefigt.

c) In der Tabelle wird in Abschnitt B. Nummer 1.2 in der zweiten Spalte die Angabe
.8 8" durch die Worter ,den 88 8 und 38a"“ ersetzt.

16. In Anlage 2 (zu 8 5 Absatz 1 Nummer 1) wird in Abschnitt I. die Nummer 5 wie folgt
gefasst:

»D. Fur Trager der praktischen Ausbildung nach § 8 Absatz 2 des Pflegeberufegeset-
zes die Mehrkosten der Ausbildungsvergitung nach 8§ 27 des Pflegeberufegeset-
zes je Auszubildender oder Auszubildendem, aufgeschliisselt nach Monaten,".

Artikel 4

Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverord-
nung

Die Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverordnung vom 2. Oktober 2018 (BGBI.
| S. 1572), die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBI. | S. 1018) geandert
worden ist, wird wie folgt geéndert: |

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:

a) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende Angabe eingefigt:

.843a  Erforderliche Unterlagen®.

b) Nach der Angabe zu § 45 wird folgende Angabe eingefiigt:

.845a Inhalt und Durchfiihrung der Kenntnispriifung nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufegesetzes als
anwendungsorientierte Parcoursprifung®.

c) Der Angabe zu § 48 werden die Worter ,,oder der Schweiz* angefugt.
d) Der Angabe zu § 49 werden die Worter ,,oder der Schweiz* angefuigt.

e) Nach der Angabe zu § 49 werden folgende Angaben eingefugt:

L/Abschnitt 2a

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 48a des Pflegeberufe-
gesetzes

§49a Frist der Behorde fir die Bestatigung des Antragseingangs

§49b  Erforderliche Unterlagen

8§49c  Frist der Behorde fir die Entscheidung tUber den Antrag
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8§49d Erlaubnisurkunde

Abschnitt 2b

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiel-
len Berufsausiibung

§49e Erforderliche Unterlagen®.

f) Nach der Angabe zu Anlage 12 wird folgende Angabe eingeflgt:

JAnlage 12a Urkunde Uber die Erlaubnis zur partiellen Berufsausibung®.
Dem § 2 wird folgender Absatz 4 angefugt:

.(4) Lehrformate, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten, kén-
nen als padagogische Hilfsmittel bei der Konzeption des theoretischen und praktischen
Unterrichts in einem angemessenen Umfang berucksichtigt werden. Die Teilnahme an
Lehrformaten nach Satz 1 ist von den Auszubildenden gegentber der Schule nachzu-
weisen. Das Nahere regeln die Lander."

§ 3 wird wie folgt geandert.

a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort ,,Auszubildenden” die Wérter ,schriftlich
oder elektronisch” eingefiigt.

b) Folgender Absatz 6 wird angefugt:

»(6) Die zustandige Behdrde kann auf3erhalb des Geltungsbereichs des Pfle-
geberufegesetzes absolvierte Teile der praktischen Ausbildung im Umfang ihrer
Gleichwertigkeit auf die Dauer der Einsatze nach Absatz 3 Satz 2 und 3 anrechnen.
Der Umfang der Anrechnung darf nicht mehr als 25 Prozent der Stunden des je-
weiligen Einsatzes betragen; dies gilt nicht fir die weiteren Einsétze und Stunden
zur freien Verteilung nach Anlage 7 Abschnitt VI. Nummer 1 und 2. Der Umfang
der Anrechnung darf insgesamt nicht mehr als 10 Prozent der Gesamtsumme der
Stunden der praktischen Ausbildung betragen. Das Erreichen des Ausbildungs-
ziels darf durch die Anrechnung nicht gefahrdet werden.*

Dem § 4 wird folgender Absatz 4 angefugt:

.(4) Lehrformate, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten, kén-
nen als padagogische Hilfsmittel bei der Konzeption der Qualifikationsmal3hahmen
nach Absatz 3 Satz 1 in angemessenem Umfang bericksichtigt werden. Eine vollstén-
dig digitale Durchfiihrung ist unbeschadet der Voraussetzungen von Satz 1 nur fur die
berufspadagogische Fortbildung zul&ssig. Die Teilnahme an digitalen Lehrformaten ist
vom Anbieter der QualifikationsmafRnahme festzustellen. Das Nahere regeln die Lan-
der.”

§ 10 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 werden die Worter ,in der Einrichtung tatig ist“ durch
die Wérter ,in der Einrichtung tétig sein soll* ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
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»(4) Die oder der Vorsitzende ist berechtigt, an allen Teilen der Prifung teilzu-
nehmen; ihr oder ihm steht kein Fragerecht zu. Eine Verpflichtung zur Anwesenheit
besteht nicht.”

6. In 8 11 Absatz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Worter ,oder elekt-
ronisch* eingefigt.

7. 814 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird das Wort ,mindestens” gestrichen.
bb) Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:
»Aus den Noten der Fachpruferinnen und Fachprifer fir jede Aufsichtsarbeit
bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses die Note fir die ein-
zelne Aufsichtsarbeit als das arithmetische Mittel. Aus den Noten der drei Auf-
sichtsarbeiten bildet die oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses die
Prufungsnote fur den schriftlichen Teil der Prifung als das arithmetische Mit-
tel. Die Berechnung der Noten nach den Satzen 2 und 3 erfolgt auf zwei Stel-
len nach dem Komma ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die
entsprechende Note nach § 17 zuzuordnen.”
b) Absatz 7 wird wie folgt gedndert:
aa) Im Wortlaut werden die Worter ,dem arithmetischen Mittel“ gestrichen und
werden die Woérter ,Noten der Aufsichtsarbeiten* durch das Wort ,Prifungs-
note* ersetzt.
bb) Folgende Satze werden angefiigt:
.Die Berechnung der Gesamtnote erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma
ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note
nach § 17 zuzuordnen.”
8. 815 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird das Wort ,mindestens” gestrichen.
bb) Satz 2 wird aufgehoben.
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Aus den Noten der Fachpriferinnen und Fachprifer fiir die in der Priifung
erbrachte Leistung bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses die
Prifungsnote fiir den mindlichen Teil der Priifung als das arithmetische Mittel. Die
Berechnung der Prufungsnote erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne
Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zu-

zuordnen.*”

c) Dem Absatz 7 werden die folgenden Satze angefugt:



10.

11.

12.

13.
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,Die Berechnung der Gesamtnote erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne
Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zu-
zuordnen.”

8 16 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,mindestens” gestrichen.
bb) Satz 2 wird aufgehoben.

Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Aus den Noten der Fachpriferinnen und Fachprifer fiir die in der Priifung
erbrachte Leistung bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses die
Prufungsnote fiir den praktischen Teil der Priifung als das arithmetische Mittel. Die
Berechnung der Prufungsnote erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne
Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zu-
zuordnen.”

Dem Absatz 9 werden die folgenden Satze angefugt:
,Die Berechnung der Gesamtnote erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne

Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zu-
zuordnen.”

In § 20 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort ,amtsérztlichen* durch das Wort ,qualifizierten”
ersetzt.

§ 24 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

.Fur die Prifung sind zwei Fachpriferinnen oder Fachprifer vorzusehen, von denen
es sich bei einer Person um eine arztliche Fachpriferin oder einen arztlichen Fachpri-
fer gemal Absatz 1 handelt.”

§ 30 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

c)

Dem Absatz 3 wird folgender Satz wird angeflgt:

,Die Berucksichtigung des Selbststudiums ist bei der Konzeption der Lehrveran-
staltungen in angemessenem Umfang zulassig.”

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:

»(38) Lehrformate, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten,
kénnen als padagogische Hilfsmittel bei der Konzeption der theoretischen und
praktischen Lehrveranstaltungen in einem angemessenen Umfang beriicksichtigt
werden.”

In Absatz 5 werden die Worter ,,§ 38 Absatz 3 Satz 4" durch die Worter ,,§ 38 Absatz
3 Satz 5" ersetzt.

§ 31 wird wie folgt ge&ndert:

a)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
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14.

15.

16.

b)

.Die Hochschule schlief3t fir die Durchfiihrung der Praxiseinsétze einen schriftli-
chen Kooperationsvertrag mit einer Einrichtung nach 8 7 Absatz 1 des Pflegebe-
rufegesetzes als Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbil-
dung und stellt darin sicher, dass die im Umfang von mindestens 10 Prozent der
wahrend eines Praxiseinsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit zu ge-
wahrleisende Praxisanleitung entsprechend den Vorgaben des modularen Curri-
culums der Hochschule durchgefiuihrt wird.”

Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

»Sle regelt Uber den Kooperationsvertrag mit dem Tréager des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung die Durchfiihrung der Praxisbegleitung in den
Einrichtungen und die Zusammenarbeit mit den Praxisanleiterinnen und Praxisan-
leitern. Die an der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen unterstiitzen
die Hochschule bei der Durchfiihrung der Praxisbegleitung.”

Folgender Absatz 4 wird angeflgt:

.(4) 8 3 Absatz 6 gilt entsprechend.”

Dem § 32 Absatz 4 wird folgender Satz angefugt:

,Die Prifungen nach den 88 35 bis 37 sollen zum Ende des Studiums erfolgen.”

§ 33 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Die Vorsitzenden sind jeweils berechtigt, an allen Teilen der Prifung teilzu-

nehmen; ihnen steht kein Fragerecht zu. Eine Verpflichtung zur Anwesenheit besteht
nicht.”

§ 35 wird wie folgt ge&ndert:

a)

b)

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird das Wort ,mindestens” gestrichen.
bb) Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

»~Aus den Noten der Priferinnen oder Prifer fur jede Aufsichtsarbeit bilden die
Vorsitzenden des Prifungsausschusses die Note fir die einzelne Aufsichtsar-
beit als das arithmetische Mittel. Aus den Noten der drei Aufsichtsarbeiten bil-
den die Vorsitzenden des Prifungsausschusses die Prifungsnote fir den
schriftlichen Teil der staatlichen Priifung als das arithmetische Mittel. Die Be-
rechnung der Noten nach den Sétzen 2 und 3 erfolgt auf zwei Stellen nach
dem Komma ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 17 zuzuordnen.”

Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

»(8) Soweit die Module im Curriculum hinsichtlich des Arbeitsaufwandes un-
terschiedlich gewichtet sind, ist dies abweichend von Absatz 6 im Hinblick auf die
Bildung des arithmetischen Mittels bei der Ermittlung der Prifungsnote fir den
schriftlichen Teil der staatlichen Priifung nach Absatz 6 zu beriicksichtigen.”

17. § 36 wird wie folgt ge&ndert:

a)

Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
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aa) In Satz 1 wird das Wort ,mindestens"” gestrichen.
bb) Satz 2 wird aufgehoben.
Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

»(6) Aus den Noten der Priferinnen oder Prifer fur die in einem Modul er-
brachte Leistung bilden die Vorsitzenden des Priifungsausschusses die Prifungs-
note fir den mundlichen Teil der staatlichen Prifung als das arithmetische Mittel.
Sofern mehrere Module fir den mindlichen Teil der Prifung festgelegt wurden,
bilden die Vorsitzenden des Prifungsausschusses aus den einzelnen Noten der
Module die Prufungsnote fur den mindlichen Teil der staatlichen Prifung als das
arithmetische Mittel. Die Berechnung der Prufungsnote erfolgt auf zwei Stellen
nach dem Komma ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 17 zuzuordnen.”

18. § 37 wird wie folgt ge&ndert:

19.

20.

a)

b)

c)

In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,der praktischen Ausbildung den Vertiefungs-
einsatz nach § 6 Absatz 3 Satz 2" durch die Worter ,der Praxiseinsatze den Ver-
tiefungseinsatz nach § 38 Absatz 3 Satz 1" ersetzt.

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,mindestens” gestrichen.
bb) Satz 2 wird aufgehoben.

Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Aus den Noten der Priferinnen oder Prifer fur die in der Prifung er-
brachte Leistung bilden die Vorsitzenden des Priifungsausschusses die Prifungs-
note fir den praktischen Teil der staatlichen Prifung als das arithmetische Mittel.
Die Berechnung der Prufungsnote erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne

Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zu-
zuordnen.”

Dem § 43 Absatz 4 wird folgender Satz angefugt:

~WVenn die antragstellende Person tber eine aulRerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes und aulRerhalb eines Mitgliedstaats der Européaischen Union oder eines an-
deren Vertragsstaates des Abkommens lber den Européaischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz erworbene abgeschlossene Ausbildung verfligt, kann die Behdrde von
Satz 2 Nummer 3 und 4 abweichen.”

Nach § 43 wird folgender § 43a eingeflugt:

,3 43a
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die die Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbezeichnung nach § 1 des

Pflegeberufegesetzes aufgrund einer aul3erhalb des Geltungsbereichs des Pflegebe-
rufegesetzes erworbenen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende
Unterlagen beizuftigen:
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1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der ausge-
Ubten Erwerbstétigkeit in deutscher Sprache,

2. einen Identitatsnachweis,

3. eine Bescheinigung uber die erworbene Berufsqualifikation und die Ausbildungs-
nachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation belegen,

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung Uiber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

5. eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und

6. einen Nachweis Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

Fir den Fall, dass die auf3erhalb des Geltungsbereichs des Pflegeberufegesetzes er-
worbene Berufsqualifikation der automatischen Anerkennung unterliegt, sind die in 8
41 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes genannten Nachweise und Bescheinigungen
oder solche Nachweise vorzulegen, die geeignet sind, die in § 41 Absatz 1 des Pflege-
berufegesetzes genannten Voraussetzungen zu belegen.

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und Satz 2 sind der
zustandigen Behdrde in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu tber-
mitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und Satz 2 sind
Ubersetzungen in deutscher Sprache vorzulegen. Dariiber hinaus kann die zustandige
Behorde von allen nachgereichten Unterlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache
verlangen. Die Ubersetzungen sind von einer 6ffentlich bestellten oder beeidigten Dol-
metscherin oder Ubersetzerin oder einem &ffentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scher oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(3) Die zusténdige Behdorde kann abweichend von Absatz 2 eine andere Form fiir
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(4) Die zustandige Behorde kann die antragstellende Person auffordern, inner-
halb einer angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und zur Dauer der im Ausland
absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, so-
weit dies zur Bewertung der Voraussetzungen fir die automatische Anerkennung einer
Berufsqualifikation nach § 41 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes oder zur Bewertung
der Voraussetzungen nach § 40 Absatz 2 und 3 des Pflegeberufegesetzes erforderlich
ist. Soweit die Ausbildung in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union, in einem
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europdéischen Wirtschaftsraum oder in der
Schweiz absolviert wurde, kann sich die zustandige Behdérde an die zustéandige Stelle
des Ausbildungsstaats wenden.

(5) Bestehen begriindete Zweifel an der Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit
der vorgelegten Unterlagen, kann die zustandige Behdrde die antragstellende Person
auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte Abschriften o-
der weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mitglied-
staat der Europdischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens Uber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz ausgestellt oder anerkannt wurden,
kann sich die zustandige Behdérde im Fall begrindeter Zweifel an der Echtheit der Un-
terlagen sowohl an die zustandige Stelle des Ausbildungs- oder Anerkennungsstaats
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wenden, als auch die antragstellende Person auffordern, beglaubigte Abschriften vor-
zulegen. Eine solche Aufforderung hemmt nicht den Fristlauf nach § 43 Absatz 3.

(6) Die antragstellende Person hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, im
Inland eine Erwerbstétigkeit ausiiben zu wollen. Geeignete Unterlagen sind insbeson-
dere

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern,
2. ein Geschéftskonzept oder

3. der Vermerk Uber eine Standortberatung der Zentralen Servicestelle Berufsaner-
kennung.

Die zustandige Behorde darf nicht zwingend einen Vermerk Uber eine Standortbera-
tung nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Unterlagen die Erwerbsab-
sicht dargelegt wurde. Fir antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem Mitglied-
staat der Europdischen Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens tber den Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie fur Staatsangehorige dieser
Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine besonderen Griinde gegen eine
entsprechende Absicht sprechen.”

§ 44 wird wie folgt geandert:
a) Dem Absatz 1 werden folgende Séatze angefigt:

.Hierbei kdnnen insbesondere die Angaben in Mustergutachten der Gutachten-
stelle fur Gesundheitsberufe berticksichtigt werden. Anpassungslehrgang und Ab-
schlussgesprach kénnen auch in modularisierter Form auf der Grundlage eines
standardisierten Muster-Lehrplans durchgefihrt werden.”

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefiigt:

»(1a) Die zustandige Behdrde kann im Feststellungsbescheid hinsichtlich des
zeitlichen Umfangs Rahmenvorgaben treffen und die Entscheidung tber eine Ver-
kirzung oder Verlangerung des Anpassungslehrgangs auf eine geeignete Person
Ubertragen. Geeignet sind insbesondere Fachpriferinnen oder Fachprifer sowie
Praxisanleiterinnen oder Praxisanleiter, die den Teilnehmer oder die Teilnehmerin
wéhrend des Anpassungslehrgangs betreut haben. Die geeignete Person hat die
Entscheidung tber eine Verkiirzung oder Verlangerung des Anpassungslehrgangs
gegeniber der Behérde zu begriinden. Das Erreichen des Ziels des Anpassungs-
lehrgangs darf durch die Verkiirzung oder Verlangerung nicht gefahrdet werden.”

c) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
.Bei der Wahl des konkreten Einsatzortes der praktischen Ausbildung ist entschei-
dend, dass dort Patientinnen und Patienten mit entsprechendem Versorgungsbe-
darf versorgt werden.”

§ 45 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 1 wird nach Satz 3 folgender Satz eingefugt:

.Die Lander kdnnen fir mehrere zu prifende Personen einheitliche Kenntnispri-
fungen durchfthren.”

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
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aa) In Satz 2 wird nach der Angabe ,§ 10 Absatz 1“ die Angabe ,Satz 2“ eingefuigt.
bb) Die Satze 3 bis 5 werden durch folgende Satze ersetzt:

.Bewertet wird die Leistung entweder mit ,bestanden” oder mit ,nicht bestan-
den". Mit ,bestanden” wird sie bewertet, wenn sie den Anforderungen genugt,
also mindestens der Note ,ausreichend (4)" entspricht. Der mindliche Teil der
Kenntnisprifung ist bestanden, wenn alle Fachpriferinnen und Fachprtfer die
erbrachte Leistung mit ,bestanden” bewerten.”

c) In Absatz 5 Satz 2 wird jeweils nach der Angabe ,§ 10 Absatz 1“ die Angabe ,Satz
2" eingeflgt.

d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

»(6) Bewertet wird die Leistung entweder mit ,bestanden” oder mit ,nicht be-
standen”. Mit ,bestanden" wird sie bewertet, wenn sie den Anforderungen gentigt,
also mindestens der Note ,ausreichend (4)" entspricht. Der praktische Teil der
Kenntnisprifung ist bestanden, wenn alle Fachpruferinnen und Fachprifer die in
jeder Pflegesituation erbrachte Leistung mit ,bestanden” bewerten.”

e) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort ,Prifungskommission® die Warter ,an
Einrichtungen nach § 6 Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes
oder an von der zustandigen Behdrde als vergleichbar anerkannten Einrichtungen*®
eingefigt.

Nach § 45 wird folgender § 45a eingeflugt:

.8 45a

Inhalt und Durchfiihrung der Kenntnispriifung nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflege-
berufegesetzes als anwendungsorientierte Parcoursprifung

(1) Die Kenntnisprifung kann abweichend von 8§ 45 als anwendungsorientierte
Parcoursprifung durchgefihrt werden. In der Kenntnispriifung als anwendungsorien-
tierte Parcoursprifung hat die zu prifende Person nachzuweisen, dass sie uber die
Kompetenzen verfugt, die zur Ausiibung des Berufs der Pflegefachfrau oder des Pfle-
gefachmanns, des Berufs der Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder des Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegers oder des Berufs der Altenpflegerin oder des Al-
tenpflegers erforderlich sind.

(2) Der Parcours der Kenntnispriifung als anwendungsorientierte Parcourspri-
fung besteht aus funf Stationen. Gegenstand der Stationen der Kenntnisprufung als
anwendungsorientierte Parcoursprifung sind:

1. bei Personen, die eine Erlaubnis nach 8 1 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes be-
antragen, die Kompetenzbereiche | bis V der Anlage 2,

2. bei Personen, die eine Erlaubnis nach 8§ 58 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes
beantragen, die Kompetenzbereiche | bis V der Anlage 3,

3. bei Personen, die eine Erlaubnis nach 8§ 58 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes
beantragen, die Kompetenzbereiche | bis VV der Anlage 4.

Jede zu prifende Person muss die Stationen des Parcours in der Abfolge durchlaufen,
die fur sie oder ihn gemal Absatz 7 festgelegt ist.
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(3) Fur jede Prufungsaufgabe ist vorzulegen:
1. eine Beschreibung der Patientensituation,
2. Angaben zu zugelassenen Hilfsmitteln,
3. Instruktionen fiur die Fachpriferinnen oder die Fachprifer,

4. eine Rollenbeschreibung fir die Simulationspatientin oder den Simulationspatien-
ten und

5. ein strukturierter Bewertungsbogen.
Der strukturierte Bewertungsbogen enthalt

1. eine Musterlésung mit gewichteten Leistungsmerkmalen und eine Checkliste fir
jedes Leistungsmerkmal mit aufgabenspezifischen Einzelkriterien,

2. die fir jedes Leistungsmerkmal hdchstmdgliche Punktzahl und

3. die Bestehensgrenze, die in Prozent der insgesamt an der Station erreichbaren
Punktzahl anzugeben ist.

(4) An allen Stationen werden Simulationspatientinnen oder Simulationspatienten
eingesetzt. Die Fachpruferinnen oder Fachprufer und die Simulationspatientinnen oder
Simulationspatienten werden fir die Kenntnisprufung als anwendungsorientierter Par-
coursprufung geschult. Die Schulung erstreckt sich auf die Kenntnisse und Fertigkei-
ten, die fur eine ordnungsgemafe Durchfiihrung und Bewertung der Kenntnispriifung
als anwendungsorientierter Parcourspriifung benétigt werden.

(5) An jedem Parcours sollen funf zu priifende Personen teilnehmen. An jeder
Station wird eine zu prufende Person von einer Fachpriferin oder einem Fachprifer
nach 8 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und einer Fachpriferin oder einem Fachprifer
nach 8 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 geprift. Wahrend der Prufung sind den Fachpru-
ferinnen und Fachprifern Nachfragen gestattet, die sich auf das praktische Vorgehen
und insbesondere auf die vorbehaltenen Tatigkeiten im Rahmen des Pflegeprozesses
beziehen. An jeder Station betragt die Prifungszeit 30 Minuten. Die Zeit zum Wechsel
von einer Station zur nachsten betragt finf Minuten. In den Ablauf des Parcours sind
angemessene Pausenzeiten zu integrieren.

(6) Die an jeder Station erbrachte Leistung wird von beiden Fachpriferinnen oder
Fachprufern der jeweiligen Station anhand des strukturierten Bewertungsbogens ge-
trennt bewertet. Jede Fachpriferin oder jeder Fachprifer vergibt fur jedes Leistungs-
merkmal Punkte innerhalb der vorgegebenen Spannen. Nach Abschluss der Kenntnis-
prifung als anwendungsorientierte Parcoursprifung tbergibt jede Fachpriferin oder
jeder Fachprufer den von ihr oder ihm ausgefillten strukturierten Bewertungsbogen an
die oder den Vorsitzenden des Priufungsausschusses. Die oder der Vorsitzende des
Prifungsausschusses errechnet die erreichte Punktzahl der zu prifenden Person fir
die einzelnen Stationen. Die Punktzahl ist das arithmetische Mittel aus den von den
beiden Fachpriferinnen oder Fachpriifern vergebenen Punkten. Die oder der Vorsit-
zende des Priifungsausschusses stellt anhand der fiir jede einzelne Station errechne-
ten Punktzahl fest, ob die zu prifende Person die Kenntnispriifung als anwendungsori-
entierte Parcoursprifung bestanden hat. Die Kenntnispriifung als anwendungsorien-
tierte Parcoursprifung ist bestanden, wenn die zu prifende Person jede Station be-
standen hat. Eine Station der Kenntnisprifung als anwendungsorientierte Parcourspru-
fung ist bestanden, wenn die Punktzahl, die die zu prifende Person an dieser Station
erreicht hat, mindestens so hoch ist, wie es nach der Bestehensgrenze fir diese Station
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erforderlich ist. Die Kenntnispriifung als anwendungsorientierte Parcourspriifung kann
einmal wiederholt werden. Bei der Wiederholung ist die Kenntnispriifung als anwen-
dungsorientierte Parcourspriifung vollstdndig zu wiederholen.

(7) Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses organisiert die Kenntnis-
prufung als anwendungsorientierte Parcourspriifung und legt fur jede zu prifende Per-
son die Abfolge der Stationen fest. Sie oder er hat darauf zu achten, dass

1. die festgelegte Abfolge der Stationen der anwendungsorientierten Parcourspru-
fung eingehalten wird und

2. an jeder Station der Kenntnisprufung als anwendungsorientierte Parcoursprufung
nur die fur diese Station eingeteilte zu prifende Person anwesend ist.

Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses ist wahrend der Prifung zustandig
fur die Aufrechterhaltung der Ordnung. lhr oder ihm steht kein Fragerecht zu.

(8) Die zustandigen Stellen der Lander kénnen sich zur Erfillung ihrer in den Ab-
satzen 3 und 4 genannten Aufgaben nach Mal3gabe einer Vereinbarung der Lander
einer gemeinsamen Einrichtung bedienen.

(9) § 45 Absatz 8 und 9 gelten entsprechend.”

8 47 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 3 Satz 2 wird jeweils nach der Angabe ,§ 10 Absatz 1“ die Angabe ,Satz
2" eingeflgt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Bewertet wird die Leistung entweder mit ,bestanden” oder mit ,nicht be-
standen”. Mit ,bestanden" wird sie bewertet, wenn sie den Anforderungen gentigt,
also mindestens der Note ,ausreichend (4)" entspricht. Die Eignungsprifung ist
bestanden, wenn alle Fachpriferinnen und Fachpriifer die in jeder Pflegesituation
erbrachte Leistung mit ,bestanden” bewerten.”

c) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort ,Prifungskommission® die Warter ,an
Einrichtungen nach § 6 Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes
oder an von der zustandigen Behdrde als vergleichbar anerkannten Einrichtungen*®
eingefigt.

§ 48 wird wie folgt ge&ndert:

a) Der Uberschrift werden die Worter ,oder der Schweiz* angefiigt.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Wirtschaftsraum* die Worter ,oder der
Schweiz" eingefugt.

Der Uberschrift des § 49 werden die Wérter ,oder der Schweiz* angefugt.

Nach § 49 werden folgende Abschnitte 2a und 2b eingefigt:
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LAbschnitt 2a

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 48a des

Pflegeberufegesetzes

§ 49a
Frist der Behorde fir die Bestéatigung des Antragseingangs

Beantragt eine Person eine Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung nach § 48a

des Pflegeberufegesetzes, so bestétigt die zustédndige Behoérde ihr innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang des Antrags den Antragseingang und teilt ihr gegebenenfalls mit,
welche Unterlagen fehlen, um die erforderlichen Voraussetzungen nachzuweisen.

8 49b
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die die Erlaubnis zur partiellen Berufsausubung nach § 48a Absatz

1 des Pflegeberufegesetzes aufgrund einer auf3erhalb des Geltungsbereichs des Pfle-
geberufegesetzes erworbenen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag fol-
gende Unterlagen beizufugen:

1.

eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der ausge-
Ubten Erwerbstétigkeiten in deutscher Sprache,

einen Identitatsnachweis,

eine Bescheinigung uber eine Berufsqualifikation, aus der sich ergibt, dass die
Berufsqualifikation erforderlich ist fir die Austibung einer beruflichen Tétigkeit in
einem anderen Mitgliedstaat der Europdéischen Union, in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum oder in der
Schweiz, die im Bereich einer der Berufe nach dem Pflegeberufegesetz liegt, so-
wie die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation belegen,

sofern vorhanden, eine Bescheinigung lber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und

einen Nachweis Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sind der zusténdigen Behdorde

in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu ubermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind Ubersetzungen in deutscher Sprache vor-
zulegen. Dariiber hinaus kann die zustandige Behdrde von allen nachgereichten Un-
terlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache verlangen. Die Ubersetzungen sind von
einer offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Ubersetzerin oder einem
offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Ubersetzer erstellen zu lassen.
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(3) Die zustandige Behdrde kann abweichend von Absatz 2 eine andere Form fur
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(4) Die zustdndige Behdrde kann die antragstellende Person auffordern, inner-
halb einer angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und zur Dauer der im Ausland
absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, so-
weit dies zur Bewertung der Voraussetzungen nach 8 48a Absatz 1 des Pflegeberufe-
gesetzes erforderlich ist. Die zustandige Behotrde kann sich an die zustandige Stelle
des Ausbildungsstaats wenden.

(5) Bestehen begriindete Zweifel an der Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit
der vorgelegten Unterlagen, kann die zustandige Behorde die antragstellende Person
auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte Abschriften o-
der weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Die zustandige Behérde kann sich im
Fall begriindeter Zweifel an der Echtheit der Unterlagen sowohl an die zusténdige
Stelle des Ausbildungs- oder Anerkennungsstaats wenden, als auch die antragstel-
lende Person auffordern, beglaubigte Abschriften vorzulegen. Eine solche Aufforde-
rung hemmt nicht den Fristlauf nach § 49c.

(6) Die antragstellende Person hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, im
Inland eine Erwerbstatigkeit austiben zu wollen. Geeignete Unterlagen sind insbeson-
dere

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern,
2. ein Geschéftskonzept oder

3. der Vermerk Uber eine Standortberatung der Zentralen Servicestelle Berufsaner-
kennung.

Die zustandige Behorde darf nicht zwingend einen Vermerk Uber eine Standortbera-
tung nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Unterlagen die Erwerbsab-
sicht dargelegt wurde. Fir antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem Mitglied-
staat der Europdischen Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens tber den Eu-
ropaischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie fur Staatsangehorige dieser
Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine besonderen Griinde gegen eine
entsprechende Absicht sprechen.

(7) §& 48 gilt entsprechend.

§ 49c
Frist der Behorde fur die Entscheidung tber den Antrag
Die zustandige Behdrde entscheidet kurzfristig tiber den Antrag, spatestens jedoch

drei Monate nach Vorlage der vollstdndigen Unterlagen durch die antragstellende Per-
son.
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8 49d
Erlaubnisurkunde

Bei der Ausstellung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 48a des

Pflegeberufegesetzes ist das Muster nach Anlage 15 zu verwenden.

Abschnitt 2b

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rah-

men einer partiellen Berufsausiibung

§ 49e
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die eine Genehmigung nach § 48b Absatz 1 des Pflegeberufege-

setzes aufgrund einer auf3erhalb des Geltungsbereichs des Pflegeberufegesetzes er-
worbenen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende Unterlagen bei-
zufiigen:

1.

eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgénge und der ausge-
Ubten Erwerbstéatigkeiten in deutscher Sprache,

einen Nachweis ihrer Identitdt sowie Staatsangehorigkeit,

eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass zum Zeitpunkt der Vorlage der Be-
scheinigung die antragstellende Person in einem Beruf, dessen Téatigkeit der Ta-
tigkeit einem der Berufe nach dem Pflegeberufegesetz nur partiell entspricht,
rechtmaRig in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, in einem an-
deren Vertragsstaat des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum o-
der in der Schweiz niedergelassen ist,

eine Bescheinigung tber eine Berufsqualifikation, aus der sich ergibt, dass die
Berufsqualifikation erforderlich ist fur die Austibung dieses Berufs in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europaischen Union, in einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie die
Ausbildungsnachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation belegen,

sofern vorhanden, eine Bescheinigung tber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde und

einen Nachweis uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

(2) Im Fall von § 48b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b des Pflegeberufe-

gesetzes hat die antragstellende Person zusatzlich einen Nachweis in beliebiger Form
dariber vorzulegen, dass dieser Beruf wahrend der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten der Europédischen Union,
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in einem oder mehreren Vertragsstaaten des Abkommens tber den Européischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz rechtméRig ausgeubt worden ist.

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 5 sind der zustandigen Behérde
in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu Gbermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sind Ubersetzungen in deutscher Sprache vorzu-
legen. Daruber hinaus kann die zustandige Behérde von allen nachgereichten Unter-
lagen Ubersetzungen in deutscher Sprache verlangen. Die Ubersetzungen sind von
einer offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Ubersetzerin oder einem
offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(4) Die zustandige Behorde kann abweichend von Absatz 3 eine andere Form fir
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(5) 849b Absatz 4, 5 Satz 1 und 2 und Absatz 7 gilt entsprechend.”
In 8 60 Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Wort ,ibernimmt* das Wort ,auch” eingeftgt.
§ 61 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wortern ,die Ausbildungs- und Prifungsverordnung
fur die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fas-
sung* die Worter ,nach MalRgabe der Absatze 1a bis 1f* eingeflugt.

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absétze 1a bis 1f eingefigt:

»(1a) Hinsichtlich § 1 Absatz 2 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur
die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung
gilt, dass Lehrformate, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten,
als padagogische Hilfsmittel bei der Konzeption des theoretischen und praktischen
Unterrichts in einem angemessenen Umfang beriicksichtigt werden kdnnen. Die
Teilnahme an Lehrformaten nach Satz 1 ist von den Schilerinnen und Schiilern
gegenuber der Schule nachzuweisen. Das Néhere regeln die Lander.

(1b) Im schriftlichen Teil der Prufung nach 8 13 und nach 8§ 16 der Ausbil-
dungs- und Prifungsverordnung fur die Berufe in der Krankenpflege in der am 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung ist, wenn die Priifung nach dem ... [einsetzen:
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefiihrt wird,
jede Aufsichtsarbeit von zwei Fachpriferinnen oder Fachpriifern zu benoten. Aus
den Noten der Fachpriferinnen oder Fachprfer fir jede Aufsichtsarbeitet bildet
die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses die Note fur die einzelne Auf-
sichtsarbeit als das arithmetische Mittel. Aus den Noten der drei Aufsichtsarbeiten
bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses die Prifungsnote fir den
schriftlichen Teil der Prifung als das arithmetische Mittel. Die Berechnung der No-
ten nach Satz 2 und 3 erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung.
Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 7 der Ausbil-
dungs- und Prifungsverordnung fur die Berufe in der Krankenpflege in der am 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

(1c) Im mandlichen Teil der Priifung nach 8 14 und nach 8§ 17 der Ausbildungs-
und Prifungsverordnung fur die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung wird, wenn die Prifung nach dem ... [einsetzen: Da-
tum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefuhrt wird,
die Prifung zu jedem Themenbereich von zwei Fachpruferinnen oder Fachprifern
abgenommen und benotet. Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses ist
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berechtigt, am mundlichen Teil der Prifung teilzunehmen; ihr oder ihm steht kein
Fragerecht zu. Aus den Noten der Fachpruferinnen oder Fachprifer zu jedem The-
menbereich bildet die oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses die Note fir
den jeweiligen Themenbereich als das arithmetische Mittel. Aus den einzelnen No-
ten der Themenbereiche bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses
die Prifungsnote fiir den mundlichen Teil der Priifung als das arithmetische Mittel.
Die Berechnung nach Satz 3 und 4 erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne
Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 7 der
Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur die Berufe in der Krankenpflege in der
am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

(1d) Der praktische Teil der Prifung nach 8 15und nach § 18 der Ausbildungs-
und Priufungsverordnung fur die Berufe in der Krankenpflege in deram 31. Dezem-
ber 2019 geltenden Fassung wird, wenn die Priifung nach dem ... [einsetzen: Da-
tum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefiihrt wird,
von einer Fachpriiferin oder einem Fachprifer nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer
3 Buchstabe a der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fiir die Berufe in der
Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung und einer Fach-
pruferin oder einem Fachprifer nach 8 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 der Ausbil-
dungs- und Prufungsverordnung fir die Berufe in der Krankenpflege in der am 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung abgenommen und benotet. Die oder der Vor-
sitzende des Prifungsausschusses ist berechtigt, am mindlichen Teil der Priifung
teilzunehmen; ihr oder ihm steht kein Fragerecht zu. Aus den Noten der Fachprii-
ferinnen oder Fachprufer fur die in der Prifung erbrachte Leistung bildet die oder
der Vorsitzende des Priufungsausschusses die Prifungsnote fir den praktischen
Teil der Prifung als das arithmetische Mittel. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stel-
len nach dem Komma ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die ent-
sprechende Note nach § 7 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir die Be-
rufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zuzu-
ordnen.

(1e) Fir die Eignungsprufung nach § 20a Absatz 3 der Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnung fur die Berufe in der Krankenpflege inder am 31. Dezember 2019
geltenden Fassung, die nach dem ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefihrt wird, gilt, dass die Leistung ent-
weder mit ,bestanden” oder mit ,nicht bestanden" bewertet wird. Mit ,bestanden”
wird sie bewertet, wenn sie den Anforderungen geniigt, also mindestens der Note
»=ausreichend (4)" entspricht. Die Eignungsprufung ist bestanden, wenn alle Fach-
pruferinnen und Fachprifer die in jeder Pflegesituation erbrachte Leistung mit ,be-
standen" bewerten.

(1f) Fur den mundlichen und den praktischen Teil der Kenntnisprifung nach
§ 20b Absatz 4 und 5 der Ausbildungs- und Prufungsverordnung fur die Berufe in
der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung, der nach
dem ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz
1] durchgefuhrt wird, gilt, dass die Leistung entweder mit ,bestanden™ oder mit
,nicht bestanden" bewertet wird. Mit ,bestanden” wird sie bewertet, wenn sie den
Anforderungen geniigt, also mindestens der Note ,ausreichend (4)" entspricht. Der
mundliche Teil der Kenntnisprufung ist bestanden, wenn alle Fachpriferinnen und
Fachprufer die erbrachte Leistung mit ,bestanden" bewerten. Der praktische Teil
der Kenntnispriifung ist bestanden, wenn alle Fachpriferinnen und Fachprifer die
in jeder Pflegesituation erbrachte Leistung mit ,bestanden” bewerten.”

In Absatz 2 werden nach den Woértern ,die Ausbildungs- und Prifungsverordnung
fur den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember
2019 geltenden Fassung” die Woérter ,nach Mal3gabe der Absétze 2a bis 2e" ein-
geflgt.
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d) Dem Absatz 2 werden die folgenden Absétze 2a bis 2e angefugt:

»(2a) Hinsichtlich § 1 Absatz 1 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur
den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019
geltenden Fassung gilt, dass Lehrformate, die selbstgesteuertes Lernen oder E-
Learning beinhalten, als padagogische Hilfsmittel bei der Konzeption des theoreti-
schen und praktischen Unterrichts in einem angemessenen Umfang bertcksichtigt
werden kdnnen. Die Teilnahme an Lehrformaten nach Satz 1 ist von den Schiile-
rinnen und Schilern gegenuber der Schule nachzuweisen. Das Nahere regeln die
Lander.

(2b) Im schriftlichen Teil der Prifung nach 8 10 der Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnung fir den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am
31. Dezember 2019 geltenden Fassung bildet die oder der Vorsitzende des Prii-
fungsausschusses, wenn die Prifung nach dem ... [einsetzen: Datum des Tages
vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefiihrt wird, die jeweiligen No-
ten fur die einzelnen Aufsichtsarbeiten als das arithmetische Mittel der Noten der
beiden Fachpriferinnen oder Fachprtfer fir jede Aufsichtsarbeit. Die Note fiir den
schriftlichen Teil der Prifung bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsaus-
schusses als das arithmetische Mittel der Noten nach Satz 1 und der Vornoten
gemal 8§ 9 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir den Beruf
der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung. Die Berechnung der Noten nach Satz 1 und 2 erfolgt auf zwei Stellen
nach dem Komma ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 4 der der Ausbildungs- und Priifungsverordnung fir den Beruf
der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung zuzuordnen.

(2c) Der mundliche Teil der Prifung nach § 11 der Ausbildungs- und Prifungs-
verordnung fir den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31.
Dezember 2019 geltenden Fassung ist, wenn die Priifung nach dem ... [einsetzen:
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefiihrt wird,
durch zwei Fachpriferinnen oder Fachprifer abzunehmen und zu benoten. Das
vorsitzende Mitglied des Prifungsausschusses ist berechtigt, am muindlichen Teil
der Prifung teilzunehmen; ihr oder ihm steht kein Fragerecht zu. Aus den Noten
der Fachpruferinnen oder Fachprifer bildet die oder der Vorsitzende des Priifungs-
ausschusses die Note der einzelnen in der Prifung erbrachten Leistungen zu § 11
Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fiir den Beruf
der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung als das arithmetische Mittel. Die Note fiir den mindlichen Teil der Priifung
bildet die oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses als das arithmetische
Mittel der Noten nach Satz 3 und der Vornoten gemaf 8§ 9 Absatz 1 und 2 der
Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur den Beruf der Altenpflegerin und des
Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung. Die Berechnung
nach Satz 3 und 4 erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem
berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach 8§ 4 der Ausbildungs-
und Prifungsverordnung fur den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in
der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

(2d) Der praktische Teil der Priifung nach § 12 Ausbildungs- und Prifungsver-
ordnung fiir den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung ist, wenn die Prifung nach dem ... [einsetzen:
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchgefiihrt wird,
durch zwei Fachpriferinnen oder Fachprifer abzunehmen und zu benoten. Das
vorsitzende Mitglied des Prifungsausschusses ist berechtigt, am praktischen Teil
der Prifung teilzunehmen; ihr oder ihm steht kein Fragerecht zu. Aus den Noten
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der Fachpriferinnen oder Fachprufer bildet die oder der Vorsitzende des Prifungs-
ausschusses die Note fiir die in der praktischen Prifung erbrachte Leistung als
das arithmetische Mittel. Die Note fir den praktischen Teil der Priifung bildet die
oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses als das arithmetische Mittel aus
der Note fur die in der praktischen Prifung erbrachte Leistung und den Vornoten
gemanl 8 9 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fiir den Beruf
der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung. Die Berechnung nach Satz 3 und 4 erfolgt auf zwei Stellen nach dem
Komma ohne Rundung. Dem berechneten Zahlenwert ist die entsprechende Note
nach 8 4 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fur den Beruf der Altenpflege-
rin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zuzu-
ordnen.

(2e) Beim praktischen Teil der Priifung kann nach § 12 Absatz 4 der Ausbil-
dungs- und Prifungsverordnung fur den Beruf der Altenpflegerin und des Alten-
pflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung eine Praxisanleiterin
oder ein Praxisanleiter zur Abnahme der Prifung, nicht jedoch zur Benotung, in
beratender Funktion hinzugezogen werden, wenn die Prifung nach dem ... [ein-
setzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1] durchge-
fahrt wird.”

Folgender Absatz 3 wird angefugt:

»(3) Sofern die staatlichen Prifungen der beruflichen und der hochschulischen
Pflegeausbildung nach Teil 1 Abschnitt 2, Teil 2 und Teil 3 sowie der Eignungs-
und Kenntnisprifungen nach Teil 4 Abschnitt 2 auf Grundlage dieser Verordnung
in der am ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten nach Artikel 9
Absatz 1] geltenden Fassung begonnen wurden, kdnnen sie auf dieser Grundlage
abgeschlossen werden.”

30. Anlage 1 (zu § 7 Satz 2) wird wie folgt geandert:

a)

b)

Abschnitt I. wird wie folgt gedndert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:
aaa) In Buchstabe h wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
bbb) Nach Buchstabe h wird folgender Buchstabe i eingefigt:

»1)  verfugen Uber ein grundlegendes Verstéandnis im Umgang mit di-
gitalen Technologien und Softwareanwendungen und fur die
Funktionsweise von Endgeraten, um pflegerelevante Hard- und
Software, insbesondere digitale Pflegedokumentations- und -as-
sistenzsysteme bedienen zu kénnen.”

bb) In Nummer 2 Buchstabe g werden nach dem Wort ,Medizin“ die Worter ,unter
Beriicksichtigung auch von genderspezifischen Aspekten* eingefligt.

cc) In Nummer 6 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,technische” die Woérter
»und digitale* eingeflgt.

In Abschnitt Ill. Nummer 2 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Situationen® die
Warter ,unter Bertcksichtigung auch von gendermedizinischen Erkenntnissen®
eingefigt.
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c)

In Abschnitt V. Nummer 1 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Studien” die Wor-
ter ,sowie gendermedizinischen Erkenntnissen* eingefiigt.

31. Anlage 2 (zu § 9 Absatz 1 Satz 2) wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

Abschnitt 1. wird wie folgt geandert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:
aaa) In Buchstabe h wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
bbb) Nach Buchstabe h wird folgender Buchstabe i eingefiigt:

»1)  verfigen uber ein grundlegendes Verstandnis im Umgang mit di-
gitalen Technologien und Softwareanwendungen und fir die
Funktionsweise von Endgeraten, um pflegerelevante Hard- und
Software, insbesondere digitale Pflegedokumentations- und -as-
sistenzsysteme bedienen zu kénnen.”

bb) In Nummer 2 Buchstabe f werden nach dem Wort ,Altersstufen” die Worter
sunter Berucksichtigung auch von genderspezifischen Aspekten” eingefigt.

cc) In Nummer 6 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,technischer” jeweils die
Woérter ,und digitaler” eingefiigt.

In Abschnitt 1ll. Nummer 2 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Situationen” die
Woérter ,unter Berilicksichtigung auch von gendermedizinischen Erkenntnissen”
eingefugt.

In Abschnitt V. Nummer 1 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Modellen* die
Worter ,,sowie gendermedizinischen Erkenntnissen” eingefiigt.

32. Anlage 3 (zu § 26 Absatz 3 Satz 1) wird wie folgt geandert:

a)

b)

Abschnitt 1. wird wie folgt geandert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:
aaa) In Buchstabe h wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
bbb) Nach Buchstabe h wird folgender Buchstabe i eingefiigt:

»1)  verfigen Uber ein grundlegendes Verstandnis im Umgang mit di-
gitalen Technologien und Softwareanwendungen und fir die
Funktionsweise von Endgeraten, um pflegerelevante Hard- und
Software, insbesondere digitale Pflegedokumentations- und -as-
sistenzsysteme bedienen zu kénnen.”

bb) In Nummer 2 Buchstabe f werden nach dem Wort ,Fragestellungen” die Wor-
ter ,unter Berlicksichtigung auch von genderspezifischen Aspekten” eingefugt.

cc) In Nummer 6 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,technischer” jeweils die
Worter ,und digitaler” eingefiigt.

In Abschnitt 1ll. Nummer 2 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Situationen” die
Woérter ,unter Berilicksichtigung auch von gendermedizinischen Erkenntnissen”
eingefugt.
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In Abschnitt V. Nummer 1 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Modellen* die
Worter ,,sowie gendermedizinischen Erkenntnissen” eingefiigt.

33. Anlage 4 (zu § 28 Absatz 3 Satz 1) wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

d)

Abschnitt 1. wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Buchstabe f werden nach dem Wort ,nutzen“ die Wérter ,analoge
und digitale” eingefigt.

bbb) In Buchstabe h wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
ccc) Nach Buchstabe h wird folgender Buchstabe i eingefugt:

»1)  verfigen uber ein grundlegendes Verstandnis im Umgang mit di-
gitalen Technologien und Softwareanwendungen und fir die
Funktionsweise von Endgeraten, um pflegerelevante Hard- und
Software, insbesondere digitale Pflegedokumentations- und -as-
sistenzsysteme bedienen zu kénnen.”

bb) In Nummer 2 Buchstabe f werden nach dem Wort ,Fragestellungen® die Wor-
ter ,unter Berticksichtigung auch von genderspezifischen Aspekten” eingefiigt.

cc) In Nummer 5 Buchstabe ¢ wird vor dem Wort ,Bedurfnisse” das Wort ,diver-
sen” sowie werden nach dem Wort ,kulturellen* die Woérter ,und religidsen”
eingefugt.

dd) In Nummer 6 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,tragen” die Worter ,durch
die Integration technischer und digitaler Assistenzsysteme und” eingefiigt.

Abschnitt 1. wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 2 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Situationen” die Worter
zunter Berticksichtigung auch von gendermedizinischen Erkenntnissen® ein-
geflgt.

bb) In Nummer 3 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Augenhdhe” die Worter
,und beteiligen sich an der Entwicklung und Umsetzung einrichtungsbezoge-
ner Konzepte zum Schutz vor Gewalt” eingefiigt.

In Abschnitt IV. Nummer 2 Buchstabe b wird nach dem Wort ,,Anforderungen” ein
Komma und das Wort ,technologischer” eingefiigt.

Abschnitt V. wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Erkenntnisse” die Worter
,Sowie von gendermedizinischen Erkenntnissen” eingefigt.

bb) In Nummer 2 Buchstabe a werden nach den Wértern ,das eigene Lernen” die
Worter ,und nutzen hierfir auch moderne Informations- und Kommunikations-
technologien” eingefigt.

34. Anlage 5 (zu § 35 Absatz 2, § 36 Absatz 1, § 37 Absatz 1) wird wie folgt geandert:

a)

Abschnitt 1. wird wie folgt geandert:
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35.

36.

37.

38.

b)

c)

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort ,Assessmentverfahren” die Wérter ,,unter
Bericksichtigung auch von gendermedizinischen Erkenntnissen” eingefigt.

bb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
cc) Folgende Nummer 8 wird eingefugt:

»8. Vverfugen Uber ein grundlegendes Verstandnis im Umgang mit digitalen
Technologien und Softwareanwendungen und fir die Funktionsweise
von Endgeraten, um pflegerelevante Hard- und Software, insbesondere
digitale Pflegedokumentations- und -assistenzsysteme bedienen zu kon-
nen.*

In Abschnitt Ill. Nummer 2 werden nach dem Wort ,Wissens" die Worter ,sowie
gendermedizinischer Erkenntnisse* eingeflgt.

In Abschnitt V. Nummer 1 werden nach dem Wort ,Forschungsergebnisse” die
Warter ,einschlie3lich gendermedizinischer Erkenntnisse* eingeflgt.

Anlage 8 (zu 8§ 19 Absatz 2 Satz 1) wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

Die Worter ,folgende Prifungsnoten (Gesamtnoten der einzelnen Prifungsteile)*
werden durch die Worter ,folgende Gesamtnoten der einzelnen Prifungsteile® er-
setzt.

Die Wérter ,Prifungsnoten nach den Nummern 1 bis 3* werden durch die Warter
.Gesamtnoten nach den Nummer 1 bis 3" ersetzt.

Nach dem Wort ,Unterschrift* werden die Warter ,,oder qualifizierte elektronische
Signatur” eingefugt.

In den Anlagen 9 und 11 werden jeweils nach dem Wort ,Unterschrift(en)” die Wérter
,oder qualifizierte elektronische Signatur(en)* eingefiigt.

In den Anlagen 10 und 12 bis 14 werden jeweils nach dem Wort ,Unterschrift* die Waor-
ter ,oder qualifizierte elektronische Signatur” eingefiigt.

Nach Anlage 12 wird folgende Anlage 12a eingefligt:

»LAnlage 12a
(zu 8 49d)

Urkunde Uber die Erlaubnis zur partiellen Berufsausibung

Name, Vorname

Geburtsdatum Geburtsort

erhalt auf Grund des 8§ 48a des Pflegeberufegesetzes mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaubnis zur
partiellen Berufsausiibung.
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Folgende vorbehaltene Tétigkeiten werden von der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung umfasst (ab-
schlieRende Aufzéhlung):

Die Ausubung des Berufs erfolgt unter der Berufsbezeichnung des Staates, in dem die Berufsqualifikation
erworben wurde, sowie mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die oben genannte(n) vorbe-
haltene(n) Tatigkeit(en), wie folgt:

Es wird auf die Pflicht hingewiesen, den Dienstleistungsempfangern eindeutig den Umfang der beruflichen
Tatigkeit anzugeben (Artikel 4f Absatz 5 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG).

Ort, Datum

(Siegel)

(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“.

Artikel 5

Anderung des Hebammengesetzes

Das Hebammengesetz vom 22. November 2019 (BGBI. | S. 1759), das durch Artikel

10 des Gesetzes vom 24. Februar 2021 (BGBI. | S. 274) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1.

Die Inhaltsuibersicht wird wie folgt geédndert:

a) Nach der Angabe zu § 59 wird folgende Angabe eingeflgt:

.859a  Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung®.

b) Nach der Angabe zu § 62 wird folgende Angabe eingeflgt:

.8 62a Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung".

Nach § 59 wird folgender § 59a eingefugt:

.8 59a
Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung

(1) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausubung ist auf Antrag zu erteilen, wenn



Drucksache 225/23 -40 -

1. die antragstellende Person ohne Einschrankung qualifiziert ist, in einem anderen
Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat
eine berufliche Tatigkeit auszuiiben, die der Tatigkeit einer Hebamme nach diesem
Gesetz nur partiell entspricht,

2. die Unterschiede zwischen der in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen
Vertragsstaat oder einem gleichgestellten Staat rechtmaRig ausgelbten berufli-
chen Téatigkeit und den Tatigkeiten einer Hebamme nach diesem Gesetz so we-
sentlich sind, dass die Anwendung von Anpassungsmafnahmen nach § 57 der
Anforderung an die antragstellende Person gleichkame, das vollstandige Studium
nach diesem Gesetz zu absolvieren,

3. die rechtméfig ausgelbte berufliche Tatigkeit nach Nummer 1 eine oder mehrere
der vorbehaltenen Tatigkeiten nach § 4 umfasst und

4. die Voraussetzungen nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 vorliegen.
(2) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung darf nicht erteilt werden, wenn

1. der Patientenschutz oder der Schutz der 6ffentlichen Gesundheit der Erteilung ent-
gegen steht oder

2. eine automatische Anerkennung der Berufsqualifikation mdglich ist.

(3) Eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausubung ist auf die Tétigkeiten zu be-
schranken, in denen die antragstellende Person eine Qualifikation nach Absatz 1 Num-
mer 1 und 3 nachgewiesen hat.

(4) Die berufliche Tatigkeit wird unter der Berufsbezeichnung des Staates, in dem
die Qualifikation nach Absatz 1 Nummer 1 erworben wurde, ausgetibt und mit dem
Hinweis auf

1. den Namen dieses Staates und

2. die Tatigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung beschrankt ist.
(5) Personen mit einer Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung haben im Umfang

dieser Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Person mit einer Erlaubnis

zum Fuhren der Berufsbezeichnung nach 8§ 3 Absatz 1. Sie diirfen insbesondere eine

oder mehrere vorbehaltene Tétigkeiten nach 8§ 4 ausiiben, soweit sie in den Umfang

der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung fallen.

(6) Die 88 6 bis 8 gelten fir die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung entspre-
chend.”

3. Nach § 62 wird folgender § 62a eingefigt:

.8 62a
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung

(1) Fur die Erbringung von voriibergehenden und gelegentlichen Dienstleistungen
im Sinne des Artikel 57 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Européischen Union
im Rahmen einer partiellen Berufsaustibung bedarf es einer Genehmigung durch die
zustandige Behorde. Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn:
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1. die antragstellende Person eine Staatsangehérige oder ein Staatsangehdriger ei-
nes Mitgliedstaates, eines Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates ist,

2. die antragstellende Person in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Ver-
tragsstaat oder einem gleichgestellten Staat zur Austibung des Berufs, dessen Ta-
tigkeit der Tatigkeit einer Hebamme nur partiell entspricht rechtméfig niedergelas-
sen ist und

a) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in diesem Vertragsstaat oder in diesem
gleichgestellten Staat reglementiert ist oder

b) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in diesem Vertragsstaat oder in diesem
gleichgestellten Staat nicht reglementiert ist und die antragstellende Person
diesen Beruf wéhrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr
lang in einem oder in mehreren Mitgliedstaaten, in einem oder in mehreren
Vertragsstaaten oder gleichgestellten Staaten rechtmafig ausgeubt hat, und

3. die Voraussetzungen nach 8 59a Absatz 1 Nummer 1 bis 4 vorliegen.

(2) Personen mit einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen
einer partiellen Berufsausiibung haben beim Erbringen der Dienstleistung in Deutsch-
land im Umfang dieser Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Per-
son mit einer Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung nach § 3 Absatz 1. Sie
dirfen insbesondere eine oder mehrere vorbehaltene Téatigkeiten nach § 4 ausiiben,
soweit sie in den Umfang der Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen
einer partiellen Berufsausubung fallen.

(3) Die 88 6 bis 8, § 59a Absatz 2 Nummer 1, Absatz 3 und 4, § 60 Absatz 4,
88 61, 62, 65 Absatz 1 und 2, 88 66 bis 69 und 70 Absatz 2 gelten entsprechend.”

In 8 64 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 werden jeweils nach dem Wort ,Hebamme* die
Worter ,partiell oder vollstandig“ eingefugt.

In § 70 Absatz 1 werden nach dem Wort ,Hebammenberuf‘ die Wérter ,partiell oder
vollstandig" eingefugt.

§ 71 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
b) Folgende Nummer 6 wird angefligt:
,06. flr Berufsangehorige, die einen Antrag nach § 59a oder nach § 62a stellen,

a) das Verfahren und das Nahere zu den jeweiligen Voraussetzungen zur
partiellen Berufsaustibung, insbesondere

aa) die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
Ubung nach § 59a,

bb) das Verfahren bei der Prifung der Voraussetzungen des 8§ 59a, ins-
besondere die von der antragstellenden Person vorzulegenden
Nachweise und die Ermittlung durch die zustédndige Behoérde ent-
sprechend Artikel 50 Absatz 1 bis 3a in Verbindung mit Anhang VI
der Richtlinie 2005/36/EG,
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cc) die Urkunde fur die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach
8§ 59a,

b) das Verfahren und das Nahere zu den Voraussetzungen der Dienstleis-
tungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung.”

Artikel 6

Anderung der Studien- und —Prifungsverordnung fir Hebammen

Die Studien- und Prifungsverordnung fur Hebammen vom 8. Januar 2020 (BGBI. | S.
39) wird wie folgt geéndert:

1. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende Angabe eingeflgt:

.8 43a Erforderliche Unterlagen®.

b) Nach der Angabe zu § 56 werden folgende Angaben eingefiigt:

LJAbschnitt 5

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 59a des Hebammenge-
setzes

§56a Frist der Behorde fiir die Bestétigung des Antragseingangs
§56b  Erforderliche Unterlagen
§56c  Frist der Behorde fiir die Entscheidung tber den Antrag

§56d Erlaubnisurkunde

Abschnitt 6

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiel-

len Berufsausiibung

§56e Erforderliche Unterlagen®.

c) Folgende Angabe wird angefugt:

JAnlage 11 Urkunde tber die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung®.

2. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefigt:
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.8 43a
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die die Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung nach 8 5 des
Hebammengesetzes aufgrund einer aufRerhalb des Geltungsbereichs des Hebammen-
gesetzes erworbenen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende Un-
terlagen beizufugen:

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der ausge-
Ubten Erwerbstétigkeit in deutscher Sprache,

2. einen Identitatsnachweis,

3. eine Bescheinigung uber die erworbene Berufsqualifikation und die Ausbildungs-
nachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation belegen,

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung Uiber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

5. eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und

6. einen Nachweis Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

Fir den Fall, dass die auBerhalb des Geltungsbereichs des Hebammengesetzes er-
worbene Berufsqualifikation der automatischen Anerkennung unterliegt, sind die in den
88 46 bis 50 des Hebammengesetzes genannten Nachweise und Bescheinigungen
oder solche Nachweise vorzulegen, die geeignet sind, die jeweils genannten Voraus-
setzungen nach den 88 46 bis 50 des Hebammengesetzes zu belegen.

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und Satz 2 sind der
zustandigen Behdrde in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu tber-
mitteln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und Satz 2 sind
Ubersetzungen in deutscher Sprache vorzulegen. Dariiber hinaus kann die zustandige
Behorde von allen nachgereichten Unterlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache
verlangen. Die Ubersetzungen sind von einer 6ffentlich bestellten oder beeidigten Dol-
metscherin oder Ubersetzerin oder einem &ffentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scher oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(3) Die zusténdige Behdorde kann abweichend von Absatz 2 eine andere Form fiir
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(4) Die zustandige Behorde kann die antragstellende Person auffordern, inner-
halb einer angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und zur Dauer der im Ausland
absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, so-
weit dies zur Bewertung der Voraussetzungen fir die automatische Anerkennung einer
Berufsqualifikation nach Teil 4 Abschnitt 2 des Hebammengesetzes oder zur Bewer-
tung der Voraussetzungen nach Teil 4 Abschnitt 3 des Hebammengesetzes erforder-
lich ist. Soweit die Ausbildung in einem Mitgliedstaat, in einem Vertragsstaat oder in
einem gleichgestellten Staat absolviert wurde, kann sich die zustandige Behodrde an
die zusténdige Stelle des Ausbildungsstaats wenden.
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(5) Bestehen begriindete Zweifel an der Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit
der vorgelegten Unterlagen, kann die zustandige Behorde die antragstellende Person
auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte Abschriften o-
der weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mitglied-
staat, einem Vertragsstaat oder einem gleichgestellten Staat ausgestellt oder aner-
kannt wurden, kann sich die zustandige Behérde im Fall begriindeter Zweifel an der
Echtheit der Unterlagen sowohl an die zustandige Stelle des Ausbildungs- oder Aner-
kennungsstaats wenden, als auch die antragstellende Person auffordern, beglaubigte
Abschriften vorzulegen. Eine solche Aufforderung hemmt nicht den Fristlauf nach § 43
Absatz 2 bis 4.

(6) Die antragstellende Person hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, im
Inland eine Erwerbstatigkeit austiben zu wollen. Geeignete Unterlagen sind insbeson-
dere

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern,
2. ein Geschéftskonzept oder

3. der Vermerk tber eine Standortberatung der Zentralen Servicestelle Berufsaner-
kennung.

Die zustandige Behorde darf nicht zwingend einen Vermerk Uber eine Standortbera-
tung nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Unterlagen die Erwerbsab-
sicht dargelegt wurde. Fir antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem Mitglied-
staat, in einem Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat sowie fur Staatsan-
gehorige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine besonderen
Grinde gegen eine entsprechende Absicht sprechen.”

3. Nach 8§ 56 werden folgende Abschnitte 5 und 6 eingefiigt:

LAbschnitt 5

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung nach § 59a des
Hebammengesetzes

§ 56a
Frist der Behorde fur die Bestatigung des Antragseingangs

Beantragt eine Person eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 59a
des Hebammengesetzes, so bestétigt die zustandige Behorde ihr innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang des Antrags den Antragseingang und teilt ihr gegebenenfalls mit,
welche Unterlagen fehlen, um die erforderlichen Voraussetzungen nachzuweisen.
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§ 56b

Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 59a des
Hebammengesetzes aufgrund einer auf3erhalb des Geltungsbereichs des Hebammen-
gesetzes erworbenen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende Un-
terlagen beizufiigen:

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der ausge-
Ubten Erwerbstéatigkeiten in deutscher Sprache,

2. einen ldentitatsnachweis,

3. eine Bescheinigung Uber eine Berufsqualifikation, aus der sich ergibt, dass die
Berufsqualifikation erforderlich ist fir die Austibung einer beruflichen Tétigkeit in
einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleich-
gestellten Staat, die den Tatigkeiten einer Hebamme nur partiell entsprechen, so-
wie die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation belegen,

4. sofern vorhanden, eine Bescheinigung Uber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

5. eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und

6. einen Nachweis Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sind der zustandigen Behdorde
in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu Gbermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind Ubersetzungen in deutscher Sprache vor-
zulegen. Daruber hinaus kann die zustéandige Behorde von allen nachgereichten Un-
terlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache verlangen. Die Ubersetzungen sind von
einer offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Ubersetzerin oder einem
offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(3) Die zustandige Behdrde kann abweichend von Absatz 2 eine andere Form fur
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(4) Die zustandige Behdrde kann die antragstellende Person auffordern, inner-
halb einer angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und zur Dauer der im Ausland
absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, so-
weit dies zur Bewertung der Voraussetzungen nach 8§ 59a des Hebammengesetzes
erforderlich ist. Soweit die Ausbildung in einem Mitgliedstaat, in einem Vertragsstaat
oder in einem gleichgestellten Staat absolviert wurde, kann sich die zustandige Be-
horde an die zustandige Stelle des Ausbildungsstaats wenden.

(5) Bestehen begriindete Zweifel an der Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit
der vorgelegten Unterlagen, kann die zustandige Behorde die antragstellende Person
auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte Abschriften o-
der weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mitglied-
staat, einem Vertragsstaat oder einem gleichgestellten Staat ausgestellt oder aner-
kannt wurden, kann sich die zustandige Behérde im Fall begriindeter Zweifel an der
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Echtheit der Unterlagen sowohl an die zustandige Stelle des Ausbildungs- oder Aner-
kennungsstaats wenden, als auch die antragstellende Person auffordern, beglaubigte
Abschriften vorzulegen. Eine solche Aufforderung hemmt nicht den Fristlauf nach
8 56¢.

(6) Die antragstellende Person hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, im
Inland eine Erwerbstatigkeit austiben zu wollen. Geeignete Unterlagen sind insbeson-
dere
1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern,

2. ein Geschéftskonzept oder

3. der Vermerk tber eine Standortberatung der Zentralen Servicestelle Berufsaner-
kennung.

Die zustandige Behorde darf nicht zwingend einen Vermerk Uber eine Standortbera-
tung nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Unterlagen die Erwerbsab-
sicht dargelegt wurde. Fir antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem Mitglied-
staat, in einem Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat sowie fur Staatsan-
gehorige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine besonderen
Grinde gegen eine entsprechende Absicht sprechen.

(7) 88 54 bis 56 gelten entsprechend.

8§ 56¢
Frist der Behorde fur die Entscheidung tber den Antrag
Die zustandige Behdrde entscheidet kurzfristig tiber den Antrag, spatestens jedoch

drei Monate nach Vorlage der vollstdndigen Unterlagen durch die antragstellende Per-
son.

8 56d
Erlaubnisurkunde

Bei der Ausstellung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach 8§ 59a des
Hebammengesetzes ist das Muster nach Anlage 11 zu verwenden.
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Abschnitt 6

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rah-
men einer partiellen Berufsausiibung

§ 56e
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die eine Genehmigung nach § 62a Absatz 1 des Hebammengeset-
zes aufgrund einer aul3erhalb des Geltungsbereichs des Hebammengesetzes erwor-
benen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende Unterlagen beizu-
fugen:

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der ausge-
Ubten Erwerbstéatigkeiten in deutscher Sprache,

2. einen Nachweis ihrer Identitat sowie ihrer Staatsangehdrigkeit,

3. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass zum Zeitpunkt der Vorlage der Be-
scheinigung die antragstellende Person in einem Beruf, dessen Téatigkeit der Ta-
tigkeit einer Hebamme nur partiell entspricht, rechtmaRig in einem anderen Mit-
gliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat
niedergelassen ist,

4. eine Bescheinigung uber eine Berufsqualifikation, aus der sich ergibt, dass die
Berufsqualifikation erforderlich ist fur die Austibung dieses Berufs in einem ande-
ren Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten
Staat sowie die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation
belegen,

5. sofern vorhanden, eine Bescheinigung Uber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

6. eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und

7. einen Nachweis Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

(2) Im Fall von § 62a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b des Hebammenge-
setzes hat die antragstellende Person zusatzlich einen Nachweis in beliebiger Form
dariber vorzulegen, dass dieser Beruf wahrend der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten, in einem oder mehreren
Vertragsstaaten oder in einem oder mehreren gleichgestellten Staaten rechtmafiig aus-
gelbt worden ist.

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 5 sowie Absatz 2 sind der zu-
standigen Behdorde in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu Gbermit-
teln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie Absatz 2 sind Uberset-
zungen in deutscher Sprache vorzulegen. Darliber hinaus kann die zustandige Be-
horde von allen nachgereichten Unterlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
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langen. Die L"Jpersetzungen sind von einer 6ffentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scherin oder Ubersetzerin oder einem offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher
oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(4) Die zustandige Behdrde kann abweichend von Absatz 3 eine andere Form flr
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(5) Die 88 54 bis 56 sowie 56b Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2 gelten entsprechend.”

4. In den Anlagen 4 bis 7 und 9 werden jeweils nach dem Wort ,Unterschrift* die Worter
,oder qualifizierte elektronische Signatur® eingefiigt.

5. In den Anlagen 8 und 10 werden jeweils nach dem Wort ,Unterschrift(en)” die Worter
,oder qualifizierte elektronische Signatur(en) eingefiigt.

6. Folgende Anlage 11 wird angefugt:

~LAnlage 11
(zu 8 56d)

Urkunde Uber die Erlaubnis zur partiellen Berufsausibung

Name, Vorname

Geburtsdatum Geburtsort

erhalt auf Grund des § 59a des Hebammengesetzes mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaubnis zur
partiellen Berufsausiibung.

Folgende vorbehaltene Tatigkeiten werden von der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung umfasst (ab-
schlieRende Aufzéhlung):

Die Ausiibung des Berufs erfolgt unter der Berufsbezeichnung des Staates, in dem die Berufsqualifikation
erworben wurde, sowie mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die oben genannte(n) vorbe-
haltene(n) Tatigkeit(en), wie folgt:

Es wird auf die Pflicht hingewiesen, den Dienstleistungsempfangern eindeutig den Umfang der beruflichen
Tatigkeit anzugeben (Artikel 4f Absatz 5 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG).

Ort, Datum

(Siegel)
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(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“.

Artikel 7

Anderung des MT-Berufe-Gesetzes

Das MT-Berufe-Gesetz vom 24. Februar 2021 (BGBI. | S. 274) wird wie folgt geandert:

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 59 folgende Angabe eingefiigt:

.859a Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung®.

Nach § 59 wird folgender § 59a eingefugt:

.8 59a
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung

(1) Fur die Erbringung von voriibergehenden und gelegentlichen Dienstleistungen
im Sinne des Artikels 57 des Vertrages uber die Arbeitsweise der Europaischen Union
im Rahmen einer partiellen Berufsaustibung bedarf es einer Genehmigung durch die
zustandige Behorde. Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn:

1. die antragstellende Person eine Staatsangehérige oder ein Staatsangehdriger ei-
nes Mitgliedstaates, eines Vertragsstaates oder eines gleichgestellten Staates ist,

2. die antragstellende Person in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Ver-
tragsstaat oder einem gleichgestellten Staat zur Austibung des Berufs, dessen Ta-
tigkeit der Tatigkeit in einem der in diesem Gesetz geregelten Berufe nur partiell
entspricht, rechtmaRig niedergelassen ist und

a) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in diesem Vertragsstaat oder in diesem
gleichgestellten Staat reglementiert ist oder

b) dieser Beruf in diesem Mitgliedstaat, in diesem Vertragsstaat oder in diesem
gleichgestellten Staat nicht reglementiert ist und die antragstellende Person
diesen Beruf wéhrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr
lang in einem oder in mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder gleich-
gestellten Staaten rechtmaf3ig ausgelbt hat,

3. die Voraussetzungen nach 8 53 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 vorliegen.

(2) Personen mit einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen
einer partiellen Berufsausiibung haben beim Erbringen der Dienstleistung in Deutsch-
land im Umfang dieser Genehmigung die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Per-
son mit einer Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 Nummer
1, 2, 3 oder 4. Sie dirfen insbesondere eine oder mehrere vorbehaltene Tatigkeiten
nach § 5 ausuben, soweit sie in den Umfang der Genehmigung zur Dienstleistungser-
bringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung fallen.
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(3) Die 88 2 bis 4, 53 Absatz 2, 3 und 4, § 54 Absatz 2, 88 55, 59 Absatz 3 und 4,
8§ 63 Absatz 1 bis 3, 88 64 bis 67 und 68 Absatz 1 und 2 gelten entsprechend.”

3. 863 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach dem Wort ,Beruf” die War-
ter ,vollstdndig oder partiell* eingefiigt.

b) In Absatz 2 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Wértern ,die sich auf
die” die Worter ,vollstandige oder partielle* eingefiigt.

c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 3 wird die Angabe ,8 57 durch die Angabe ,8 55" und wird das
Wort ,,oder” durch ein Komma ersetzt.

bb) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 3a eingeflgt:

»3a. die Entscheidungen nach Teil 5 oder".

4. In 8 68 Absatz 1 werden nach dem Wort ,Berufe” die Worter ,vollstandig oder partiell

eingefigt.

5. 869 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

b) Folgende Nummer 6 wird angefiigt:

,6. fur Berufsangehorige, die einen Antrag nach 8 53 oder nach 8 59a stellen,

a)

b)

das Verfahren und das Nahere zu den jeweiligen Voraussetzungen par-
tiellen Berufsausiibung, insbesondere

aa) die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
tibung nach 8§ 53,

bb) das Verfahren bei der Prifung der Voraussetzungen des 8 53, ins-
besondere die von der antragstellenden Person vorzulegenden
Nachweise und die Ermittlung durch die zustdndige Behorde ent-
sprechend Artikel 50 Absatz 1 bis 3a in Verbindung mit Anhang VII
der Richtlinie 2005/36/EG,

cc) die Urkunde fir die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach
§ 53 und

das Verfahren und das Nahere zu den Voraussetzungen der Dienstleis-
tungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausibung.”
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Artikel 8

Anderung der MT-Ausbildungs- und Prifungsverordnung

Die MT-Ausbildungs- und Prufungsverordnung vom 24. September 2021 (BGBI. | S.
4467) wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In der Inhaltstibersicht werden nach der Angabe zu § 99 folgende Angaben einge-
fugt:

LAbschnitt 6

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 53 des MT-Berufe-Ge-

setzes

§99a Frist der Behdorde fir die Bestatigung des Antragseingangs
§99b  Erforderliche Unterlagen
8§99c  Frist der Behorde fir die Entscheidung tUber den Antrag

§99d Erlaubnisurkunde

Abschnitt 7

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiel-

len Berufsausiibung

§ 99e Erforderliche Unterlagen®.

Folgende Angabe wird angefiigt:

JAnlage 14 Urkunde Uber die Erlaubnis zur partiellen Berufsausubung®.

2. 860 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

»Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen in deutscher Sprache verzichten
sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer Sprache zulassen.”

Absatz 6 Satz 1 und 2 werden durch die folgenden Sétze ersetzt:

.Die antragstellende Person hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, im Inland
eine Erwerbstétigkeit austiben zu wollen. Geeignete Unterlagen sind insbesondere

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern,
2. ein Geschaftskonzept oder

3. der Vermerk Uber eine Standortberatung der Zentralen Servicestelle Berufsa-
nerkennung.
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3.

Die zustandige Behdrde darf nicht zwingend einen Vermerk tber eine Standortbe-
ratung nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Unterlagen die Er-
werbsabsicht dargelegt wurde.”

Nach § 99 werden folgende Abschnitte 6 und 7 eingefigt:

LAbschnitt 6

Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 53 des

MT-Berufe-Gesetzes

§ 99a
Frist der Behorde fur die Bestatigung des Antragseingangs

Beantragt eine Person eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 53 des

MT-Berufe-Gesetzes, so bestétigt die zustandige Behérde ihr innerhalb eines Monats
nach Eingang des Antrags den Antragseingang und teilt ihr gegebenenfalls mit, welche
Unterlagen fehlen, um die erforderlichen Voraussetzungen nachzuweisen.

§99b
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustubung nach § 53 des MT-

Berufe-Gesetzes aufgrund einer auf3erhalb des Geltungsbereichs des MT-Berufe-Ge-
setzes erworbenen Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende Unter-
lagen beizufigen:

1.

eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgénge und der ausge-
Ubten Erwerbstéatigkeiten in deutscher Sprache,

einen ldentitdtsnachweis,

eine Bescheinigung tber eine Berufsqualifikation, aus der sich ergibt, dass die
Berufsqualifikation erforderlich ist fir die Austibung einer beruflichen Tétigkeit in
einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleich-
gestellten Staat, die im Bereich einer der Berufe nach dem MT-Berufe-Gesetz liegt,
sowie die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation bele-
gen,

sofern vorhanden, eine Bescheinigung tber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und

einen Nachweis uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.
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(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sind der zustandigen Behorde
in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu Gbermitteln. Von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind Ubersetzungen in deutscher Sprache vor-
zulegen. Daruber hinaus kann die zustéandige Behorde von allen nachgereichten Un-
terlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache verlangen. Die Ubersetzungen sind von
einer offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscherin oder Ubersetzerin oder einem
offentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(3) Die zustandige Behorde kann abweichend von Absatz 2 eine andere Form fuir
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(4) Die zustandige Behdrde kann die antragstellende Person auffordern, inner-
halb einer angemessenen Frist Informationen zum Inhalt und zur Dauer der im Ausland
absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, so-
weit dies zur Bewertung der Voraussetzungen nach § 53 Absatz 1 des MT-Berufe-
Gesetzes erforderlich ist. Die zustandige Behorde kann sich an die zustandige Stelle
des Ausbildungsstaats wenden.

(5) Bestehen begriindete Zweifel an der Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit
der vorgelegten Unterlagen, kann die zustandige Behorde die antragstellende Person
auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist Originale, beglaubigte Abschriften o-
der weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei Unterlagen, die in einem Mitglied-
staat, einem Vertragsstaat oder einem gleichgestellten Staat ausgestellt oder aner-
kannt wurden, kann sich die zustandige Behérde im Fall begriindeter Zweifel an der
Echtheit der Unterlagen sowohl an die zustandige Stelle des Ausbildungs- oder Aner-
kennungsstaats wenden, als auch die antragstellende Person auffordern, beglaubigte
Abschriften vorzulegen. Eine solche Aufforderung hemmt nicht den Fristlauf nach
§ 99c.

(6) Die antragstellende Person hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, im
Inland eine Erwerbstatigkeit austiben zu wollen. Geeignete Unterlagen sind insbeson-
dere

1. der Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern,
2. ein Geschéftskonzept oder

3. der Vermerk Uber eine Standortberatung der Zentralen Servicestelle Berufsaner-
kennung.

Die zustandige Behorde darf nicht zwingend einen Vermerk Uber eine Standortbera-
tung nach Satz 1 Nummer 3 fordern, wenn durch andere Unterlagen die Erwerbsab-
sicht dargelegt wurde. Fir antragstellende Personen mit Wohnsitz in einem Mitglied-
staat, in einem Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten Staat sowie fur Staatsan-
gehorige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern keine besonderen
Grinde gegen eine entsprechende Absicht sprechen.

(7) Die 88 96 bis 98 gelten entsprechend.
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8 99c

Frist der Behorde fur die Entscheidung tber den Antrag

Die zustandige Behdrde entscheidet kurzfristig tiber den Antrag, spatestens jedoch

drei Monate nach Vorlage der vollstdndigen Unterlagen durch die antragstellende Per-

son.

8 99d
Erlaubnisurkunde

Bei der Ausstellung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach 8§ 53 des

MT-Berufe-Gesetzes ist das Muster nach Anlage 14 zu verwenden.

Abschnitt 7

Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rah-

men einer partiellen Berufsausiibung

§ 99%e
Erforderliche Unterlagen

(1) Personen, die eine Genehmigung nach 8§ 59a des MT-Berufe-Gesetzes auf-

grund einer auf3erhalb des Geltungsbereichs des MT-Berufe-Gesetzes erworbenen
Berufsqualifikation beantragen, haben dem Antrag folgende Unterlagen beizufligen:

1.

eine tabellarische Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgénge und der ausge-
Ubten Erwerbstéatigkeiten in deutscher Sprache,

einen Nachweis ihrer Identitét sowie Staatsangehorigkeit,

eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, dass zum Zeitpunkt der Vorlage der Be-
scheinigung die antragstellende Person in einem Beruf, dessen Téatigkeit der Ta-
tigkeit einem der Berufe nach dem MT-Berufe-Gesetz nur partiell entspricht, recht-
mafig in einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in ei-
nem gleichgestellten Staat niedergelassen ist,

eine Bescheinigung Uber eine Berufsqualifikation, aus der sich ergibt, dass die
Berufsqualifikation erforderlich ist fur die Austibung dieses Berufs in einem ande-
ren Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder in einem gleichgestellten
Staat, sowie die Ausbildungsnachweise, die den Erwerb dieser Berufsqualifikation
belegen,

sofern vorhanden, eine Bescheinigung tber die erworbene Berufserfahrung oder
Nachweise Uber Kenntnisse und Fahigkeiten, die durch lebenslanges Lernen er-
worben worden sind,

eine Erklarung, dass bisher noch kein Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit
gestellt wurde, und
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7. einen Nachweis Uber die Kenntnisse der deutschen Sprache der antragstellenden
Person.

(2) Im Fall von § 59a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b des MT-Berufe-
Gesetzes hat die antragstellende Person zusétzlich einen Nachweis in beliebiger Form
dartber vorzulegen, dass dieser Beruf wéahrend der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder
gleichgestellten Staaten rechtmafig ausgelbt worden ist.

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 5 sowie Absatz 2 sind der zu-
standigen Behdrde in Form von Abschriften vorzulegen oder elektronisch zu Gbermit-
teln. Von den Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sowie Absatz 2 sind Uberset-
zungen in deutscher Sprache vorzulegen. Dariiber hinaus kann die zustandige Be-
hérde von allen nachgereichten Unterlagen Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
langen. Die Ubersetzungen sind von einer &ffentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scherin oder Ubersetzerin oder einem 6ffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher
oder Ubersetzer erstellen zu lassen.

(4) Die zustandige Behdrde kann abweichend von Absatz 3 eine andere Form flr
die vorzulegenden Dokumente zulassen. Sie kann auf die Ubersetzung der Unterlagen
in deutscher Sprache verzichten sowie eine Ubersetzung der Unterlagen in englischer
Sprache zulassen.

(5) 899b Absatz 4, 5 Satz 1 und 2 und Absatz 7 gilt entsprechend.”

Folgende Anlage 14 wird angefugt:

~<Anlage 14
(zu 8 994d)

Urkunde Uber die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung

Name, Vorname

Geburtsdatum Geburtsort

erhélt auf Grund des 8§ 53 des Gesetzes Uber die Berufe in der medizinischen Technologie mit Wirkung
vom heutigen Tage die Erlaubnis zur partiellen Berufsausuibung.

Folgende vorbehaltene Tétigkeiten werden von der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung umfasst (ab-
schlieRende Aufzéahlung):

Die Ausubung des Berufs erfolgt unter der Berufsbezeichnung des Staates, in dem die Berufsqualifikation
erworben wurde, sowie mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die oben genannte(n) vorbe-
haltene(n) Tatigkeit(en), wie folgt:
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Es wird auf die Pflicht hingewiesen, den Dienstleistungsempfangern eindeutig den Umfang der beruflichen
Tatigkeit anzugeben (Artikel 4f Absatz 5 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG).

Ort, Datum
(Siegel)
(Unterschrift oder qualifizierte elektronische Signatur)“.
Artikel 9
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkiindung in
Kraft.

(2) Artikel 1, Artikel 3 Nummer 1, 2 Buchstabe a und ¢, Num-
mer 3 bis 13 und 15 bis 16, sowie Artikel 4 Nummer 12 Buchstabe a und ¢, Num-
mer 13 Buchstabe a und b, Nummer 14 und 18 Buchstabe a treten am 1. Januar 2024 in
Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Reform der Pflegeberufe ist am 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Mit dem Pflegeberu-
fegesetz wurden die neuen Pflegeberufeausbildungen inhaltlich und hinsichtlich ihrer Fi-
nanzierung auf eine neue Grundlage gestellt. Ergénzend zur Reform der fachberuflichen
Pflegeausbildung wurde eine bundesgesetzliche Grundlage fiir eine primarqualifizierende
hochschulische Pflegeausbildung mit Bachelorabschluss geschaffen. Hochschulisch aus-
gebildete Pflegefachpersonen tragen zu einer weiteren Verbesserung der Qualitat in der
Pflege durch den Transfer von forschungsgestitzten Lésungsansatzen und innovativen
Konzepten in die Pflege bei.

Gegeniber der beruflichen Ausbildung sind die Organisation und Koordination der prakti-
schen Ausbildungsanteile der hochschulischen Pflegeausbildung im Pflegeberufegesetz
strukturell anders gestaltet. Es sind keine Trager der praktischen Ausbildung vorgesehen,
die mit der studierenden Person einen Vertrag Uber Durchfiihrung des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung schlieRen und diese organisieren oder koordinieren. Die
Organisation und Koordination der Praxiseinsatze ist vielmehr Aufgabe der Hochschule.
Sie ist fUr die Sicherstellung der Durchfiihrung der Praxiseinsétze verantwortlich. Daflr
schlief3t die Hochschule mit den Einrichtungen, in denen die Praxiseinséatze erfolgen sollen,
Kooperationsvertrdge und koordiniert die Inhalte der Lehrveranstaltungen mit den Pra-
xiseinsatzen. Dementsprechend erfolgt die Finanzierung der Praxiseinséatze nach den all-
gemeinen Grundsétzen zur Finanzierung von Studiengéngen durch die Lander. Eine An-
bindung an die Ausgleichsfonds fur die berufliche Pflegeausbildung besteht bislang nicht.
Auch die Zahlung einer Vergutung fiir Studierende ist bisher nicht vorgesehen.

Im Gegensatz zur beruflichen Pflegeausbildung hat sich die Nachfrage nach einer primér-
qualifizierenden hochschulischen Pflegeausbildung seit ihrer Einfiihrung sehr verhalten ent-
wickelt. Schon seit einiger Zeit wird diese geringe Weiterentwicklung bei der Akademisie-
rung der Pflegeberufe von den Akteuren im Bereich der Pflegebildung mit Sorge betrachtet.
Der Wissenschaftsrat fordert bislang in seinen Empfehlungen zu hochschulischen Qualifi-
kationen fir das Gesundheitswesen vom 13. Juli 2012 (Empfehlungen zu hochschulischen
Qualifikationen fir das Gesundheitswesen - Drs. 2411-12) eine Akademisierungsquote von
10 bis 20 Prozent. Im Jahr 2021 gab es 508 Erstimmatrikulationen von Studierenden nach
dem Pflegeberufegesetz, was bei 61.458 Ausbildungseintritten in 2021 einer Akademisie-
rungsquote von nur 0,82 % entspricht. Zur Losung wird insbesondere auf die Notwendigkeit
hingewiesen, die finanzielle Situation von Pflegestudierenden sowie die Finanzierung des
praktischen Teils der Studiengédnge zu verbessern. Das ist insbesondere auch vor dem
Hintergrund der auf die EU-Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG zuriickgehenden ho-
hen Anteile der praktischen Ausbildungszeit notwendig, die auch fir die hochschulische
Pflegeausbildung gelten und Zuverdienste neben dem Studium erschweren. Es ist daher
angemessen, im Rahmen des priméarqualifizierenden Pflegestudiums den Studierenden
eine — der beruflichen Pflegeausbildung entsprechende — Ausbildungsvergitung zu zahlen.
Erste Ergebnisse einer Sondererhebung des Bundesinstituts fur Berufsbildung (BIBB) im
Rahmen der systematischen Langzeitbeobachtung der Pflegeausbildung Giber ein Monito-
ring-System haben die bisherigen Problemanzeigen bestétigt (Meng, Michael; Peters,
Miriam; Dorin, Lena: Erste Sondererhebung des BIBB-Pflegepanels: ein aktueller Uberblick
zu berufsqualifizierenden Pflegestudiengdngen. Version 1.0 Bonn, 2022. Online:
https://res.bibb.de/vet-repository_780291). So waren die Studiengange im Wintersemester
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2021/2022 im bundesweiten Durchschnitt nur zu etwa 50 Prozent ausgelastet. Die Sonder-
erhebung hat ebenfalls bestéatigt, dass als wesentlicher Faktor flr die Attraktivitat des pri-
marqualifizierenden Pflegestudiums dessen Finanzierbarkeit gilt. Diejenigen Hochschulen
mit primérqualifizierenden Studiengéngen, welche eine kontinuierliche Finanzierung der
Studierenden sicherstellen, haben eine hdhere Auslastung der Studienplatze als diejeni-
gen, welche keine kontinuierliche Finanzierung der Studierenden sicherstellen kénnen.
Diese Finanzierungsmodelle sind jedoch regelméRig nicht dauerhaft abgesichert und errei-
chen auch nicht den Umfang der in der beruflichen Pflegeausbildung gezahlten Ausbil-
dungsvergttung.

Mangels einer auskdbmmlichen Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen
Pflegeausbildung kann das vorhandene Potential an Pflegestudierenden derzeit nicht um-
fassend genutzt werden. Nicht zuletzt haben auch die Lander regelmafig eine (Re-)Finan-
zierungsmaglichkeit der Kosten des praktischen Teils des Pflegestudiums gefordert.

Im Koalitionsvertrag fur die 20. Legislaturperiode ist vereinbart, die akademische Pflege-
ausbildung gemeinsam mit den L&ndern zu stérken und zugleich Regelungslicken auch
dort zu schliel3en, wo Pflegefachkréfte im Studium bisher keine Ausbildungsvergitung er-
halten (vgl. Koalitionsvertrag 2021-2025 von SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP).

Die Entwicklung der Akademisierung der Pflegeberufe ist auch vor dem Hintergrund der
Vereinbarungen der ,Ausbildungsoffensive Pflege (2019 — 2023)" zu betrachten. So hatten
die Partner vereinbart, bis zum Ende der Ausbildungsoffensive die Anzahl der Studienpléatze
fur eine hochschulische Pflegeausbildung bundesweit deutlich zu erhéhen und gentigend
Platze fur die Praxiseinséatze der Studierenden in Krankenh&ausern und Pflegeeinrichtungen
vorzuhalten sowie den Studierenden attraktive Bedingungen zu bieten (Vereinbarungstext
der Konzertierten Aktion Pflege, AG 1 ,Ausbildungsoffensive Pflege (2019-2023)", Hand-
lungsfeld I, 1.4). Als Orientierungspunkt fir das langfristig anzustrebende Mafd an hoch-
schulisch ausgebildeten Pflegekréften soll dabei der vom Wissenschaftsrat genannte Anteil
von zehn Prozent dienen. Es bedarf weiterer Anstrengungen, um dieses Ziel zu erreichen.
Insbesondere ist es Aufgabe der Lander, die entsprechenden Studienplatzkapazitaten zu
schaffen.

Ziel des Gesetzentwurfes ist daher, die hochschulische Pflegeausbildung zu starken. Das
Pflegestudium soll neben der beruflichen Ausbildung eine attraktive Ausbildung darstellen
und mehr Personen mit Hochschulzugangsberechtigung dazu bewegen, eine hochschuli-
sche Pflegeausbildung zu absolvieren.

Zusatzliches Ziel dieses Gesetzentwurfes ist es, die rechtlichen Rahmenbedingungen auch
der beruflichen Pflegeausbildung auf Grundlage der mittlerweile vorliegenden ersten Um-
setzungserfahrungen weiter zu verbessern. Dies betrifft unter anderem den Umgang mit
digitalen Unterrichtsformen wahrend der Corona-Pandemie. Weiterer Anderungsbedarf be-
ruht auf europarechtlichen Vorgaben. Fir Personen, die sich weder dem mannlichen noch
dem weiblichen Geschlecht zugeh6rig fuihlen (nichtbindre Personen), gibt es bisher keine
Mdoglichkeit zur Wahl einer geschlechtsneutralen Berufsbezeichnung.

Weiteres Ziel des Entwurfs istdie Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts. Mit Urteil vom 10. April 2019 - 6 C 19.18 hat es entschieden, dass die Anzahl der
Pruferinnen und Prifer rechtssatzmafiig in der jeweiligen Prifungsordnung und damit kon-
kret und vorhersehbar festgelegt sein miisse. Der Normgeber misse dafiir Sorge tragen,
dass fur alle Prifungskandidatinnen und Prifungskandidaten gleiche Prufungsbedingun-
gen und Bewertungsmalstidbe gelten. Dies erfordere das Gebot der Chancengleichheit
nach Artikel 3 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes. Die Pfle-
geberufe-Ausbildungs- und —Priifungsverordnung sieht aktuell lediglich eine Mindestanzahl
fur die Pruferinnen und Prifer vor. Vor dem Hintergrund der neuen hdchstrichterlich ge-
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troffenen Entscheidung ist die Pflegeberufe-Ausbildungs- und —Prifungsverordnung ent-
sprechend anzupassen und die exakte Anzahl der Priferinnen oder Priifer rechtssatzmaRig
festzulegen.

Zudem ist die Rolle des Prufungsvorsitzenden neu zu definieren. Das Bundesverwaltungs-
gericht hat mit Urteil vom 28. Oktober 2020 - 6 C 8.19 im Zusammenhang mitder staatlichen
Erganzungsprifung zur Notfallsanitaterin und zum Notfallsanitater entschieden, dass die
dem Prifungsausschuss vorsitzende Person die Prifungsleistung persénlich, unmittelbar
und vollstandig zur Kenntnis nehmen musse, um eine selbsténdige, eigenverantwortliche
Bewertungsentscheidung treffen zu kénnen. Hieraus ergibt sich, dass die vorsitzende Per-
son in der jeweiligen Prifung — auch in der Pflegeausbildung — zwingend anwesend sein
muss, wenn fir diese ein Stichentscheidungsrecht vorgesehen ist. Diese Voraussetzung ist
mit den praktischen Anforderungen an die Priifungsdurchfiihrung in Einklang zu bringen.

Aufgrund des Beteiligungserfordernisses des Bundestages konnten die notwendigen An-
passungen in der Pflegeberufe-Ausbildungs- und —Prifungsverordnung nicht bereits im
Entwurf einer Verordnung zur Modernisierung der Priifungsverfahren im Recht der Heilbe-
rufe (Heilberufe-Priifungsrechtmodernisierungsverordnung - BR-Drs. 81/23) bertiicksichtigt
werden. Der Entwurf soll die Priiferrechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in Be-
zug auf die betroffenen Ausbildungs- und Prifungsverordnungen sowie Approbationsord-
nungen der Heilberufe umsetzen und zugleich digitale Unterrichtsformate in allen Ausbil-
dungen der Heilberufe ermdglichen.

Ein weiteres Ziel dieses Gesetzentwurfes ist die Verbesserung der Fachkrafteeinwande-
rung, um den bestehenden Fachkraftemangel in der Pflege zu adressieren. Die einfache
und schnelle Durchfiihrung der Anerkennungsverfahren mit guter Qualitat sind zentrale
Bausteine einer gelingenden Integration. Mit dem Gesetzentwurf soll das Anerkennungs-
verfahren weiter zu vereinheitlicht und vereinfacht werden.

Daruber hinaus gilt es, zur Umsetzung des Artikel 4f der Richtlinie 2005/36/EG, die rechtli-
chen Voraussetzungen zur Méglichkeit einer partiellen Berufserlaubnis im Pflegeberufege-
setz zu schaffen. Ebenfalls betroffen sind dabei das Hebammengesetz sowie das MT-Be-
rufe-Gesetz.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit diesem Gesetzentwurf wird die hochschulische Pflegeausbildung entscheidend dadurch
gestarkt, dass die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbil-
dung in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung integriert
wird. Auch wird eine Regelung geschaffen, dass Studierende in der Pflege eine angemes-
sene Vergutung fur die gesamte Dauer des Studiums erhalten, die ebenfalls Gber die Aus-
gleichsfonds in den Landern finanziert wird. Dazu wird die Struktur der Organisation und
Koordination der Praxiseinsatze in Zukunft anders gestaltet und das Pflegestudium als du-
ales Studium ausgestaltet. Der Riickgriff auf die bewahrten Verfahren zur Finanzierung des
praktischen Teils der beruflichen Ausbildung gewahrleistet die schnelle Umsetzbarkeit der
verbesserten Finanzierung. Mit Ubergangsvorschriften wird dabei sichergestellt, dass eine
auf der bisherigen Grundlage begonnene hochschulische Pflegeausbildung beendet wer-
den kann und diese Studierenden zukiinftig ebenfalls einen Anspruch auf eine Ausbildungs-
vergltung Uber einen Vertrag erhalten.

Die Studierenden, die eine hochschulische Pflegeausbildung beginnen, schlieen kiinftig
einen Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung mit einem Trager des
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung ab, der — wie in der beruflichen
Pflegeausbildung — die Verantwortung fur die Durchfiihrung des praktischen Teils des Stu-
diums gegentiber der studierenden Person einschlieRlich ihrer Organisation und Koordina-
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tion Ubernimmt und dafiir nach der Neuregelung auch eine Finanzierung aus dem Aus-
gleichsfonds erhalt. Der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbil-
dung bertcksichtigt dabei die gegentber der beruflichen Pflegeausbildung erweiterten Aus-
bildungsziele. Die Hochschule aber weiterhin die Gesamtverantwortung fur die Koordina-
tion der theoretischen und praktischen Lehrveranstaltungen mit den Praxiseinséatzen.

Damit wird sichergestellt, dass das Pflegestudium neben der beruflichen Ausbildung eine
attraktive Alternative darstellt und mehr Menschen mit Hochschulzugangsberichtigung dazu
bewegt werden, sich fir ein Pflegestudium zu entscheiden. Eine moderne hochschulische
Ausbildung in der Pflege mit einer gesicherten Finanzierungsgrundlage ist auch angesichts
des akuten Fachkraftemangels in der Pflege ein wichtiger Baustein, damit sich mehr (junge)
Menschen fir einen Pflegeberuf entscheiden.

Die Durchfiihrung der Lehrveranstaltungen und die sonstigen Kosten der Hochschulen
selbst sind wie bisher durch die Lander zu finanzieren.

Des Weiteren werden mit dem Gesetzentwurf die Anerkennungsverfahren fur auslandische
Pflegefachkréafte weiter vereinheitlicht und vereinfacht. Konkret werden der Umfang und die
erforderlichen Formerfordernisse der vorzulegenden Unterlagen bundesrechtlich geregelt.
Dies fiihrt zu mehr Transparenz und Orientierung fiir die antragstellenden Personen und zu
mehr Klarheit und Sicherheit in der Verfahrensgestaltung fur die Léander. Zudem wird die
Moglichkeit eines Verzichts auf eine umfassende Gleichwertigkeitspriifung zugunsten einer
Kenntnisprifung oder eines Anpassungslehrgangs etabliert. Dies entlastet antragstellende
Personen wie auch die zustandigen Stellen der Lander gleichermal3en. Die antragstellen-
den Personen sind nicht mehr in der Pflicht umfangreiche Unterlagen Uber ihre Berufsqua-
lifikation einzureichen. Die zustandigen Stellen der LaAnder kénnen im Gegenzug von einer
aufwandigen Gleichwertigkeitsprifung absehen. Des Weiteren wird erstmals die Méglich-
keit geschaffen, die Kenntnisprifung als anwendungsorientierte Parcourspriifung auszuge-
stalten. Diese Prifungsform erhéht die Flexibilitat der zustéandigen Stellen bei der Kenntnis-
prufung. Darlber hinaus werden weitere Mdglichkeiten zur Vereinheitlichung eingefihrt,
insbesondere mit Bezug zu den Mustergutachten der Gutachtenstelle fir Gesundheitsbe-
rufe.

Zur Umsetzung des Artikel 4f der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG wird die Mog-
lichkeit einer partiellen Berufserlaubnis im Rahmen der beruflichen Pflegeausbildung und
im Hebammenstudium geschaffen und in Bezug auf die MT-Berufe weiter konkretisiert. Zu-
dem wird Artikel 23 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG (Stich-
tag-Regelung fir Kroatien) in der Pflege umgesetzt.

Im Ubrigen tragen die Anderungen an der Pflegeberufe-Ausbildungs- und —Priifungsver-
ordnung den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichtes (Urteil vom 10. April 2019 - 6 C
19.18, Urteil vom 28. Oktober 2020 - 6 C 8.19) und damit dem Gebot der Chancengleichheit
der Prifungskandidatinnen und Prifungskandidaten Rechnung, indem die Priiferanzahl
rechtssatzgemal konkret vorgegeben wird. Zudem wird der Vorgabe, dass die vorsitzende
Person eine Bewertungsentscheidung nur bei gleichzeitiger Anwesenheit in der Prifung
treffen darf, Rechnung getragen. Dies wird Giberwiegend dadurch umgesetzt, dass die No-
ten durch die dem Priifungsausschuss vorsitzenden Person mittels arithmetischen Mittels
berechnet werden. Hierdurch ist auch eine zwingende Anwesenheit der vorsitzenden Per-
son in den nach diesen Vorgaben durchzufiihrenden Prifungen nicht mehr erforderlich. Die
Anderungen orientieren sich an dem Entwurf einer Verordnung zur Modernisierung der Prii-
fungsverfahren im Recht der Heilberufe (Heilberufe-Prufungsrechtmodernisierungsverord-
nung - BR-Drs. 81/23). Sie berticksichtigen dabei zugleich die in der Heilberufe-Prifungs-
rechtmodernisierungsverordnung verankerte Moglichkeit digitaler Unterrichtsformate auch
fur die Pflegeausbildung. Mit Ubergangsvorschriften wird zudem sichergestellt, dass die
Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts auch fur die Ausbildungen gelten, die noch auf
Grundlage des bereits aul3er Kraft getretenen Krankenpflegegesetzes und Altenpflegege-
setzes bis zum 31. Dezember 2024 abgeschlossen werden kénnen.
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Daneben werden als weiterer Schwerpunkt dieses Gesetzentwurfes die rechtlichen Rah-
menbedingungen der beruflichen Pflegeausbildung weiter verbessert:

Der Gesetzentwurf stérkt die Digitalisierung in der Pflege, indem unter anderem digitale
Kompetenzen als Teil des Ausbildungsziels ausdriicklich aufgenommen und in den Kom-
petenzkatalogen der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung erweitert wer-
den, um der Bedeutung dieses Themas in der Ausbildung angemessen Rechnung tragen.
Zudem werden digitale Unterrichtsformate in der Ausbildung und im Studium in der Pflege
ermdglicht. Die Erfahrungen aus der COVID-19-Pandemie haben gezeigt, welche Bedeu-
tung digitale Lehrformate fur Studium und Ausbildung haben kdénnen und dass es sinnvoll
sein kann, die klassischen Lehrformate um digitale Elemente zu erganzen. Auch das Fuh-
ren eines elektronischen Ausbildungsnachweises wird gesetzlich erméglicht. Dartiber hin-
aus wird in den entsprechenden Urkunden zur Pflegeausbildung (wie auch zum Hebam-
menstudium) neben einer analogen Unterschrift auch die Mdglichkeit einer qualifizierten
elektronischen Signatur vorgesehen.

Ebenfalls werden zur Klarstellung in den Kompetenzkatalogen der Pflegeberufe-Ausbil-
dungs- und -Prifungsverordnung genderspezifische Aspekte und gendermedizinische Er-
kenntnisse ergénzt.

Neu eingefihrt wird ein Recht zur Wahl einer genderneutralen Berufsbezeichnung sowohl
fur Personen, die eine Berufsausbildung nach dem Pflegeberufegesetz neu durchlaufen als
auch flr Personen, die bereits Uber eine Erlaubnis zum Fiuhren der Berufshezeichnung ver-
fugen.

Es wird einerseits geregelt, dass der Ausbildungsvertrag einen Hinweis auf die Méglichkeit
der Vertragsverlangerung nach 8 21 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes zu enthalten hat,
wenn die oder der Auszubildende die Abschlusspriifung unter bestimmten Voraussetzun-
gen nicht vor Ablauf der Ausbildung ablegen kann. Andererseits wird vorgesehen, dass im
Ausbildungsvertrag auch die Form des Ausbildungsnachweises, also schriftlich oder elekt-
ronisch, festgehalten wird.

Die Anlage zum Pflegeberufegesetz (Ubersicht der Ausbildungsnachweise der Mitglied-
staaten der Européischen Union entsprechend Anhang V Nummer 5.2.2 der Richtlinie
2005/36/EG) wird vorliegend durch einen dynamischen Verweis auf Anhang V Nummer
5.2.2 der Richtlinie 2005/36/EG ersetzt. Damit wird sichergestellt, dass das Pflegeberufe-
gesetz an dieser Stelle stets aktuell ist und auf den Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie
2005/36/EG in seiner jeweils geltenden Fassung verweist.

Es erfolgt eine Klarstellung und Konkretisierung im Hinblick auf den Forschungsauftrag des
BIBB zur Pflegebildung und zum Pflegeberuf vor dem Hintergrund, dass dieser — wie bisher
— nicht zwingend fir die Arbeit der Fachkommission erforderlich sein muss.

Die hochschulische Pflegeausbildung wird in die Pflegeausbildungsstatistik aufgenommen.

Das Beteiligungserfordernis des Bundestages bei Anderungen der Pflegeberufe-Ausbil-
dungs- und -Prifungsverordnung ist nicht mehr erforderlich. Mit dem erstmaligen Erlass der
Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung und der erfolgten Mitgestaltung der
Kompetenzkataloge fiir die gesonderten Abschliisse durch den Bundesgesetzgeber hat
das Beteiligungserfordernis seinen Zweck erfillt und kann daher entfallen. Dies dient einer
zligigen und sinnvoll gegliederten Verordnungsgebung. So konnte beispielsweise die Um-
setzung der Priiferrechtsprechung fur die Pflege nicht im Rahmen der Heilberufe-Prifungs-
rechtmodernisierungsverordnung mit geregelt werden. Gleichwohl ist es weiterhin Aufgabe
der Bundesregierung, den Bundestag tiber Anderungen der PfIAPrV friihzeitig zu informie-
ren.



Drucksache 225/23 -62 -

Das Verfahren und die Erhebungsfaktoren zur Uberpriifung der Vorschriften tiber die ge-
sonderten Abschliisse nach § 62 des Pflegeberufegesetzes werden verbindlich festgelegt.
Um die richtigen Schlussfolgerungen zu den gesonderten Abschliissen zu ziehen, ist eine
valide Datengrundlage unerlasslich. Dies erfordert ein einheitliches Vorgehen bei der Mel-
dung der Daten an den Bund. Das ist bislang nicht gewébhrleistet.

Die verpflichtende Mitgliedschaft einer praxisanleitenden Person aus der Einrichtung des
Vertiefungseinsatzes im Prifungsausschuss wird als Soll-Vorschrift konzipiert, um bei Eng-
passen oder z.B. krankheitsbedingten Ausféllen Abhilfe schaffen zu kénnen.

Bei der Genehmigung des Rucktritts von der Priifung wird die Vorlage eines amtsérztlichen
Attests durch die Vorlage eines qualifizierten Attests ersetzt. Die zwingende Vorlage eines
amtsarztlichen Attests hat in der Praxis, insbesondere bei den Gesundheitsdmtern, einen
nicht immer angemessenen Aufwand verursacht.

Es wird die Mdglichkeit geschaffen, die Einzahlung des Landesanteils in den Ausbildungs-
fonds zu flexibilisieren, sofern die Liquiditét des Ausgleichfonds zum Zeitpunkt der Auszah-
lung der Ausgleichszuweisung im entsprechenden Finanzierungszeitraum weiterhin sicher-
gestellt ist.

Es wird klargestellt, dass die in den Ausgleichszuweisungen enthaltenen Kosten der an der
Ausbildung beteiligten Kooperationspartner vom Tréager der praktischen Ausbildung auch
an diese weiterzuleiten sind.

Die Anrechenbarkeit von im Ausland auRerhalb des Geltungsbereichs des Pflegeberufege-
setzes durchgefiihrten Teilen der praktischen Ausbildung wird grundsétzlich ermdglicht.

Es wird eine Schéatzbefugnis im Finanzierungsverfahren ergénzt bei nicht, nicht fristgema-
Ben, fehlerhaften oder unvollstandigen Mitteilungen zur Aufteilung des Finanzierungsbe-
darfs auf die Pflegeeinrichtungen. Fehlen die mitzuteilenden Leistungsdaten der Einrich-
tungen, kann der Finanzierungsbedarf nicht korrekt auf die einzahlenden Einrichtungen um-
gelegt werden.

Damit sind insgesamt umfassende Anderungen am Pflegeberufegesetz (PfIBG), der Pfle-
geberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung (PflAPrV) sowie der Pflegeberufe-Ausbil-
dungsfinanzierungsverordnung (PfIAFinV) verbunden.

M. Alternativen
Keine.

Die Anpassungen des Finanzierungsverfahrens sind mit Blick auf die hochschulische Pfle-
geausbildung und angesichts der notwendigen Sicherung von hochschulisch ausgebilde-
tem Pflegefachpersonen dringend notwendig. Wesentlicher Faktor fir die Attraktivitat des
primarqualifizierenden Pflegestudiums ist dessen Finanzierbarkeit.

Die Erleichterungen und Vereinfachungen beim Anerkennungsverfahren fur auslandische
Pflegefachkrafte sind angesichts der notwendigen Sicherung von Pflegefachpersonen drin-
gend erforderlich.

Um Rechtssicherheit auch bei der Durchfihrung der Prifungen der Pflegeausbildung zu
erlangen, ist die Umsetzung der hdchstrichterlichen Rechtsprechung durch die entspre-
chende Anpassung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung erforderlich.
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V. Gesetzgebungskompetenz

Fir die Anderungen des Pflegeberufegesetzes, des Hebammengesetzes sowie des MT-
Berufe-Gesetzes ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Sie ergibt sich aus
Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (GG) (Statistik fir Bundeszwecke), Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (6ffentliche Fursorge (ohne Heimrecht)), Artikel 74 Absatz
1 Nummer 12 GG (Arbeitsrecht (umfasst auch das Ausbildungsverhéltnis), Sozialversiche-
rung), Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Zulassung zu arztlichen und anderen Heilberu-
fen) und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19a GG (wirtschaftliche Sicherung der Krankenhauser
und die Regelung der Krankenhauspflegesétze).

Die Voraussetzungen der Erforderlichkeitsklausel nach Artikel 72 Absatz 2 GG in Verbin-
dung mit Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 und 19a GG sind gegeben. Es besteht wie bisher
ein gesamtstaatliches Interesse an bundeseinheitlichen Kostenregelungen der Ausbildung
zur Wahrung der Wirtschaftseinheit, insbesondere um eine bundesweit vergleichbare Ge-
sundheitsversorgung auf hohem Niveau im Sinne des Patientenschutzes zu gewahrleisten.
Nur die Verlasslichkeit bundesweit einheitlicher Grundsétze und Grundregelungen der Kos-
tentragung der Pflegeausbildung gewéhrleistet bundesweit vergleichbare Festlegungen zu
Standards und Qualitédtsanforderungen an den Pflegeberuf. Die bundeseinheitliche Rege-
lung starkt die Attraktivitat der Pflegeausbildungen. Mit den vorliegenden Regelungen zur
Finanzierung der hochschulischen Pflegeausbildung werden dariiber hinaus bundesweit
Wetthewerbsnachteile von ausbildenden Pflegeeinrichtungen gegentiber nicht ausbilden-
den Einrichtungen ausgeschlossen und damit auch bundesweit die Ausbildungsbereitschaft
gestarkt und ein Anreiz fir Krankenhduser sowie ambulante und stationére Pflegeeinrich-
tungen gesetzt, Ausbildungsplatze zu schaffen.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar. Es dient insbesondere
der weiteren Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Européischen Parlaments und des
Rates vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255
vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18), die zuletzt durch den Delegierten
Beschluss (EU) 2021/2183 (ABI. L 444 vom 10.12.2021, S. 16) geandert worden ist. Die
Ubereinstimmung des Gesetzentwurfes mit der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 uber eine Verhaltnismafigkeitsprufung vor
Erlass neuer Berufsreglementierungen (ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) wurde festgestellt.

Das Gesetz ist mit den volkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesrepublik Deutschland
abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts-und Verwaltungsvereinfachung

Mit dem Gesetzentwurf wird das existierende System der beruflichen Ausbildung zur Finan-
zierung auch des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung erweitert, so-
dass die bereits bestehenden und gewachsenen Strukturen genutzt werden kdnnen. Auf
diese Weise kann mit wenig Aufwand und in kurzer Zeit die Finanzierung des praktischen
Teils der hochschulischen Pflegeausbildung erreicht werden. Zugleich werden Teilaspekte
des Finanzierungsverfahrens flexibilisiert und so vereinfacht.

Fir die Hochschulen primérqualifizierender Studiengédnge nach dem Pflegeberufegesetz
entstehen Verwaltungsvereinfachungen, da diese zukinftig nur noch mit dem Tréager des
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praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung einen Kooperationsvertrag ab-
schlieRen missen. Bislang war vorgesehen, dass die Hochschulen mit allen Einrichtungen,
in denen die Praxiseinsétze erfolgen sollen, Kooperationsvertréage abschlief3en.

Daruber hinaus werden die Anerkennungsverfahren fur auslandische Pflegefachkréfte wei-
ter vereinheitlicht und vereinfacht. Konkret werden der Umfang und die erforderlichen For-
merfordernisse der vorzulegenden Unterlagen bundesrechtlich geregelt. Dies fiihrt zu mehr
Transparenz und Orientierung fir die antragstellenden Personen und zu mehr Klarheit und
Sicherheit in der Verfahrensgestaltung fir die Lander. Zudem wird die Mdglichkeit eines
Verzichts auf eine umfassende Gleichwertigkeitspriifung zugunsten einer Kenntnisprifung
oder eines Anpassungslehrgangs etabliert. Dies entlastet antragstellende Personen wie
auch die zustandigen Stellen der Lander gleichermaf3en. Die antragstellenden Personen
sind nicht mehr in der Pflicht umfangreiche Unterlagen Uber ihre Berufsqualifikation einzu-
reichen. Die zustandigen Stellen der Lander kénnen im Gegenzug von einer aufwandigen
Gleichwertigkeitsprufung absehen. Des Weiteren wird erstmals die Mdglichkeit geschaffen,
die Kenntnisprifung als anwendungsorientierte Parcoursprifung auszugestalten. Diese
Prufungsform erhoht die Flexibilitat der zustandigen Stellen bei der Kenntnisprufung. Dar-
tber hinaus werden weitere Méglichkeiten zur Vereinheitlichung eingefiuhrt, insbesondere
mit Bezug zu den Mustergutachten der Gutachtenstelle fur Gesundheitsberufe.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Zielen und Prinzipien der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie (DNS) der Bundesregierung.

Insbesondere durch die Einfiihrung einer finanziellen Unterstiitzung fiir den praktischen Teil
der hochschulischen Pflegeausbildung wird die Attraktivitat erhdht, wodurch die pflegeri-
sche Versorgung gestarkt und gesichert werden soll. Dadurch wird im Sinne des Nachhal-
tigkeitsziels 3 der DNS ein gesundes Leben fir alle Menschen jeden Alters gewahrleistet
und ihrWohlergehen gefdrdert. Der Entwurf entspricht mit seinen Regelungen zugleich dem
Nachhaltigkeitsprinzip 3 b der DNS, nach dem Gefahren und unvertretbare Risiken fur die
menschliche Gesundheit zu vermeiden sind.

Zugleich werden durch eine kontinuierliche Verbesserung von Bildung und Qualifikation
(SDG 4.1) sowie der Verbesserung schulischer Bildungserfolge von Auslénderinnen und
Auslandern in Deutschland (SDG 10.1) weitere Nachhaltigkeitsziele verfolgt. Hé6here schu-
lische und berufliche Qualifizierung fiihrt zu einer Verbesserung der Chancengleichheit
(SDG 10) und tragt somit zu einer Wahrung und Verbesserung des sozialen Zusammen-
halts in einer offenen Gesellschaft (SDG 5.1) bei.

Der Bedarf an professioneller Pflege wird kinftig weiter zunehmen, da ein Anstieg an pfle-
gebedurftigen Menschen in Deutschland zu erwarten ist. Gleichzeitig wird die Zahl der Men-
schen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfiigung stehen, aufgrund riicklaufiger Geburtenraten
weiter abnehmen. Dies verscharft den Wettbewerb auf dem Ausbildungsmarkt. Um den
Bedarf an Pflegefachkraften langfristig zu sichern, ist es daher wichtig, die Attraktivitat der
Pflegeausbildung zu steigern und gleichzeitig die Ausbildung geanderten Versorgungsbe-
darfen anzupassen und weiter attraktiv auszugestalten.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die durch dieses Gesetz entstehenden Kosten kdnnen nicht genau beziffert werden, da
unklar ist, wie viele Studierende zukiinftig von den Regelungen betroffen sein werden. Bis-
lang haben sich jahrlich rund 500 Studierende in einem priméarqualifizierenden Studiengang
nach dem Pflegeberufegesetz erstimmatrikuliert. Uber alle Semester hinweg werden sich
im Jahr 2023 damit rund 1.500 Studierende auf der bisherigen Grundlage in einer hoch-
schulischen Pflegeausbildung befinden, ausgehend davon, dass das Studium mindestens
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drei Jahre dauert. Durch die Einfiihrung einer Vergiitung sowie der Refinanzierung der Kos-
ten der Praxiseinsatze im Rahmen der hochschulischen Pflegeausbildung wird davon aus-
gegangen, dass die Studierendenzahlen zukinftig steigen werden. Fir die nachfolgenden
Berechnungen wird mit Blick auf die aktuellen Studienplatzkapazitaten davon ausgegan-
gen, dass sich im Jahr rund 3.000 Studierende Uber alle Semester hinweg einer hochschu-
lischen Pflegeausbildung werden befinden kénnen, darunter rund 1.000 Studierende, die
sich erstimmatrikuliert haben. Die hierdurch entstehenden Mehrkosten werden von den
Kostentragern des Ausbildungsfonds entsprechend ihrer prozentualen Verteilung nach § 33
Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes aufgebracht.

Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbudgets der Lander fir das Jahr 2023 ist von
einem durchschnittlichen Pauschalbudget fir die praktische Ausbildung in H6he von rund
8.600 Euro fir jede Auszubildende bzw. fur jeden Auszubildenden jahrlich auszugehen. Der
Median der vertraglich vorgesehenen Ausbildungsvergiitung von Auszubildenden zum Pfle-
gefachmann beziehungsweise zur Pflegefachfrau in Vollzeit in den drei Ausbildungsjahren
liegt im ersten Ausbildungsjahr bei 1.1166 Euro, im zweiten Ausbildungsjahr bei 1.227 Euro,
im dritten Ausbildungsjahr bei 1.333 Euro und im Durchschnitt aller drei Ausbildungsjahre
bei rund 1.242 Euro. Die monatlichen Kosten der Ausbildungsvergitung (Arbeitgeber-
Brutto) belaufen sich auf rund 1.515 Euro. Insgesamt ist folglich von jahrlichen Kosten von
rund 26.800 Euro fir die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pflege-
ausbildung, einschlielich der Zahlung einer Vergltung, je studierender Person auszuge-
hen. Dabei erfolgt die Berechnung unter der Annahme, dass sich die Kosten fiir den prak-
tischen Teil der hochschulischen Pflegeausbildung trotz héherer Anforderungen an die Pra-
xisanleitung im Pflegestudium in etwa auf gleichem Niveau der beruflichen Ausbildung be-
wegen werden. Im Gegensatz zur beruflichen Ausbildung werden die Kosten der Ausbil-
dungsvergutung fir die hochschulische Pflegeausbildung ohne Anrechnung eines Wert-
schdpfungsanteils finanziert.

Vorliegend wird davon ausgegangen, dass durch die Steigerung der Attraktivitét der hoch-
schulischen Pflegeausbildung eine Vollauslastung der Studienkapazititen erreicht werden
kann und so im ersten Jahr nach Inkrafttreten der Regelungen rund 1.500 Studierende eine
auf Grundlage dieses Gesetzes ausgestaltete hochschulische Pflegeausbildung aufneh-
men werden. Hierdurch wirden im ersten Jahr nach Inkrafttreten Mehrkosten in Héhe von
rund 40 Millionen Euro entstehen.

Ebenfalls zu beriicksichtigen sind die Kosten der Ausbildungsvergtitung der Studierenden,
die ihr Pflegestudium auf der bisherigen Grundlage begonnen haben und fortsetzen kénnen
und im Rahmen einer Ubergangsvorschrift einen Anspruch auf die Zahlung einer Ausbil-
dungsvergutung erhalten. Es wird davon ausgegangen, dass etwa 1.500 Studierende (WS
21/22 bis einschlieRlich WS 23/24) ab dem 1. Januar 2024 unter die Ubergangsregelung
fallen. Hierdurch ist mit Mehrkosten in Hohe von rund 27 Millionen Euro zu rechnen.

Hinzukommen noch Mehrkosten in Hhe eines Aufschlags von 3 Prozent fur die Liquidi-
tatsreserve sowie in H6he von 0,6 Prozent flir die Verwaltungskostenpauschale nach § 32
des Pflegeberufegesetzes. Damit ergeben sich fir das erste Jahr nach Inkrafttreten der
Regelungen Mehrkosten in H6he von rund 69 Millionen Euro.

Ausgehend von den aktuellen Studienplatzkapazitéten bei einer Vollauslastung und unab-
hangig von den Studierenden, die nach bisherigen Recht ihr Studium aufgenommen haben
und in absehbarer Zeit exmatrikuliert sein werden, wird davon ausgegangen, dass sich
kiinftig Uber alle Semester hinweg bis 3.000 Studierende jahrlich in einer auf Grundlage
dieses Gesetzes ausgestalteten hochschulischen Pflegeausbildung befinden werden. Hier-
durch entstehen Mehrkosten in Héhe von rund 83 Millionen Euro jahrlich, einschlie3lich des
Aufschlags flr die Liquiditatsreserve und die Verwaltungskostenpauschale.

Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug eine Kostenersparnis bei den Kosten der
beruflichen Pflegeausbildung einstellt. Bisher hat sich ein groRer Teil derjenigen Personen,
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die sich fur eine Ausbildung in der Pflege interessieren und eine Hochschulzugangsberich-
tigung besitzen, vermutlich auf Grund der Zahlung einer Ausbildungsvergutung fur die fach-
schulische Pflegeausbildung entschieden. Aufgrund der Zahlung einer Ausbildungsvergu-
tung auch fiir die Studierenden wird es, ungeachtet einer grundsatzlichen Steigerung der
Ausbildungszahlen, zu einer Verschiebung von Ausbildungszahlen zu Gunsten der hoch-
schulischen Pflegeausbildung und zu Lasten der beruflichen Pflegeausbildung kommen. Es
wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden sich aufgrund der Aushil-
dungsvergutung fur die hochschulische Pflegeausbildung statt fir eine fachschulische Pfle-
geausbildung entschieden haben werden. Ausgehend von den gemeldeten Pauschalbud-
gets der Lander fur das Jahr 2023 ist von einem durchschnittlichen Pauschalbudget fir die
praktische Ausbildung in H6he von rund 8.600 Euro und fir den Unterricht in Hohe von
8.800 Euro fir jede Auszubildende bzw. flir jeden Auszubildendem jahrlich auszugehen.
Zuzuglich der Ausbildungsvergiitung bedeutet dies jahrliche Kosten in Héhe von rund
36.000 Euro je Auszubildende bzw. je Auszubildendem. Uber alle Semester hinweg werden
sich rund 1.000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die sich gegen eine berufli-
che Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf Seiten der beruflichen Pflege-
ausbildung eine Kostenersparnis von rund 37 Millionen Euro, dies einschlie3lich des Auf-
schlags fir die Liquiditatsreserve und die Verwaltungskostenpauschale.

Sofern die Lander ihre Studienplatzkapazitdten ausbauen, kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Anzahl der Studierenden durch die neuen Regelungen zukiinftig steigen wird.
Der Wissenschaftsrat fordert zur Verbesserung der Pflegequalitat einen Akademisierungs-
anteil von 10 bis 20 Prozent bezogen auf alle Auszubildenden eines Jahrgangs (Empfeh-
lungen zu hochschulischen Qualifikationen fur das Gesundheitswesen - Drs. 2411-12). Ge-
messen an den durchschnittlichen Eintrittszahlen einer beruflichen Pflegeausbildung nach
dem Pflegeberufegesetz von etwa 60.000 Auszubildenden waren das zukiinftig mindestens
6.000 Studierende jahrlich.

3.1 Bund, Ld&nder und Kommunen

Der Bund ist als Beihilfetrdger an den auf die zur Versorgung nach § 108 des Finften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugelassenen Krankenhduser entfallenden Kosten in sehr
geringem Umfang beteiligt. Im Ubrigen ergeben sich fir den Bund uber die bereits im Zu-
sammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen Mehr- und Minderausgaben hin-
aus aus diesem Gesetz keine weiteren Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand. Dem
steht eine Kostenersparnis in Héhe von rund 3,3 Millionen Euro gegeniiber, da davon aus-
zugehen ist, dass sich Uber alle Semester hinweg rund ein Drittel der Studierenden auf-
grund der Ausbildungsvergutung fur die hochschulische Pflegeausbildung statt fur eine
fachschulische Pflegeausbildung entschieden haben.

Auf Grundlage des vorgesehenen Landesanteils am Ausbildungsfonds in Hohe von 8,9446
Prozent entstehen den Landern ausgehend von 3.000 Studierenden jéhrlich uber alle Se-
mester hinweg Mehrkosten in Héhe von rund 7,4 Millionen Euro.

Daruber hinaus sind die Lander und Gemeinden als Beihilfetréger an den zur Versorgung
nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenh&duser entfallenden Kosten in sehr geringem
Umfang beteiligt.

3.2 Gesetzliche Krankenversicherung

Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes entfallen 57,2380 Prozent des
ermittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen
Krankenhauser. Diese Kosten werden zu rund 85 Prozent durch die gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV) refinanziert (WIAD/prognos, Forschungsgutachten zur Finanzierung ei-
nes neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnisbericht, S. 44). Ausgehend von 3.000
Studierenden jahrlich Uber alle Semester hinweg ist mit Mehrkosten von rund 40,4 Millionen
Euro zu rechnen.
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Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosteneinsparungen bei der GKV fir die
Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung ergeben werden. Aufgrund der Zahlung ei-
ner Ausbildungsvergitung fir die Studierenden wird es vermutlich zu einer Verschiebung
von Ausbildungszahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeaushildung kommen. Es
wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden sich aufgrund der Aushbil-
dungsvergutung fur die hochschulische Pflegeausbildung statt fir eine fachschulische Pfle-
geausbildung entscheiden werden. Uber alle Semester hinweg werden sich rund 1.000 Stu-
dierende in einem Pflegestudium befinden, die sich gegen eine berufliche Pflegeausbildung
entschieden haben. Dies bedeutet auf Seiten der beruflichen Pflegeausbildung eine Kos-
tenersparnis von rund 18 Millionen Euro fur die GKV.

3.3 Soziale Pflegeversicherung

Durch den zu leistenden Direktbetrag von 3,6 Prozent ist ausgehend von 3.000 Studieren-
den jahrlich tGber alle Semester hinweg mit Mehrkosten fiir die soziale Pflegeversicherung
(SPV) in Hohe von rund 3 Millionen Euro zu rechnen. Gemindert werden diese Kosten durch
die zehnprozentige Erstattung durch die private Pflege-Pflichtversicherung. Insoweit ver-
bleiben bei der sozialen Pflegeversicherung Belastungen in Héhe von rund 2,7 Millionen
Euro.

Daruber hinaus entstehen fir die SPV mittelbar weitere nicht genau bezifferbare Kosten.
Gemal § 33 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes entfallen 30,2174 Prozent des
ermittelten Finanzierungsbedarfs auf die zur Versorgung nach 8 71 Absatz 2 und § 72 Ab-
satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB Xl) zugelassenen stationdren Pflegeein-
richtungen sowie auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 1 und 8§ 72 Absatz 1 SGB Xl
und nach 8§ 37 SGB V zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen. Ausgehend von
3.000 Studierenden jahrlich tGiber alle Semester hinweg ist insofern im Ausgleichsfonds mit
Mehrkosten in H6he von rund 25,1 Millionen Euro zu rechnen. Diese werden tberwiegend
durch die Pflegebediirftigen in den ambulanten und stationaren Pflegeeinrichtungen tber
die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigenanteilbegrenzung im Bereich der stationdren
Pflege entfallt davon ein nicht genau bezifferbarer Anteil im einstelligen Millionenbereich
auf die soziale Pflegeversicherung. Um Pflegebediirftige vor Uberforderung durch stei-
gende Pflegekosten zu schiitzen, zahlt die Pflegeversicherung einen Leistungszuschlag
zum pflegebedingten Eigenanteil der pflegebedurftigen Person, der mit der Dauer der voll-
stationaren Pflege steigt.

Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosteneinsparungen bei der SPV fiir die
Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung in Héhe eines nicht genau bezifferbaren An-
teils im sechsstelligen Bereich ergeben werden. Aufgrund der Zahlung einer Ausbildungs-
vergutung fur die Studierenden wird es vermutlich zu einer Verschiebung von Ausbildungs-
zahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung kommen.

4. Erfullungsaufwand

Die Regelungen dieses Gesetzes fiihren die bisherigen Regelungen des Finanzierungssys-
tems des Pflegeberufegesetzes sowie der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverord-
nung fort. Auf diese Weise kann mit wenig Aufwand und in kurzer Zeit die Finanzierung des
praktischen Teils des Pflegestudiums erreicht werden.

4.1 Erfullungsaufwand fir Blrgerinnen und Birger

Fir die Blrgerinnen und Birger (Studierende) entsteht ein einmaliger Erflllungsaufwand
durch den Abschluss eines Ausbildungsvertrages mit dem Trager des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung von einer Stunde je Ausbildungsvertrag. Bei angenom-
menen 650 neuen Ausbildungsvertragen jahrlich fir die hochschulische Pflegeaushildung
(beriicksichtigt werden nur diejenigen, die nicht ohnehin einen Ausbildungsvertrag fur die
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berufliche Pflegeausbildung abgeschlossen héatten) entsteht ein Zeitaufwand von rund 650
Stunden jahrlich.

4.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Verschiedene in diesem Gesetz vorgesehene Pflichten der Wirtschaft, wie beispielsweise
der Abschluss des Ausbildungsvertrages mit den Studierenden und die Zahlung der Aus-
bildungsvergutung durch den Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung, waren bereits fur die berufliche Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz
vorgesehen und bewirken daher keinen zusétzlichen Erfullungsaufwand.

Im Gesetz teilweise neu vorgesehene Pflichten fur die Trager der hochschulischen Pflege-
ausbildung werden im Rahmen des bestehenden Finanzierungssystems tber den Ausbil-
dungsfonds refinanziert und bewirken daher ebenfalls keinen zusatzlichen Erfullungsauf-
wand fir die Wirtschaft.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Uber die bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen Biirokratie-
kosten aus Informationspflichten fiir die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein zu-
sétzlicher Erfullungsaufwand.

4.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung entsteht kein zusatzlicher Erfillungsaufwand, da die bereits bestehen-
den und gewachsenen Strukturen des Finanzierungssystems fir die berufliche Pflegeaus-
bildung nach dem Pflegeberufegesetz genutzt werden kdnnen.

Durch die Wahlmgglichkeit einer genderneutralen Berufsbezeichnung entsteht der Verwal-
tung ein nicht bezifferbarer Erfullungsaufwand in sehr geringem Umfang.

5. Weitere Kosten

Von den auf die zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenh&user entfal-
lenden Kosten in Hohe von 57,2380 Prozent am Gesamtfinanzierungsbedarf werden rund
11 Prozent durch die Private Krankenversicherung refinanziert (WIAD/prognos, For-
schungsgutachten zur Finanzierung eines neuen Pflegeberufegesetzes (2013), Ergebnis-
bericht, S. 44). Hierdurch ist ausgehend von 3.000 Studierenden jahrlich tiber alle Semester
hinweg mit Mehrkosten in H6he von rund 5,2 Millionen Euro zu rechnen.

Auf die Pflegebedurftigen in den ambulanten und stationaren Pflegeeinrichtungen entfallt
ein Anteil an den Mehrkosten in H6he von rund 25,1 Millionen Euro. GemaR § 33 Absatz 1
Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes entfallen 30,2174 Prozent des ermittelten Finanzie-
rungsbedarfs auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz 2 und § 72 Absatz 1 SGB Xl zuge-
lassenen stationdren Pflegeeinrichtungen sowie auf die zur Versorgung nach § 71 Absatz
1 und § 72 Absatz 1 SGB Xl und nach § 37 SGB V zugelassenen ambulanten Pflegeein-
richtungen. Ausgehend von 3.000 Studierenden jéhrlich Gber alle Semester hinweg ist in-
sofern im Ausgleichsfonds mit Mehrkosten in Hohe von rund 25,1 Millionen Euro zu rech-
nen. Diese werden Uberwiegend durch die Pflegebediirftigen in den ambulanten und stati-
ondren Pflegeeinrichtungen Uber die Eigenanteile getragen. Aufgrund der Eigenanteilbe-
grenzung im Bereich der stationdren Pflege entfallt davon ein geringer und nicht genau
bezifferbarer Anteil in der Gro3enordnung eines einstelligen Millionenbetrags auf die sozi-
ale Pflegeversicherung. Um Pflegebediirftige vor Uberforderung durch steigende Pflege-
kosten zu schitzen, zahlt die Pflegeversicherung einen Leistungszuschlag zum pflegebe-
dingten Eigenanteil der pflegebedirftigen Person, der mit der Dauer der vollstationdren
Pflege steigt. Ebenfalls entfallt ein geringer und nicht genau bezifferbarer Anteil auf die So-
zialhilfetrager.
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Es ist davon auszugehen, dass sich im Gegenzug Kosteneinsparungen bei den Pflegebe-
durftigen fur die Finanzierung der beruflichen Pflegeausbildung ergeben werden. Aufgrund
der Zahlung einer Ausbildungsvergltung fur die Studierenden wird es vermutlich zu einer
Verschiebung von Aushildungszahlen zu Gunsten der hochschulischen Pflegeausbildung
kommen. Es wird davon ausgegangen, dass rund ein Drittel der Studierenden sich aufgrund
der Ausbildungsvergitung fur die hochschulische Pflegeausbildung und gegen eine fach-
schulische Pflegeausbildung entscheiden werden. Uber alle Semester hinweg werden sich
rund 1.000 Studierende in einem Pflegestudium befinden, die sich gegen eine berufliche
Pflegeausbildung entschieden haben. Dies bedeutet auf Seiten der Pflegebedirftigen eine
Kostenersparnis von rund 11,2 Millionen Euro.

Fir die private Pflege-Pflichtversicherung ergeben sich durch ihre zehnprozentige Beteili-
gung an den Kosten der Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung geschéatzte Mehr-
kosten in H6he von rund 300.000 Euro.

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind wegen des geringen Umfangs
der finanziellen Auswirkungen im Verhéltnis zum Bruttoinlandsprodukt nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Anteil von Frauen unter den Auszubildenden in der Pflege ist besonders hoch (76 Pro-
zent der Auszubildenden im Jahr 2021). Es ist daher davon auszugehen, dass der Geset-
zesentwurf, insbesondere die Einfiihrung einer Vergltung fir Studierende nach dem Pfle-
geberufegesetz, in besonderem MalRe Frauen zugutekommt.

VII. Befristung; Evaluierung

Nach § 68 Absatz 4 PfIBG wird das Finanzierungssystem bis zum 31. Dezember 2025 auf
wissenschaftlicher Grundlage evaluiert, ausgehend davon, dass sechs Jahre nach Beginn
der neuen Ausbildungen hinreichende Erfahrungen vorliegen, um die praktische Bewah-
rung und die Auswirkungen der neuen Regelungen zu uberprifen. Mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf wird das Finanzierungsverfahren um Teile der hochschulischen Pflegeaus-
bildung erweitert und angepasst. Dies ist im Rahmen der anstehenden Evaluierung zu be-
ricksichtigen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Pflegeberufegesetzes)

Mit Artikel 1 werden insbesondere die Regelungen des Pflegeberufegesetzes angepasst,
die fir die hochschulische Pflegeausbildung, die Erweiterung des bestehenden Finanzie-
rungssystems sowie die Vergutung der Studierenden erforderlich sind oder die im sachli-
chen Zusammenhang zum Finanzierungssystem stehen.

Zur Erreichung des Ziels, die Kosten des praktischen Teils des Pflegestudiums zu finanzie-
ren, bedarf es — wie bei der beruflichen Ausbildung — einen Tréger des praktischen Teils
der hochschulischen Pflegeausbildung auch im Rahmen des Pflegestudiums. Die studie-
rende Person muss einen Ausbildungsvertrag mit einem solchen Trager des praktischen
Teils der hochschulischen Pflegeausbildung abschlieRen, auf dessen Grundlage dann die
Vergutung gezahlt werden kann. Fir eine effiziente, in das bestehende System zu integrie-
rende Finanzierung der Kosten des praktischen Teils des Pflegestudiums bedarf es eben-
falls einer hauptverantwortlichen Einrichtung, die in Kontakt mit den Hochschulen sowie mit
weiteren Einrichtungen, in denen Praxiseinsédtze stattfinden sollen, steht und die Aus-
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gleichszahlungen aus dem Ausgleichsfonds erhélt und entsprechend an die weiteren Ein-
richtungen weiterverteilt. Das existierende System wird insofern erweitert, sodass die be-
reits bestehenden und gewachsenen Strukturen genutzt werden kdénnen. Auf diese Weise
kann mit wenig Aufwand und in kurzer Zeit die Finanzierung des praktischen Teils des Pfle-
gestudiums erreicht werden.

Zu Nummer 1

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht sind Folgeanderungen auf Grund der neuen Regelun-
gen zur Finanzierung des praktischen Teils des Pflegestudiums und der Vergitung der Stu-
dierenden sowie den daraus resultierenden Erganzungen zur Durchfiihrung der hochschu-
lischen Pflegeausbildung.

Zu Nummer 2

Die Aufnahme des Teil 5 in 8 26 Absatz 1 hat klarstellenden Charakter. Die Finanzierung
gilt auch fur die gesonderten Abschlisse.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

In § 27 Absatz 1 erfolgt eine redaktionelle Anpassung um auch die gesonderten Abschliisse
sprachlich abzubilden wie auch die erweiterte Ausbildung nach § 14.

Zu Buchstabe b

Es wird in 8§ 27 Absatz 3 klargestellt, dass zu den Kosten der Ausbildung auch die Kosten
der zusatzlichen Ausbildung nach § 14 im Rahmen von Modellvorhaben nach § 63 Absatz
3c oder § 64d des Funften Buches Sozialgesetzbuch gehéren.

Zu Nummer 4

Mit der Anderung wird ausdriicklich ermdglicht, dass Individualbudgets nicht nur fur die
Ausbildungstrager und die Pflegeschulen mdglich sind, sondern auch zur Finanzierung der
zusatzlichen Ausbildung nach 8§ 14 (auch i.V.m. § 37 Absatz 5) vereinbart werden kdonnen.
Dies soll einer Flexibilisierung dienen und erméglichen, mdgliche Unterschiede der anfal-
lenden Kosten im Rahmen einer zusatzlichen Ausbildung nach § 14 (i.vV.m. § 37 Absatz 5)
Rechnung zu tragen. Aufgrund des Verweises in § 39a Absatz 3 Satz 1 und der entspre-
chenden Anwendung des Finanzierungsverfahrens fur die hochschulische Pflegeausbil-
dung werden die Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung hier
nicht noch gesondert im Teil 2 Abschnitt 3 bei den Finanzierungsvorschriften der beruflichen
Ausbildung genannt.

Zu Nummer 5

Mit der Anderung wird ausdriicklich ermdglicht, dass nicht nur fiir die Ausbildungstrager und
die Pflegeschulen jeweils gesonderte Pauschalbudgets mdglich sind, sondern auch zur Fi-
nanzierung der erweiterten Ausbildung nach 8§ 14 (ggf. in Verbindung mit § 37 Absatz 5)
vereinbart werden kénnen.

Zu Nummer 6

Gemal § 32 Absatz 2 erhebt die zustandige Stelle als Ausgleich fir anfallende Verwal-
tungs- und Vollstreckungskosten 0,6 Prozent der sich aus § 32 Absatz 1 Nummer 1 erge-
benden Summe (Verwaltungskostenpauschale). Dieser Betrag wird gesondert ausgewie-
sen und zum Finanzierungsbedarf nach § 32 Absatz 1 hinzugerechnet. Mit der Anderung
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wird klargestellt, dass die Verwaltungs- und Vollstreckungskosten wie die Liquiditatsreserve
bei der Ermittlung des Finanzierungsbedarfs als Aufschlag hinzuzurechnen sind und nicht
gesondert zum Finanzierungsbedarf zu sehen sind. Damit soll deutlicher werden, dass bei
der Rechnungslegung ermittelte Uberschiisse oder Defizite nach § 35 Absatz 2 in dem auf
die Rechnungslegung folgenden Erhebungs- und Abrechnungsjahr zu beriicksichtigen
sind.

Erganzend wird in 8 9 Absatz 1a PflAFinV klargestellt (Artikel 3 Nummer 8), dass die Ver-
waltungs- und Vollstreckungskosten so berechnet werden, dass im Ausgleichsfonds fiir den
Finanzierungszeitraum erneut 0,6 Prozent der Summe aller Ausbildungsbudgets als Ver-
waltungskostenpauschale zur Verfiigung stehen und ein Anwachsen dartber hinaus ver-
mieden wird.

Zu Nummer 7

In § 33 Absatz 6 Satz 1 ist vorgesehen, dass der Anteil der Lander am Ausgleichsfonds als
Einmalzahlung zwei Monate vor Félligkeit der ersten Ausgleichszahlung erfolgt. In einigen
Landern ist im Ausgleichsfonds zur Finanzierung der neuen Pflegeausbildungen ein deutli-
cher finanzieller Uberschuss entstanden. Je nach Ausgestaltung und Verortung der fonds-
verwaltenden Stelle, insbesondere dann, wenn diese keine Behérde ist, sondern eine juris-
tische Person des Privatrechts, kdnnen Verwahrentgelte, sog. Negativzinsen, anfallen, die
bei einem Teil der Lander aus der Verwaltungskostenpauschale gezahlt werden und so die
Gesamtkosten der Pflegeausbildung erhéhen.

§ 13 Absatz 2 PfIAFinV enthélt auf Grundlage von § 33 Absatz 5 den Regelungsgedanken,
dass der Zeitraum zwischen erster Einzahlung durch das Land und die soziale Pflegeversi-
cherung (SPV) in den Fonds und erster Auszahlung bewusst kurzgehalten werden soll (2
Monate), um einerseits sicherzustellen, dass der Fonds zum Zeitpunkt der Auszahlung li-
quide ist (Einzahlungen der Krankenh&auser und der Einrichtungen in den Fonds erfolgen
spater und jeweils monatlich) und damit andererseits die Abfliisse aus dem Fonds zeitnah
erfolgen.

Um Uberschiisse und Verwahrentgelte zu vermeiden, besteht, abweichend von § 33 Absatz
5 Satz 1 in Bezug auf die jahrliche Einmalzahlung der Lander, die Mdglichkeit, dass die
Vereinbarungspartner der Pauschalbudgets erforderliche Verfahrensregelungen im Zusam-
menhang mit dem Zeitpunkt der Einzahlung der Finanzierungsmittel in den Ausgleichs-
fonds, einschliel3lich der Mdglichkeit von anteiligen Einzahlungen, selbst vereinbaren kon-
nen. Voraussetzung dafir ist, dass die Liquiditdt des Ausgleichfonds zum Zeitpunkt der
Auszahlung der Ausgleichszuweisung weiterhin sichergestellt ist.

Eine entsprechende Folgeédnderung dazu ist in 8§ 13 Absatz 2 Satz 3 PflAFinV (Arti-
kel 3 Nummer 10) enthalten.

Zu Nummer 8

Mit der Anderung in § 34 Absatz 2 wird sprachlich deutlicher formuliert, dass die in den
Ausgleichszuweisungen enthaltenen Kosten der an der Ausbildung beteiligten Kooperati-
onspartner vom Trager der praktischen Ausbildung auch an diese weiterzuleiten und damit
eine Pflicht des Tragers der praktischen Ausbildung sind.

Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Es wird klargestellt, dass es sich beim Pflegestudium um ein duales Studium handelt. So-

zialversicherungsrechtlich finden damit die Vorschriften des § 25 Absatz 1 Satz 2 des Dirit-
ten Buches Sozialgesetzbuch, 8 5 Absatz 4a Satz 2 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch
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und des 8 1 Satz 5 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch unmittelbare Anwendung. Da-
mit stehen die Studierenden nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes den zur Berufsausbil-
dung Beschéftigten im Sinne sozialversicherungsrechtlicher Bestimmungen gleich. Einer
entsprechenden Anwendung von 8§ 19 Absatz 1 Satz 1 uber § 38b Absatz 1 Satz 1 bedarf
es insofern nicht.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Der neu eingefiihrte Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung
hat nach den MaRRgaben der Hochschule fir jede studierende Person einen Ausbildungs-
plan zu erstellen. Auf dessen Grundlage werden die Praxiseinséatze durchgefiihrt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Auch im Rahmen der hochschulischen Pflegeausbildung wird der Umfang der zu gewéhr-
leistenden Praxisanleitung auf zehn Prozent festgelegt. Dieser Wert gilt flir die Praxisanlei-
tung im Rahmen der wahrend eines Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit.

Zu Buchstabe ¢

Nach 8 38 Absatz 4 Satz 2 hat die Hochschule einen Kooperationsvertrag mit einem Trager
des praktischen Teils der hochschulischen Ausbildung nach 8 38a, zu schlieRen um die
Durchflinrung der Praxiseinsatze sicherzustellen. Der Kooperationsvertrag ist damit zu-
gleich ein wichtiges Element zur Sicherung der Qualitat des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung. Die Hochschule kann Kooperationsvertrage auch mit meh-
reren Tragern des praktischen Teils der hochschulischen Ausbildung schlieRen oder im
Rahmen eines Ausbildungsverbunds mit einem oder mit mehreren Tréagern kooperieren.

Die Hochschule tragt die Gesamtverantwortung fur die Koordination der theoretischen und
praktischen Lehrveranstaltungen mit den Praxiseinsatzen. Sie priift, ob der Ausbildungs-
plan, den der Tréager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung unter
Berticksichtigung der Vorgaben des modularen Curriculums der Hochschule zu erstellen
hat, tatsachlich dessen Anforderungen entspricht. Ist dies nicht der Fall, ist der Trager des
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung zur Anpassung des Ausbildungs-
plans verpflichtet. Auf diese Weise wird eine optimale inhaltliche und zeitliche Theorie-Pra-
xis-Verzahnung wéahrend des Studiums gewahrleistet. Die Festlegung méglichst korrespon-
dierender Ausbildungsinhalte zwischen Lehrveranstaltung und den Praxiseinsatzen stellt
sicher, dass zu den Lerninhalten der Lehrveranstaltungen Praxisbezug hergestellt wird. Die
in der Hochschule erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten unterstiitzen die Studierenden
bei der Umsetzung ihrer Aufgaben in den Einrichtungen.

Zu Nummer 10
Zu § 38a

Der neue § 38a Absatz 1 sieht vor, dass ein Trager des praktischen Teils der hochschuli-
schen Pflegeausbildung die Verantwortung fir die Durchfiihrung des berufspraktischen
Teils der hochschulischen Pflegeausbildung gegentiber der studierenden Person Uber-
nimmt. Insofern werden die Organisation und Koordination der praktischen Ausbildungsan-
teile der hochschulischen Pflegeausbildung strukturell anders gestaltet und parallel zur be-
ruflichen Ausbildung neu ausgestaltet. Der Trager des praktischen Teils der hochschuli-
schen Pflegeausbildung tragt die Verantwortung fiir die Durchfiihrung der Praxiseinsatze
der hochschulischen Pflegeausbildung einschlief3lich deren Organisation und Koordination
bei mehreren an den Praxiseinsatzen beteiligten Einrichtungen. Er hat dabei die Vorgaben
aus dem Kooperationsvertrag mitder Hochschule zu beachten. Der Trager des praktischen
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Teils der hochschulischen Pflegeausbildung schliel3t mit der studierenden Person auf3er-
dem einen Ausbildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung. In diesem Vertrag
verpflichtet sich der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung
der studierenden Person gegenuber zur Durchfihrung der Praxiseinsétze. Die studieren-
den Personen erhalten so in allen Angelegenheiten, die ihre Praxiseinsatze betreffen, einen
Ansprechpartner fir die gesamte Dauer des Studiums.

Absatz 2 regelt, welche Einrichtungen Trager des praktischen Teils der hochschulischen
Pflegeausbildung sein kénnen.

Absatz 3 ermdglicht, dass die Aufgabenwahrnehmung der Koordination und Organisation
der Praxiseinsatze in Anlehnung an § 8 Absatz 4 auf die Hochschulen Ubertragen werden
kénnen. Die Aufgabe selbst verbleibt beim Tréger. Eine Weiterleitung von Zahlungen aus
dem Ausgleichsfonds, die der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung aus dem Fonds fiir diese Aufgabe erhalt, konnen in diesem Fall — je nach Verein-
barung zwischen Trager und Hochschule — weitergeleitet und damit ausgeglichen werden.

Zu 8§ 38b

Der neue § 38b regelt das Vertragsverhaltnis zwischen den Studierenden in der Pflege und
einem Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung. Danach schlie-
Ren die Studierenden in der Pflege kiinftig einen Ausbildungsvertrag zur hochschulischen
Pflegeausbildung mit einem Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung, der — wie in der beruflichen Pflegeausbildung — die Verantwortung fir die Durch-
fuhrung des praktischen Teils des Studiums gegeniiber der studierenden Person ein-
schlieBlich ihrer Organisation und Koordination tGbernimmt. Hinsichtlich der Begriindung
und Beendigung des Vertrags, des Vertragsinhalts sowie insbesondere der nunmehr vor-
gesehenen Vergutung, finden die Vorschriften von Teil 2 Abschnitt 2 zum Ausbildungsver-
trag der beruflichen Pflegeausbildung entsprechend Anwendung. Eine entsprechende An-
wendung von § 16 Absatz 4, der fir die berufliche Ausbildung vorsieht, dass der Ausbil-
dungsvertrag zu seiner Wirksamkeit der schriftlichen Zustimmung der Pflegeschule bedarf,
erfolgt nicht. Insofern ist fur die hochschulische Pflegeausbildung entsprechend § 29 des
Hebammengesetzes vorgesehen, dass der Vertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung
erst wirksam wird, wenn die oder der Studierende dem Tréger des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung eine schriftliche oder elektronische Studienplatzzusage
einer Hochschule, mit der der Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung einen Kooperationsvertrag nach § 38 Absatz 4 Satz 2 abgeschlossen hat, vorlegt.
Eine Festlegung auf die Reihenfolge, dass zuerst ein Ausbildungsvertrag unter einer auf-
schiebenden Bedingung zu schlieRen wére, ist damit nicht verbunden. Im Fall, dass bereits
eine Studienplatzzusage vorliegt und erst im Anschluss der Ausbildungsvertrag geschlos-
sen wird, wird der Ausbildungsvertrag unmittelbar wirksam. Hierdurch wird die Rolle der
Hochschule bei der hochschulischen Pflegeausbildung gestérkt, da die Auswahlentschei-
dung fur mogliche Studierende zunéchst bei ihr liegt. Dies entspricht auch der Regelung in
§ 38 Absatz 4 Satz 1, wonach die Hochschule die Gesamtverantwortung fiir die Koordina-
tion der theoretischen und praktischen Lehrveranstaltungen mit den Praxiseinsatzen tragt.
Einzelheiten zur Auswahl der Studierenden fiir eine hochschulische Pflegeausbildung kén-
nen in dem Kooperationsvertrag zwischen dem Trager des praktischen Teils der hochschu-
lischen Ausbildung nach 8§ 38a und der Hochschule vereinbart werden.

Absatz 2 stellt ausdriicklich klar, dass der Trager des praktischen Teils der hochschulischen
Pflegeausbildung der oder dem Studierenden wahrend der gesamten Dauer des Vertrags-
verhaltnisses eine angemessene monatliche Vergitung zu zahlen hat. Insofern wird auf die
Ausfuhrungen in der Begriindung zu § 19 PfIBG (Ausbildungsvergtitung) im Entwurf eines
Gesetzes zur Reform der Pflegeberufe (BT-Drucksache 18/7823, S. 75 und 76) und auf die
darin bezuggenommene Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts verwiesen. Mit Uber-
gangsvorschriften wird fir bereits begonnene hochschulische Pflegeausbildungen auf
Grundlage des Pflegeberufegesetzes in der zuletzt giiltigen Fassung sichergestellt, dass
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einerseits ein auf der bisherigen Grundlage begonnenes Studium beendet werden darf und
andererseits die Studierenden ebenfalls einen Anspruch auf eine Ausbildungsvergutung
Uber einen Vertrag fur die Zukunft erhalten (Artikel 1 Nummer 15).

Mit Absatz 3 wird klargestellt, dass die Auszubildenden unabh&ngig von der Ausgestaltung
des Verhdltnisses zwischen dem Tréger des praktischen Teils der hochschulischen Pflege-
ausbildung, den weiteren beteiligten Einrichtungen und der Hochschule ihre sich auf den
praktischen Teil der hochschulischen Pflegeausbildung beziehenden Rechte immer bei der
Praxiseinrichtung ausiiben kénnen, bei der auch der tberwiegende Teil der praktischen
Ausbildung stattfinden soll, ndmlich dem Tréger des praktischen Teils der hochschulischen
Pflegeausbildung.

Zu Nummer 11

Mit der Anderung in § 39 Absatz 2 Satz 1 erfolgt die Korrektur, dass sich die Uberpriifung
der Kompetenzen auch auf die erweiterten Ausbildungsziele nach § 37 bezieht sowie die
Klarstellung, dass die Uberpriifung der Kompetenzen nach § 5, nach § 37 und gegebenen-
falls 8 14 im Rahmen von Modulprufungen erfolgt. Es handelt sich um eine redaktionelle
Korrektur ohne Anderung in bestehende Studienablaufe. Die Vorgabe hier, dass die Mo-
dulprifungen zum Ende des Studiums erfolgen sollen, entféllt. Die Verweise auf die Module
beziehungsweise die Modulpriifungen nach § 39 Absatz 2 Satz 1 in § 39 Absatz 3 Satz 1
und in Absatz 4 Satz 1 liefen bislang ins Leere.

Zu Nummer 12
Zu 8 39a

Mit dem neuen § 39a wird die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pfle-
geausbildung in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung
Uber den jeweiligen Ausgleichsfonds in den Léndern integriert.

Absatz 1 beschreibt die Ziele, die mit einer bundesweit einheitlichen Finanzierungsregelung
auch fir die hochschulische Pflegeausbildung verfolgt werden. Bundesweit soll eine woh-
nortnahe qualitatsgesicherte hochschulische Ausbildung sichergestellt werden. Zugleich
sollen die bundeseinheitlichen Vorgaben gewahrleisten, dass bundesweit eine ausrei-
chende Zahl an hochschulisch qualifizierten Pflegefachkréften ausgebildet wird. Ebenfalls
sollen wie bei der beruflichen Pflegeaushildung Nachteile im Wettbewerb zwischen aushil-
denden und nicht ausbildenden Einrichtungen vermieden werden. Die Finanzierung durch
ausbildende und nicht ausbildende Einrichtungen im Umlageverfahren starkt die Ausbil-
dung durch kleinere und mittlere Einrichtungen, die damit die finanziellen Belastungen nicht
alleine tragen missen. Auch dies ist ausdriicklich als Finanzierungsziel verankert.

Im Gegensatz zur beruflichen Ausbildung werden die Kosten der Ausbildungsvergitung
ohne Anrechnung eines Wertschopfungsanteils finanziert. Diese Regelung folgt dem im
Pflegeberufegesetz niedergelegten Grundsatz, wonach die Anrechnung eines Wertschop-
fungsanteils nur insoweit erfolgt, wie ein solcher fir den jeweiligen Bereich angenommen
werden kann. Aus demselben Grund wird nach § 27 Absatz 2 Satz 2 fur Auszubildende der
beruflichen Pflegeausbildung im ersten Jahr deshalb kein Wertschdpfungsanteil berechnet
und fiir Auszubildende im zweiten und dritten Jahr der beruflichen Pflegeausbildung hin-
sichtlich des Anrechnungsschliissels zwischen dem stationdren und dem ambulanten Be-
reich unterschieden. Da es bei Studierenden zu einer unterschiedlichen Verzahnung von
theoretischer und praktischer Ausbildung kommt und das Pflegestudium insgesamt einem
anderen Ablauf folgt, ist die Realisierung eines Wertschépfungsanteils fir die am prakti-
schen Teil der hochschulischen Pflegeausbildung beteiligten Einrichtungen nicht in hinrei-
chendem Maf3e mdglich.
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Nicht enthalten sind wie in § 27 Absatz 1 ausdriicklich genannt die Investitionskosten, d.h.
die fur den Betrieb notwendigen Aufwendungen fiir die Herstellung, Anschaffung, Wieder-
beschaffung oder Erganzung von Gebauden. Die Finanzierungsverantwortung liegt inso-
weit bei den Landern. Dies entspricht den geltenden Regelungen des § 82a Absatz 3 Num-
mer 3 SGB Xl sowie § 82 Absatz 2 SGB Xl und den Grundséatzen des Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes, die eine Tragung der Investitionskosten durch die Lander vorsehen.

Ebenfalls nicht Uber die Ausgleichsfonds finanziert werden die Kosten der Lehrveranstal-
tungen einschlieRlich der Betriebskosten der Hochschulen und die Kosten der Praxisbeglei-
tung (Absatz 2).

Absatz 3 regelt den Kern der Integration der Finanzierung des praktischen Teils der hoch-
schulischen Pflegeausbildung in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen
Pflegeausbildung. Die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung einschlieRlich der Ausbildungsvergttung durch Ausgleichsfonds erfolgt in entspre-
chender Anwendung der Finanzierungsvorschriften von 8 26 Absatz 2 bis 7 sowie § 28 bis
§ 36. Das existierende Finanzierungssystem wird erweitert, sodass die bereits bestehenden
und gewachsenen Strukturen genutzt werden kénnen. Auf diese Weise kann mit wenig Auf-
wand und in kurzer Zeit die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pfle-
geausbildung erreicht werden.

Die Finanzierung erfolgt damit grundsatzlich tber Pauschalbudgets, die auch gesondert fiir
die hochschulische Pflegeausbildung vereinbart werden kénnen oder aber tber Individual-
budgets. Der Ausgleichsfonds dient damit einheitlich der Finanzierung der gesamten Pfle-
geausbildung nach dem Pflegeberufegesetz, d.h. der beruflichen wie hochschulischen Pfle-
geausbildung einschlief3lich einer zusatzlichen Ausbildung nach § 14, auch in Verbindung
mit 8 37 Absatz 5. Der Gesamitfinanzierungsbedarf beriicksichtigt die gemeldeten Ausbil-
dungsbudgets auch fur die praktische Ausbildung der Studierenden sowie deren Ausbil-
dungsvergutung und wird entsprechend der prozentualen Verteilung nach § 33 Absatz 1
aufgebracht und tber ein Umlageverfahren refinanziert, an dem ausbildende und nicht aus-
bildende Einrichtungen gleichermalRen beteiligt werden.

In Absatz 4 wird geregelt, dass die Finanzierung auch fur eine zuséatzliche Ausbildung nach
8 14 in Verbindung mit 8 37 Absatz 5 gilt.

Zu Nummer 13

Vor dem Hintergrund der Integration der Finanzierung des praktischen Teils der hochschu-
lischen Pflegeausbildung in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Pflege-
ausbildung wird die Ermachtigung zum Erlass einer Statistikverordnung in 8 55 Absatz 1
um den praktischen Teil der hochschulischen Pflegeausbildung erweitert. Die Daten, die
nunmehr fur die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung
Uber die Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung bereits vorlie-
gen, sollen insofern auch fir die Statistik genutzt werden kénnen. Daten, die dagegen bei
den Hochschulen vorliegen, werden vorliegend nicht erhoben, da die Hochschulen nicht an
das Finanzierungsverfahren angeschlossen sind. Mit den Daten, die durch die Trager des
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung bei den fondsverwaltenden Stellen
vorliegen ist eine valide Datengrundlage gegeben.

Fir Zahlen der Hochschulen wird im Ubrigen auf die Hochschulstatistik verwiesen, sofern
die hochschulische Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz gesondert ausgewie-
sen wird.
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Zu Buchstabe a

Mit der Erganzung von § 39a Absatz 3 in 8 55 Absatz 1 wird geregelt, dass die jeweiligen
Daten, die nunmehr fur die Finanzierung des praktischen Teils der hochschulischen Pfle-
geausbildung Uber die Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung
bereits vorliegen, auch fir die Statistik genutzt werden kénnen.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Welche Sachverhalte die Statistik umfassen kann wird in § 55 Absatz 1 Satz 2 geregelt. Die
Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung nach § 38a des Pfle-
geberufegesetzes (PfIBG) (Artikel 1 Nummer 10) werden insofern in Nummer 1 erganzt.
Nicht erganzt werden die Hochschulen, die an der hochschulischen Pflegeausbildung be-
teiligt sind. Daten, die bei den Hochschulen vorliegen werden vorliegend nicht erhoben, da
die Hochschulen nicht an das Finanzierungsverfahren angeschlossen sind.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es wird in 8 55 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 klargestellt, dass die Statistik alle Personen in
einer beruflichen bzw. hochschulischen Pflegeausbildung umfassen kann.

Zu Nummer 14
Zu Buchstabe a, b, cund e

Die Erméchtigung fir die Finanzierungsverordnung wird hinsichtlich der Neuerungen in Be-
zug auf die hochschulische Pflegeausbildung angepasst. Es handelt sich um Folgeénde-
rungen vor dem Hintergrund der Finanzierung der Kosten des praktischen Teils des Pfle-
gestudiums.

Zu Buchstabe d

In § 32 Absatz 2 wird geregelt, dass die zusténdige Stelle als Ausgleich flr anfallende Ver-
waltungs- und Vollstreckungskosten 0,6 Prozent der sich aus sich dem Gesamtfinanzie-
rungsbedarf ergebenden Summe (Verwaltungskostenpauschale) erhebt. Mit der Anderung
der Verordnungsermachtigung wird die Moglichkeit eréffnet, die HOhe der Verwaltungskos-
tenpauschale zu flexibilisieren, um Mehr- oder Minderausgaben beriicksichtigen zu kénnen.
Die Praxis hat gezeigt, dass hierfir in den Landern der Bedarf besteht. Unterschiede bei
der Verwaltungskostenpauschale ergeben sich vielfach durch die unterschiedliche Organi-
sationsform der fondsverwaltenden Stelle in den L&ndern. Dem tragt diese Erg&nzung
Rechnung.

Eine entsprechende Umsetzung erfolgt in der Finanzierungsverordnung in
Artikel 3 Nummer 8.

Zu Nummer 15

Zu § 66b

Zu Absatz 1

Studierende, die sich bei Inkrafttreten der Anderungen bereits in einer hochschulischen
Pflegeausbildung auf bisheriger Rechtsgrundlage befinden, haben die Mdglichkeit, ihr Pfle-

gestudium auch auf dieser Grundlage fortzufiihren und abzuschlieRBen. Eine Fortflihrung
nach den neuen Regelungen wirde andernfalls bedeuten, dass ein Ausbildungsvertrag mit



-77 - Drucksache 225/23

einem Tréger des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung zu schliel3en
waére.

Zu Absatz 2

Studierende, die sich bei Inkrafttreten der Anderungen bereits in einer hochschulischen
Pflegeausbildung befinden, haben gegentiber der Einrichtung nach § 7 Absatz 1 bei der der
Uberwiegende Teil der Praxiseinsédtze stattfindet einen Anspruch auf Abschluss eines
schriftlichen Vertrages fir die sich aus dem akkreditierten Studiengangskonzept ergebende
weitere Dauer der hochschulischen Pflegeausbildung. Durch den Abschluss des Vertrags
wird gegenuber der Einrichtung ein Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergtitung
an die studierende Person begriindet. Der Anspruch besteht nur fur die weitere Dauer der
hochschulischen Pflegeausbildung. Ein riickwirkender Anspruch auf den Zeitpunkt des Be-
ginns der hochschulischen Pflegeausbildung ist nicht vorgesehen.

Grundsatzlich besteht der vertragliche Anspruch langstens bis zum Ablauf des letzten im
akkreditierten Konzept des Studiengangs festgelegten Semesters. Allerdings ist die hoch-
schulische Pflegeausbildung erst erfolgreich abgeschlossen, wenn sowohl der hochschuli-
sche als auch der staatliche Priifungsteil bestanden sind (8§ 40 Absatz 1 PflAPrV). Ist die
hochschulische Pflegeausbildung nicht insgesamt erfolgreich abgeschlossen worden, ist
auch eine Erlaubniserteilung nach 8 1 Absatz 1 PfIBG ausgeschlossen. In entsprechender
Anwendung von 8§ 21 Absatz 2 kann in diesem Fall der Vertrag nach Absatz 1 auf schriftli-
chem Antrag bis zur néchstmdglichen Wiederholungsprifung, héchstens jedoch um ein
Jahr, verlangert werden. Voraussetzung hierfir ist, dass die studierende Person den hoch-
schulischen oder den staatlichen Prifungsteil nicht besteht oder ohne eigenes Verschulden
nicht vor Ablauf des letzten Studiensemesters ablegen kann.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Mindestinhalte des Vertrages. Dabei gelten die Formvorschriften zum
Abschluss des Ausbildungsvertrags nach 8§ 16 Absatz 3 bis 5 entsprechend. Auch die Vor-
schriften zu den Pflichten der Auszubildenden nach 8§ 17 (zugleich unter Berlcksichtigung
der erweiterten Ausbildungsziele nach § 37 Absatz 3), zu den Sachbeziigen und Uberstun-
den nach § 19 Absatz 2 und 3, zum Ende und zur Kiindigung des Ausbildungsverhéltnisses
nach den 88 21 und 22, zur Beschéftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhaltnis nach
§ 23, zur Nichtigkeit von Vereinbarungen nach § 24 und nach § 25 zum Ausschluss der
Geltung von Vorschriften bei Auszubildenden, die Diakonissen, Diakonieschwestern oder
Mitglieder geistlicher Gemeinschaften sind, gelten entsprechend.

Zu Absatz 4

Nach Absatz 4 werden die Kosten der Ausbildungsvergitung im Rahmen des Finanzie-
rungsverfahrens nach Teil 2 Abschnitt 3 in Verbindung mit § 39a beriicksichtigt. Sofern das
Ausbildungsbudget fir den néchsten Finanzierungszeitraum bereits festgesetzt wurde,
kénnen entstehende Mehrausgaben nach § 34 Absatz 1 Satz 4 bei der zustdndigen Stelle
nachgemeldet werden und, soweit es die Liquiditatsreserve zulasst, ebenfalls noch bertick-
sichtigt werden. Im Rahmen der Ubergangsvorschrift findet eine Finanzierung nur in Bezug
auf die Ausbildungsvergitung statt. Alle weiteren Kosten der bisherigen hochschulischen
Pflegeausbildung, die den Hochschulen oder den Praxiseinrichtungen entstehen, werden
insoweit nicht beriicksichtigt.

Zu § 66¢
8§ 66¢ regelt eine Abweichungsmaglichkeit von § 66b. Nach § 66b kdnnen Studierende ihr

Studium auf der bisherigen rechtlichen Grundlage fiir die hochschulische Pflegeausbildung
abschlieBen und zuséatzlich eine Ausbildungsvergitung erhalten.
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Abweichend von § 66b wird mit § 66¢ den Landern die Mdglichkeit erbffnet, bereits auf
Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung
begonnene hochschulischer Pflegeausbildungen in eine neue hochschulische Pflegeaus-
bildung auf Grundlage von Teil 3 dieses Gesetzes in der geltenden Fassung uberzuleiten
und dazu das Néhere zu regein.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Pflegeberufegesetzes)

Mit Artikel 2 werden insbesondere die Regelungen des Anerkennungsverfahrens des Pfle-
geberufegesetzes weiter vereinheitlicht und vereinfacht. Konkret wird die Mdglichkeit eines
Verzichts auf eine umfassende Gleichwertigkeitspriifung zugunsten einer Kenntnisprifung
oder eines Anpassungslehrgangs etabliert. Daneben werden die rechtlichen Voraussetzun-
gen zur Mdglichkeit einer partiellen Berufserlaubnis im Pflegeberufegesetz zur Umsetzung
des Artikel 4f der Richtlinie 2005/36/EG geschaffen.

Daneben werden die rechtlichen Rahmenbedingungen auch der beruflichen Pflegeausbil-
dung weiter verbessert. Als Grundlage liegen mittlerweile die ersten Erfahrungen bei der
Umsetzung der beruflichen Pflegeausbildung vor. Hierbei hat sich verschiedentlicher Kor-
rektur- oder Klarstellungsbedarf bei den rechtlichen Grundlagen gezeigt.

Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a, b und ¢

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht sind Folgednderungen auf Grund der Ergéanzung der
Vorschriften im Zusammenhang mit der partiellen Berufsaustibung in 88 48a bis 48b und
der genderneutralen Berufsbezeichnung in § 64a.

Zu Buchstabe d

Hierbei handelt es sich um eine Folgednderung der Inhaltsiibersicht zur Anderung in
Artikel 2 Nummer 8, da der bisherige Verweis auf den Anhang des Pflegeberufegesetzes
in 8 41 Absatz 1 Satz 1 durch einen dynamischen Verweis auf Anhang V Nummer 5.2.2.
der Richtlinie 2005/36/EG ersetzt und die Anlage zu diesem Gesetz daher aufgehoben wird.

Zu Nummer 2

Mit der ausdriicklichen Nennung der digitalen Kompetenzen als Teil des Ausbildungsziels
in 8 5 Absatz 1 Satz 1 wird der Bedeutung dieses Querschnittsthemas angemessen Rech-
nung getragen.

Die Pflegeausbildung vermittelt gemafR 8 5 Absatz 1 die fur die selbstandige und prozess-
orientierte Pflege erforderlichen fachlichen und personalen Kompetenzen. Dies schlief3t in
allen Kompetenzbereichen die fir eine moderne Pflege erforderlichen digitalen Kompeten-
zen ein. Die Vermittlung und der Erwerb digitaler Kompetenzen, zum Beispiel bei der Nut-
zung digitaler Dokumentationssysteme oder technischer Assistenzsysteme, ist durch die
PfIAPrV bereits ausdriicklich vorgesehen. Auch die Rahmenpléane der Fachkommission
nach § 53 legen digitale Kompetenzen als Querschnittsthema zugrunde. In den Kompe-
tenzkatalogen der Anlagen 1 bis 5 der PflAPrV erfolgen weitere Ergénzungen zur Starkung
der digitalen Kompetenzen (Artikel 4 Nummer 30 bis 34).

Daruber hinaus erfolgen weitere Ergéanzungen in Anlage 4 zu 8§ 28 Absatz 3 Satz 1 PflAPrvV
(Kompetenzen fir die staatliche Prifung zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger) (Arti-
kel 4 Nummer 33) mit Anpassungen an die Anlagen 1 bis 3 im Hinblick auf die Vermittlung
digitaler Kompetenzen. Damit wird sichergestellt, dass die bis zur Zwischenprifung ange-
legten digitalen Kompetenzen auch bei Wahl des gesonderten Abschlusses in der Alten-
pflege vollsténdig vermittelt werden kdnnen.
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Zu Nummer 3

Mit den Anderungen in § 7 Absatz 6 erfolgt die Klarstellung, dass die Ombudsstelle nicht
mehr zwingend bei der zustandigen Stelle nach § 26 Absatz 4 eingerichtet werden muss,
um den Léandern insofern einen Spielraum zu geben. Eine Finanzierung der Ombudsstelle
ist im Rahmen des Finanzierungsverfahren des Pflegeberufegesetzes Uber die Verwal-
tungskostenpauschale allerdings nur méglich, wenn diese auch bei der zustandigen Stelle
nach § 26 Absatz 4 eingerichtet wird. Eine anderweitige Verortung hat zur Folge, dass die
Kosten dann unmittelbar vom Land getragen werden mussten.

Zu Nummer 4

Mit der Anderung in § 10 Absatz 2 Satz 1 wird die Regelung zum Ausbildungsnachweis fiir
elektronische Formen gedéffnet. Fur die kontinuierliche Anfertigung des Ausbildungsnach-
weises ist neben der schriftichen Form nun auch die elektronische oder die elektronisch
unterstutzte Erstellung zuléassig. Dies entspricht § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungs-
gesetzes.

Der Ausbildungsnachweis wird durch das neue Angebot, ihn auch elektronisch anzuferti-
gen, den heutigen Mdglichkeiten, technischen Angeboten und Ublichkeiten angepasst. Da-
bei ist zu differenzieren zwischen der kontinuierlichen Anfertigung des Ausbildungsnach-
weises Uber die Laufzeit der Ausbildung hinweg und der Vorlage des abgeschlossenen
Ausbildungsnachweises im Rahmen der Anmeldung zur Prifung nach 8§ 11 Absatz 2 Num-
mer 3 PfIAPrV.

Um die Interaktion zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden zu férdern und damit
auch die fortlaufende Lernzielkontrolle zu erleichtern, soll bei der Anfertigung des Ausbil-
dungsnachweises auch die elektronische und die elektronisch unterstiitzte Erstellung zu-
lassig sein, sofern sich die Parteien entsprechend versténdigt haben. Fir die Phase des
Erstellens ist neben der Beweissicherungsfunktion die padagogische Funktion des Nach-
weises von zentraler Bedeutung. Dabei kommt es besonders darauf an, dass der Ausbil-
dungsnachweis die Kommunikation zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden Uber
Lernfortschritte und etwaige Lerndefizite effizient unterstiitzen kann. Deshalb werden ne-
ben der weiterhin nutzbaren schriftlichen Form im Einvernehmen zwischen dem Trager der
praktischen Ausbildung und Auszubildenden Kommunikationsformen zugelassen, die bei
vergleichbarer Validitat als niedrigschwelliger und zugleich ,moderner“ empfunden werden,
wie etwa das Fihren des Nachweises in Gestalt von elektronischen Programmen.

Hohere Formerfordernisse, etwa die elektronische Form gemanR § 3a Absatz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sind hinsichtlich des Erstellungsprozesses nicht sachgerecht.
weil sie derzeit gerade bei kleinen und mittleren Einrichtungen nicht durchgehend realisier-
bar sein diurften und durch die angestrebte Balance zwischen Validitéat und niedrigschwelli-
gem Zugang auch nicht gefordert werden.

Fir die abschlieBende Vorlage zur Prifungsanmeldung nach § 11 Absatz 2 Nummer 3
PfIAPrV ist es zur verlasslichen Dokumentation erforderlich, dass die Tréager der prakti-
schen Ausbildung, die Pflegeschulen und die Auszubildenden den fertigen Ausbildungs-
nachweis abzeichnen. Dies ist — auch nach der Art des Anmeldeprozesses — nicht zu er-
setzen durch Alternativen wie ein Benutzerkonto mit Zugangspasswort, eine Erklarung tiber
die Folgen einer Identitatstauschung oder eine Identitatsbestatigung tber einen Internetlink.
Als gleichwertiges Abzeichnen ist aber das Vornehmen einer elektronischen Signatur an-
zusehen, die hier nicht ausgeschlossen wird.

Folgednderungen zur Ergénzung der Mdglichkeit einen elektronischen Ausbildungsnach-
weis zu fuhren finden sich in 8 17 Satz 2 Nummer 3, in § 3 Absatz 5 Satz 1 PfIAPrV und in
8 11 Absatz 2 Nummer 2.
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Erganzend wird in 8§ 16 Absatz 2 Nummer 12 geregelt, dass im Ausbildungsvertrag auch
die Form des Ausbildungsnachweises festzuhalten ist.

Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Mit den Anderungen in § 16 Absatz 2 Nummer 10 werden die Mindestinhalte des Ausbil-
dungsvertrags erweitert. Entsprechend § 28 Absatz 2 Nummer 6 des Hebammengesetzes
ist der Aushildungsvertrag um einen Hinweis auf die Méglichkeit der Vertragsverlangerung
nach § 21 Absatz 2 zu erganzen. Besteht demnach die oder der Auszubildende die staatli-
che Prifung nicht oder kann sie oder er ohne eigenes Verschulden die staatliche Prifung
nicht vor Ablauf der Ausbildung ablegen, so verlangert sich das Ausbildungsverhéltnis auf
schriftliches Verlangen gegeniiber dem Trager der praktischen Ausbildung bis zur néchst-
mdglichen Wiederholungspriifung, héchstens jedoch um ein Jahr. Da dieses Recht schrift-
lich gegeniiber dem Tréger der praktischen Ausbildung geltend gemacht wird, ist es sinn-
voll, dass die Auszubildenden darauf ausdriicklich hingewiesen werden.

Dies gilt iber § 38b Absatz 1 Satz 2 (Artikel 1 Nummer 10) entsprechend auch fir den Aus-
bildungsvertrag zur hochschulischen Pflegeausbildung. Bei der entsprechenden Anwen-
dung ist zu berlicksichtigen, dass die hochschulische Pflegeausbildung erst erfolgreich ab-
geschlossen ist, wenn sowohl der hochschulische als auch der staatliche Prifungsteil be-
standen sind (8 40 Absatz 1 PfIAPrV). Ist die hochschulische Pflegeausbildung nicht insge-
samt erfolgreich abgeschlossen worden, ist eine Erlaubniserteilung nach § 1 Absatz 1 aus-
geschlossen. Nach 8§ 21 Absatz 2 in Verbindung mit § 38b Absatz 1 Satz 2 kann die hoch-
schulische Pflegeausbildung bis zur ndchstmoéglichen Wiederholungspriifung, héchstens
jedoch um ein Jahr, verlangert werden. Voraussetzung hierfur ist, dass die studierende
Person den hochschulischen oder den staatlichen Prifungsteil nicht besteht oder ohne ei-
genes Verschulden nicht vor Ablauf des letzten Studiensemesters ablegen kann.

Zu Buchstabe b

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Erganzung der
neuen Nummer 12 in 8 16 Absatz 2 (Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe c).

Zu Buchstabe ¢

Der Ausbildungsvertrag muss kiinftig auch Angaben zur Form des Ausbildungsnachweises
enthalten. Dieser ist von der auszubildenden Person schriftlich oder elektronisch zu fihren.

Zu Nummer 6

Mit der Anderung in § 17 Satz 2 Nummer 3 wird die Regelung zum Ausbildungsnachweis
fur elektronische Formen gedéffnet. Die Pflichten der Auszubildenden umfassen auch das
Fuhren eines schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweises. Es handelt sich um
eine Folgeanderung zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 10 Absatz 2 Satz 1). Fur die kontinuierliche
Anfertigung des Ausbildungsnachweises ist neben der schriftlichen Form nun auch die
elektronische oder die elektronisch unterstitzte Erstellung zuléssig. Dies entspricht § 13
Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungsgesetzes.

Der Ausbildungsnachweis wird durch das neue Angebot, ihn auch elektronisch anzuferti-
gen, den heutigen Mdglichkeiten, technischen Angeboten und Ublichkeiten angepasst. Da-
bei ist zu differenzieren zwischen der kontinuierlichen Anfertigung des Ausbildungsnach-
weises Uber die Laufzeit der Ausbildung hinweg und der Vorlage des abgeschlossenen
Ausbildungsnachweises im Rahmen der Anmeldung zur Prifung nach 8§ 11 Absatz 2 Num-
mer 3 PfIAPrV.
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Um die Interaktion zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden zu férdern und damit
auch die fortlaufende Lernzielkontrolle zu erleichtern, soll bei der Anfertigung des Ausbil-
dungsnachweises auch die elektronische und die elektronisch unterstiitzte Erstellung zu-
lassig sein, sofern sich die Parteien entsprechend verstéandigt haben. Fir die Phase des
Erstellens ist neben der Beweissicherungsfunktion die padagogische Funktion des Nach-
weises von zentraler Bedeutung. Dabei kommt es besonders darauf an, dass der Ausbil-
dungsnachweis die Kommunikation zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden Uber
Lernfortschritte und etwaige Lerndefizite effizient unterstiitzen kann. Deshalb werden ne-
ben der weiterhin nutzbaren schriftlichen Form im Einvernehmen zwischen dem Tréger der
praktischen Ausbildung und Auszubildenden Kommunikationsformen zugelassen, die bei
vergleichbarer Validitat als niedrigschwelliger und zugleich ,moderner“ empfunden werden,
wie etwa das Fuhren des Nachweises in Gestalt von elektronischen Programmen.

Hohere Formerfordernisse, etwa die elektronische Form gemanR § 3a Absatz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sind hinsichtlich des Erstellungsprozesses nicht sachgerecht.
weil sie derzeit gerade bei kleinen und mittleren Einrichtungen nicht durchgehend realisier-
bar sein dirften und durch die angestrebte Balance zwischen Validitat und niedrigschwelli-
gem Zugang auch nicht gefordert werden.

Fir die abschlieRende Vorlage zur Prifungsanmeldung nach § 11 Absatz 2 Nummer 3
PfIAPrV ist es zur verlasslichen Dokumentation erforderlich, dass die Tréager der prakti-
schen Ausbildung, die Pflegeschulen und die Auszubildenden den fertigen Ausbildungs-
nachweis abzeichnen. Dies ist — auch nach der Art des Anmeldeprozesses — nicht zu er-
setzen durch Alternativen wie ein Benutzerkonto mit Zugangspasswort, eine Erklarung tiber
die Folgen einer Identitatstauschung oder eine Identitatsbestatigung tber einen Internetlink.
Als gleichwertiges Abzeichnen ist aber das Vornehmen einer elektronischen Signatur an-
zusehen, die hier nicht ausgeschlossen wird.

Weitere Folgeéanderungen zur Erganzung der Mdoglichkeit einen elektronischen Ausbil-
dungsnachweis zu fithren finden sich in § 3 Absatz 5 Satz 1 PflAPrV (Artikel 4 Num-
mer 3 Buchstabe a) und in § 11 Absatz 2 Nummer 2 PflIAPrV (Artikel 4 Nummer 6).

Erganzend wird in 8§ 16 Absatz 2 Nummer 12 geregelt, dass im Ausbildungsvertrag auch
die Form des Ausbildungsnachweises festzuhalten ist (Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe c).

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a

Es wird klargestellt, dass bei Vorliegen umfangreicher Informationen iber die Berufsquali-
fikation der antragstellenden Person, die Prifung der Gleichwertigkeit beschleunigt werden
kann. Insbesondere wenn die Informationen in Form von Mustergutachten der Gutachten-
stelle fur Gesundheitsberufe vorliegen, kdnnen die darin enthaltenen Angaben der Ent-
scheidung der zustandigen Behorde zugrunde gelegt werden.

Zu Buchstabe b

Neben der Mdglichkeit der Prufung der Gleichwertigkeit der auslandischen Berufsqualifika-
tion mit der inléandischen Ausbildung wird nunmehr die Méglichkeit geschaffen, den antrag-
stellenden Personen direkt eine Kenntnisprifung oder einen Anpassungslehrgang anbieten
zu konnen. Dies gilt flr den Fall, dass die antragstellende Person auf die Prifung der
Gleichwertigkeit ihres Ausbildungsstandes nach § 40 Absatz 2 verzichtet. Der Verzicht ist
gegenlber der zusténdigen Stelle zu erklaren und kann nicht widerrufen werden. Hierdurch
sollen die Anerkennungsverfahren beschleunigt werden, da nicht mehr in jedem Fall zwin-
gend eine umfangreiche Gleichwertigkeitspriifung erforderlich ist.



Drucksache 225/23 -82 -

Auch in den Fallen, in denen keine umfangreiche Gleichwertigkeitsprifung mehr stattfindet,
ist dennoch eine Plausibilitéatsprifung durchzufihren, insbesondere zur Uberprifung des
Referenzberufs.

Die zustandige Stelle soll die antragstellende Person in verstandlicher Weise und umfas-
send Uber wesentliche Inhalte, Verfigbarkeiten, Dauer und Kosten sowie Vorbereitungsan-
gebote und die Rechtsfolgen des Verzichts (insbesondere Unwiderruflichkeit, keine Wech-
selmaéglichkeit der AusgleichsmalRnahme) aufklaren. Die zusténdige Stelle soll dabei auch
auf optionale Beratungsangebote zur Anerkennung von auslandischen Berufsqualifikatio-
nen auf3erhalb der zustdndigen Stelle hinweisen. Die Lander kdnnen hierfur ein standardi-
siertes Beiblatt entwickeln.

Zu Nummer 8

Die Anlage (zu § 41 Absatz 1 Satz 1) zum Pflegeberufegesetz (Ubersicht der Ausbildungs-
nachweise der Mitgliedstaaten der Europaischen Union) entspricht inhaltlich dem Anhang
V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG und ist weiterhin auf dem Stand bei der Erstel-
lung des Pflegeberufegesetzes. Spatere Aktualisierungen des Anhang V wurden bei der
Anlage zum Pflegeberufegesetz noch nicht bericksichtigt.

Mit den vorliegenden Anderungen wird die Bezugnahme auf die Anlage zum Pflegeberufe-
gesetz in 8§ 41 Absatz 1 durch einen dynamischen Verweis auf Anhang V Nummer 5.2.2.
der Richtlinie 2005/36/EG ersetzt und die Anlage zum Pflegeberufegesetz gestrichen (Arti-
kel 2 Nummer 2020). Damit wird sichergestellt, dass das Pflegeberufegesetz an dieser
Stelle stets aktuell ist und auf den Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG in
seiner jeweils geltenden Fassung verweist. In der Folge bedarf es einer Rechtsverordnung
des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und des Bundesminis-
teriums fir Gesundheit zur Anpassung der Anlage aufgrund spaterer Anderungen des An-
hangs V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG nicht mehr. Die Streichung der Verord-
nungsermachtigung wird zudem in der Uberschrift nachvollzogen.

Zudem wird die Schweiz in § 41 Absatz 1, 2 Satz 1 und 4, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4
als gleichgestellter Staat neben den Mitgliedstaaten der Europaischen Union und den an-
deren Vertragsstaaten des Abkommens lber den Europaischen Wirtschaftsraum erganzt.
Fir die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen nach
dem Recht der Européischen Union eine Gleichstellung.

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

Mit der Regelung wird eine Anderung des Artikel 23 Absatz 5 der Richtlinie 2005/36/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung
von Berufsqualifikationen in nationales Recht umgesetzt, welche gemaf Beschluss des Ra-
tes der Europaischen Union vom 5. Dezember 2011 durch Nummer 1la des Anhang Il i.V.m.
Artikel 15 der Akte Uber die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die An-
passungen des Vertrags Uber die Europaische Union, des Vertrags Uber die Arbeitsweise
der Europdaischen Union und des Vertrags zur Griindung der Europaischen Atomgemein-
schaft erfolgte. Die Anderung des nationalen Rechts dient der erforderlichen vollstandigen
Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG.

Inhaltlich erganzt die Anderung die Vorgaben des Pflegeberufegesetzes zur Anerkennung
von Berufsqualifikationen fur Pflegefachkrafte, die auf dem Gebiet des ehemaligen Jugo-
slawiens ihre Ausbildung abgeschlossen oder begonnen haben. Die zustandigen Behdrden
der Lander haben im Falle eines durch Behérden eines Teilstaats des ehemaligen Jugosla-
wiens ausgestellten Ausbildungsnachweises eine Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbe-
zeichnung ,Pflegefachmann*bzw. ,Pflegefachfrau” zu erteilen, wenn die Ausbildung vor der
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Auflésung Jugoslawiens auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens abgeschlossen o-
der begonnen worden ist. Dabei kommt es nicht darauf an, in welchem Teilstaat oder Teil-
staaten des ehemaligen Jugoslawiens die Ausbildung begonnen und/oder beendet wurde.
Der betreffende Teilstaat muss heute kein Mitgliedstaat der EU sein. Die Anerkennung er-
folgt im Wege erworbenen Rechts. Entscheidende Voraussetzung ist, dass die antragstel-
lende Person neben dem Ausbildungsnachweis die Bescheinigung einer kroatischen bzw.
slowenischen Behdrde vorlegt, nach welcher der Ausbildungsnachweis hinsichtlich der Auf-
nahme und Ausubung des Pflegefachberufs im heutigen Kroatien bzw. Slowenien die glei-
che Rechtsglltigkeit hat wie die von der bescheinigenden Behorde verliehenen Ausbil-
dungsnachweise. Des Weiteren muss dieselbe Behorde eine dreijahrige, ununterbrochene
Berufserfahrung der antragstellenden Person bescheinigen.

Mit der Regelung wird die im Zuge des Beitritts Kroatiens zur Européischen Union in 2011
vorgenommene Anderung der Berufsanerkennungsrichtlinie in § 42 Absatz 1 Nummer 3
Pflegeberufegesetz iilbernommen, indem wortgleich ein Stichtag fur Kroatien ergénzt wird.
Die in der Regelung fur Slowenien und Kroatien genannten Stichtage beziehen sich auf
denjenigen Mitgliedsstaat, dessen Behdrde die oben genannten Bescheinigungen ausstellt.
Stellt eine kroatische Behorde die Bescheinigungen aus, so muss die Ausbildung als Pfle-
gefachkraft vor dem 8. Oktober 1991 abgeschlossen oder begonnen worden sein.

Zu Buchstabe b

Hierbei handelt es sich um Folgeanderung zur Anderung in § 41 Absatz 1 (Artikel 2 Num-
mer 8 Buchstabe bb), mit der die Bezugnahme auf die Anlage zum Pflegeberufegesetz
durch einen dynamischen Verweis auf Anhang V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG
ersetzt wird.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe aund b

Neben den Mitgliedstaaten der Européischen Union und den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter
Staat erganzt. Fur die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen nach dem Recht der Européischen Union eine Gleichstellung.

Zu Buchstabe ¢

In 8§ 44 Absatz 4 PfIBG erfolgt eine sprachliche Korrektur im Hinblick auf die Verwendung
des Begriffs ,Berufserlaubnis”.

Zu Nummer 11

Neben den Mitgliedstaaten der Européischen Union und den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter
Staat ergéanzt. Fur die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen nach dem Recht der Européischen Union eine Gleichstellung.

Zu Nummer 12

Neben den Mitgliedstaaten der Européischen Union und den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter
Staat erganzt. Fur die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen nach dem Recht der Européischen Union eine Gleichstellung.
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Zu Nummer 13
Die neuen 88 48a und 48b dienen der Umsetzung des Artikel 4f der Richtlinie 2005/36/EG.
Zu § 48a

§ 48a regelt die Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
Ubung und setzt Artikel 4f Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG um. § 48a entspricht dabei
dem am 1. Januar 2023 in Kraft getreten 8§ 53 des MT-Berufe-Gesetzes, der die Erlaubnis
zur partiellen Berufsaustibung fur die MT-Berufe bereits geregelt hat.

Dieser sieht die Moglichkeit eines partiellen Zugangs zu einem reglementierten Beruf vor.
Aufgrund eines solchen Zugangs soll es méglich sein, einen Beruf auch dann in anderen
Mitgliedstaaten ausiiben zu kénnen, wenn die Tatigkeit dieses Berufs in den Téatigkeitsbe-
reich eines im Aufnahmemitgliedstaat reglementierten Berufs féllt, diesem jedoch nur par-
tiell entspricht. Dabei wird der Beruf unter der Berufsbezeichnung des Herkunftsstaates
ausgeilibt.

Will eine antragstellende Person in Deutschland ihren Beruf ausiiben, der einem der in die-
sem Gesetz geregelten Berufe nur partiell entspricht, so kann sie dies aufgrund einer Er-
laubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 48a tun. Méchte sie ihren Beruf im Rahmen
einer Dienstleistungserbringung ausiiben, so bedarf es einer Genehmigung nach 8§ 48b.

8 48a Absatz 1 Nummer 1 setzt Artikel 4f Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Richtlinie
2005/36/EG um.

§ 48a Absatz 1 Nummer 2 setzt Artikel 4f Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie
2005/36/EG um. Die Unterschiede zwischen der beruflichen Tatigkeit der antragstellenden
Person und den Tétigkeiten eines in diesem Gesetz geregelten Berufs missen so grof3
sein, dass eine Gleichwertigkeit der vorliegenden Berufsqualifikation nur durch Anpas-
sungsmalnahmen, die der Absolvierung der gesamten Ausbildung zu einer Pflegefachkraft
gleichkame, erreicht werden konnte. Gleichzeitig muss fir diejenigen Tétigkeiten, die den
Tatigkeiten eines in diesem Gesetz geregelten Berufs entsprechen, das gleiche Qualifika-
tions- und Ausbildungsniveau vorliegen wie es eine in Deutschland ausgebildete Pflege-
fachperson aufweist. Die zustéandige Behorde prift, ob die Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person mit der hiesigen Berufsqualifikation in Bezug auf die beabsichtigte Tatig-
keit gleichwertig ist. Insbesondere fir die mindestharmonisierten Berufe ist dann das durch
die Richtlinie 2005/36/EG festgelegte Mindestniveau der Ausbildung (Artikel 31 der Richtli-
nie 2005/36/EG) in Verbindung mit den Tatigkeiten einer Pflegefachkraft fur allgemeine
Pflege (Artikel 32 der Richtlinie 2005/36/EG) auch im Rahmen eines partiellen Zugangs
sichergestellt. Davon unabhéngig darf aus Grunden des Patientenschutzes die Sicherstel-
lung eines bestimmten Qualifikations- und Ausbildungsniveaus nicht unterwandert werden,
indem im Rahmen der Gewahrung eines partiellen Zugangs ein anderer Mal3stab ange-
wendet wird.

§ 48a Absatz 1 Nummer 3 setzt Artikel 4f Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c der Richtlinie
2005/36/EG um. Da der Beruf unter der Berufsbezeichnung des Herkunftsmitgliedstaates
ausgedubt wird (Artikel 4f Absatz 5 der Richtlinie 2005/36/EG) und nicht unter der geschutz-
ten Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaates, ist die Schaffung eines partiellen Zu-
gangs nur dann erforderlich, wenn sich die berufliche Tatigkeit der antragstellenden Person
auf eine oder mehrere der vorbehaltenen Téatigkeiten (8§ 4) bezieht. Diese dirfen nur von
Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 durchgefiihrt werden. Daher ist eine Er-
laubnis zur partiellen Berufsaustibung nur fur diese vorbehaltenen Tatigkeiten mdglich und
erforderlich. Aufgrund der ausdriicklichen Nennung der vorbehaltenen Tatigkeiten sind
diese objektiv von anderen Tatigkeiten einer Pflegefachkraft abgrenzbar, sodass Artikel 4f
Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG hinreichend umgesetzt ist.
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Die Voraussetzungen, auf die Nummer 4 verweist, beziehen sich jeweils nur auf die partielle
Ausiibung des Berufs.

8 48a Absatz 2 Nummer 1 setzt Artikel 4f Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG um.

§ 48a Absatz 2 Nummer 2 setzt Artikel 4f Absatz 6 der Richtlinie 2005/36/EG um. Sollte es
maglich sein, der antragstellenden Person den vollen Zugang zu einem in diesem Gesetz
geregelten Beruf zu gewahren, so darf ihr nicht lediglich eine Erlaubnis zur partiellen Be-
rufsausubung erteilt werden. Die Vorschrift dient insoweit dem Schutz der antragstellenden
Person.

§ 48a Absatz 3 regelt, dass sich die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung auf diejenigen
vorbehaltenen Tatigkeiten beschrankt, fir die die antragstellende Person auch tatsachlich
qualifiziert ist.

§ 48a Absatz 4 regelt, dass bei der partiellen Berufsausibung die Berufsbezeichnung des
Staates, in dem die Qualifikation nach Absatz 1 Nummer 1 erworben wurde, gefihrt wird.
Die Berufsbezeichnung ist dabei mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die
Tatigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung beschrankt ist, zu fiihren. Dies
dient dem Patientenschutz und der Umsetzung von Artikel 4f Absatz 5 der Richtlinie
2005/36/EG. Durch den Hinweis auf die Tatigkeiten, auf die die Erlaubnis zur partiellen
Berufsaustibung beschrénkt ist, wird den Empfangern der Dienstleistung eindeutig der Um-
fang der beruflichen Téatigkeiten der dienstleistenden Person angegeben.

§ 48a Absatz 5 stellt klar, dass Personen mit einer Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung
im Umfang der Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten haben wie Personen, die tiber
eine Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnungen nach § 1 Absatz 1 oder § 58 Absatz
1 oder Absatz 2 verfligen.

8 48a Absatz 6 erklart die Vorschriften Gber Riicknahme, Widerruf und Ruhen fir die Er-
laubnis zur partiellen Berufsaustibung fiir entsprechend anwendbar.

Zu 8 48b

§ 48b Absatz 1 regelt die Erteilung der Genehmigung der Dienstleistungserbringung fur
Personen, die bestimmte Tatigkeiten, die im Inland unter die vorbehaltenen Tétigkeiten fal-
len, lediglich voribergehend und gelegentlich im Geltungsbereich des Pflegeberufegeset-
zes austiben wollen.

Im Gegensatz zur Dienstleistungserbringung nach § 46 bestimmt 8 48b Absatz 1 ein Ge-
nehmigungserfordernis fur die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Be-
rufsaustibung. Die Dienstleistungserbringung nach 8 46 erfolgt aufgrund einer Berufsquali-
fikation, die den vollstandigen Zugang zu einem in diesem Gesetz geregelten Beruf ge-
wahrt. Fir Berufe, die mindestharmonisiert durch die Richtlinie 2005/36/EG sind, ist
dadurch ein ausreichender Schutz fur die Dienstleistungsempféanger gewahrt. Fur Berufe,
die nicht mindestharmonisiert sind, erlaubt Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG den
Mitgliedstaaten die Berufsqualifikation der potentiell dienstleistungserbringenden Person
vor Erbringung der Dienstleistung zu prifen (Vorabprifung). Dabei wird geprift, ob die
Berufsqualifikation der antragstellenden Person mit der hiesigen Berufsqualifikation gleich-
wertig ist, oder aber derartige wesentliche Unterschiede aufweist, dass dies der 6ffentlichen
Gesundheit oder Sicherheit abtraglich ist. Sollte dies der Fall sein, kann die antragstellende
Person eine Eignungsprifung ablegen, um nachzuweisen, dass sie die fehlenden Kennt-
nisse, Fahigkeiten oder Kompetenzen erworben hat. Erhebliche wesentliche Unterschiede
sind jedoch gerade eine Voraussetzung fiir die Gewé&hrung eines partiellen Zugangs, so-
dass hier die Vorabprifung nicht als Mittel zum Schutz der Dienstleistungsempfangerinnen
und Dienstleistungsempfanger dienen kann. Eine Prifung der Berufsqualifikation ist im
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Rahmen der partiellen Berufsausiibung aber aufgrund der fehlenden Mindestharmonisie-
rung und zur Sicherung des Patientenschutzes unbedingt erforderlich. Diese Prifung wird
den zustandigen Behorden durch den Einzug eines Genehmigungstatbestandes ermég-
licht.

Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn die genannten Voraussetzungen erfullt sind.
Zum einen mussen die Voraussetzungen des Artikels 5 der Richtlinie 2005/36/EG vorlie-
gen. Zum anderen werden die Voraussetzungen fur die Erteilung einer Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausubung geprift.

Nicht nur in den Féllen des § 46 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b ist denkbar, dass der von
der antragstellenden Person ausgelbte Beruf — d.h. die Austibung dieses Berufs oder die
Ausbildung zu diesem Beruf — im Herkunftsmitgliedstaat nicht reglementiert ist, sodass Ar-
tikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG fir alle Félle umgesetzt werden
muss. Das erfolgt durch § 48b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b.

§ 48b Absatz 2 regelt die Rechten und Pflichten einer Person mit einer Genehmigung zur
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung.

§ 48b Absatz 3 bestimmt die Vorschriften, die entsprechend auf eine Dienstleistungserbrin-
gung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung anzuwenden sind. Dies ist unter anderem
die Vorschrift tiber Riicknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis zum Fihren der Berufs-
bezeichnung. Auch die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaus-
Ubung ist von der dienstleistungserbringenden Person an die zustéandige Behérde zu mel-
den. Im Fall eines dringlichen Tatigwerdens nach 8§ 46 Absatz 4 dirfen Dienstleistungen
nur im Rahmen der Tatigkeiten erbracht werden, deren Genehmigung fur die Dienstleis-
tungserbringung angestrebt wird. Bei der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausubung wird die Berufsbezeichnung des Staates, in dem die erworben
wurde, gefuhrt. Die Berufsbezeichnung ist dabei mit dem Hinweis auf den Namen dieses
Staates und die Tatigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung beschrankt
ist, zu fuhren. Zudem gelten bestimmte Vorschriften tGber die Verwaltungszusammenarbeit,
Unterrichtungspflichten und Vorwarnmechanismus entsprechend.

Zu Nummer 14

Die Vorschrift regelt die Zustandigkeit der Behorden fur die Erteilung der Erlaubnis zur par-
tiellen Berufsaustibung nach § 48a sowie fir die Erteilung der Genehmigung zur voriber-
gehenden und gelegentlichen Dienstleistung im Rahmen einer partiellen Berufsausibung
nach § 48b.

Zu Nummer 15

Dem Bundesinstitut fir Berufsbildung (BIBB) sind mit dem Pflegeberufegesetz Forschungs-
aufgaben zur beruflichen Ausbildung, zur hochschulischen Ausbildung und zum Pflegebe-
ruf nach Weisung des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und
des Bundesministeriums fiir Gesundheit (ibertragen worden. Mit der Anderung wird klarge-
stellt, dass die Forschungsaktivitdten des BIBB nicht nur der Arbeit der Fachkommission
dienen mussen.

Zu Nummer 16

Die Ermachtigungsgrundlage fir die Statistikverordnung wird dahingehend ergéanzt, dass
auch das Verfahren zu Ermittlung und Erhebung der Daten nach 8 62 geregelt werden
kann. Dies ist erforderlich zur Sicherstellung eines einheitlichen Vorgehens zur Umsetzung
der Erhebung der gesonderten Abschlisse nach § 62 Absatz 1 und 2, da die Lander sich
nicht auf ein einheitliches Verfahren einigen konnten.
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Zu Nummer 17
Zu Buchstabe a

Im Gesetzgebungsverfahren zum Pflegeberufereformgesetz wurde, zusétzlich zur Beteili-
gung des Bundesrates, die Beteiligung des Deutschen Bundestages an der PflAPrV vorge-
sehen. Mit dem erstmaligen Erlass der PfIAPrV und der erfolgten Mitgestaltung der Kom-
petenzkataloge fiir die gesonderten Abschliisse durch den Bundesgesetzgeber hat das Be-
teiligungserfordernis seinen Zweck erfillt und kann daher entfallen. Mittlerweile sind die
neuen Pflegeausbildungen erfolgreich gestartet. Zur Vereinfachung des Verordnungsge-
bungsverfahrens kann nunmehr wieder, wie auch bei den anderen Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnungen der Gesundheitsfachberufe, auf eine Beteiligung des Bundestages ver-
zichtet werden. Dies dient einer ziigigen und sinnvoll gegliederten Verordnungsgebung.
Damit konnen zukiinftig Anderungen, die alle Gesundheitsfachberufe gleichermafen tref-
fen, einheitlich in einem Verfahren geregelt werden. Beispielsweise konnte die Umsetzung
der Priferrechtsprechung fiir die Pflege nicht im Rahmen des Entwurfs einer Verordnung
zur Modernisierung der Prufungsverfahren im Recht der Heilberufe (Heilberufe-Prifungs-
rechtmodernisierungsverordnung - BR-Drs. 81/23) beriicksichtigt werden. Gleichwohl ist es
weiterhin Aufgabe der Bundesregierung, den Bundestag iiber Anderungen der PfIAPrV
friihzeitig zu informieren.

Zu Buchstabe b

Da auch Konstellationen nach § 42 denkbar sind, in denen Anpassungsmaf3nahmen erfor-
derlich werden, wird die Verordnungserméchtigung um 8§ 42 erweitert.

Mit der Anderung wird sprachlich klargestellt, dass im Sinne der Verordnungserméchtigung
die Dienstleistungserbringung gemaf den 88 44 bis 48 PfIBG gerade kein Fall der Erlaubnis
nach den 88 40 bis 42 PfIBG ist. Mit einem erganzenden Satz in Absatz 2 wird die Verord-
nungsermachtigung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prifungsverordnung unabhangig
von der Erlaubnis nach 88 40 bis 42 um das Verfahren uber die Voraussetzungen zur
Dienstleistungserbringung geman den 8§88 44 bis 48 PfIBG ergénzt.

Zudem wird klargestellt, dass die Verordnungserméchtigung der Pflegeberufe-Ausbildungs-
und -Prifungsverordnung das Verfahren Uber die Voraussetzungen zur Dienstleistungser-
bringung geman den 8§ 44 bis 48 PfIBG umfasst.

Zu Buchstabe ¢

Die Erméachtigungsgrundlage zum Erlass einer Rechtsverordnung wird in 8 56 Absatz 2a
erweitert um Verfahrensvorschriften betreffend die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Be-
rufsausubung nach 8§ 48a sowie die Genehmigung der Dienstleistungserbringung im Rah-
men einer partiellen Berufsausiibung nach § 48b.

Zu Absatz 2a
Zu Nummer 18

In 8 64a wird ein Recht zur Wahl einer genderneutralen Berufsbezeichnung eingefihrt.
Nicht bindre Menschen sind damit nicht mehr gezwungen sich fiir eine genderspezifische
Berufsbezeichnung zu entscheiden.

Absatz 1 regelt die Wahimdglichkeit fiir Personen, die die Voraussetzungen zum Fihren
der Berufsbezeichnung ,Pflegefachfrau“ bzw. ,Pflegefachmann® erfiillen. Diese Personen
kénnen zukiinftig die Bezeichnung ,Pflegefachperson” wahlen. Dies gilt sowohl fiir Perso-
nen, die eine Berufsausbildung nach dem Pflegeberufegesetz neu durchlaufen als auch fir
Personen, die bereits Uber eine Erlaubnis zum Fihren der Berufsbezeichnung verfiigen.
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In Absatz 2 wird die Wahlmdglichkeit fir Personen geregelt, die die Voraussetzungen fir
die Berufsbezeichnung ,Altenpflegerin“ oder ,Altenpfleger” erfillen. Davon umfasst sind so-
wohl Personen, die von ihrem Wahlrecht nach § 59 Absatz 3 Gebrauch machen, als auch
Personen, die die Ausbildung zur ,Altenpflegerin® bzw. ,Altenpfleger” auf der Grundlage der
Vorschriften des Altenpflegegesetzes begonnen oder abgeschlossen haben. Diese Perso-
nen haben zukinftig die Mdglichkeit die Berufsbezeichnung ,Altenpflegefachperson® zu
wahlen.

Absatz 3 regelt die Wahlmdglichkeit fiir Personen, die die Voraussetzungen zum Fihren
der Berufsbezeichnung ,Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin® oder ,Gesundheits-
und Kinderkrankenpfleger” erfiillen. Davon umfasst sind sowohl Personen, die von ihrem
Wabhlrecht nach § 59 Absatz 2 Gebrauch machen, als auch Personen, die eine Ausbildung
auf der Grundlage der Vorschriften des Krankenpflegegesetzes begonnen oder abge-
schlossen haben. Diese Personen haben zukiinftig die Méglichkeit die Berufsbezeichnung
,Gesundheits- und Kinderkrankenpflegefachperson® zu wéhlen.

In Absatz 4 wird die Wahlmdglichkeit fir Personen geregelt, die die Voraussetzungen fir
die Berufsbezeichnung ,Gesundheits- und Krankenpflegerin“ oder ,Gesundheits- und Kran-
kenpfleger” erfullen. Davon umfasst sind Personen, die die Ausbildung zur Gesundheits-
und Krankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Krankenpfleger auf der Grundlage der
Vorschriften des Krankenpflegegesetzes begonnen oder abgeschlossen haben. Diese Per-
sonen haben zukinftig die Mdglichkeit die Berufsbezeichnung ,Gesundheits- und Kranken-
pflegefachperson” zu wéhlen.

Zu Nummer 19

Neben den Mitgliedstaaten der Européischen Union und den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter
Staat ergéanzt. Fur die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen nach dem Recht der Européischen Union eine Gleichstellung.

Zu Nummer 20

Die Anlage (zu § 41 Absatz 1 Satz 1) zum Pflegeberufegesetz (Ubersicht der Ausbildungs-
nachweise der Mitgliedstaaten der Europaischen Union) entspricht inhaltlich dem Anhang
V Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG. Daher wird die Bezugnahme auf die Anlage
zum Pflegeberufegesetz in § 41 Absatz 1 durch einen dynamischen Verweis auf Anhang V
Nummer 5.2.2. der Richtlinie 2005/36/EG ersetzt (Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe b) und die
Anlage zum Pflegeberufegesetz gestrichen. Damit wird sichergestellt, dass das Pflegebe-
rufegesetz an dieser Stelle stets aktuell ist und auf den Anhang V Nummer 5.2.2. der Richt-
linie 2005/36/EG in seiner jeweils geltenden Fassung verweist.

Zu Artikel 3 (Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung)

In Artikel 3 erfolgt unter anderem die Anpassung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzie-
rungsverordnung an die Regelungen im Pflegeberufegesetz, die das Finanzierungsverfah-
ren betreffen, insbesondere die Integration der Finanzierung des praktischen Teils der
hochschulischen Pflegeausbildung einschlie3lich der Verglitung der Studierenden in das
bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Ausbildung. Gleichzeitig erfolgt die Auf-
nahme der hochschulischen Pflegeausbildung in die Pflegeausbildungsstatistik. Auch wer-
den das Verfahren und die Erhebungsfaktoren zur Uberpriifung der Vorschriften tiber die
gesonderten Abschliisse nach § 62 PfIBG als Folge der Anpassung der Erméchtigungs-
grundlage in § 55 Absatz 1 PfIBG verbindlich festgelegt.
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Zu Nummer 1

Die Integration der Finanzierung des praktischen Teils des Pflegestudiums in das beste-
hende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung wird auch in der Bezeich-
nung der Verordnung nachvollzogen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
das Finanzierungsverfahren nicht mehr nur allein der beruflichen Pflegeausbildung dient.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Die Integration der Finanzierung des praktischen Teils des Pflegestudiums in das beste-
hende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung wird auch in der Inhaltsiiber-
sicht nachvollzogen.

Zu Buchstabe b

Die Erganzung von § 27a (Artikel 3 Nummer 14) zur Datenverarbeitung nach § 62 PfIBG
wird auch in der Inhaltstibersicht nachvollzogen.

Zu Buchstabe ¢

Die Integration der Finanzierung des praktischen Teils des Pflegestudiums in das beste-
hende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung wird auch im Titel der Anlage
1 nachvollzogen.

Zu Nummer 3

Die Integration der Finanzierung des praktischen Teils des Pflegestudiums in das beste-
hende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung wird auch in der Uberschrift
von Teil 1 nachvollzogen.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeénderung zu Artikel 1 Nummer 10 (8 38a PfIBG). Neben dem
Trager der praktischen Ausbildung nach § 8 PfIBG wird der Trager des praktischen Teils
der hochschulischen Pflegeausbildung nach 8§ 38a PfIBG erganzt. Der Begriff ,Tréger der
praktischen Ausbildung“ wird fir den Anwendungsbereich dieser Verordnung einheitlich fur
die berufliche wie auch die hochschulische definiert. Trager der praktischen Ausbildung im
Sinne dieser Verordnung sind Trager der praktischen Ausbildung nach § 8 Absatz 2 PfIBG
und Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung nach § 38a Absatz
2 PfIBG soweit nicht etwas anders bestimmt ist.

Zu Buchstabe b

Die Begriffsbestimmungen werden um die Begriffe Pflegeausbildung, Ausbildungskosten,
Ausbildungsvergitung und Ausbildungsverhéltnis ergénzt. Diese Begriffe werden fur den
Anwendungsbereich dieser Verordnung einheitlich fir die berufliche wie auch die hoch-
schulische definiert und verwendet, soweit in der Norm nicht etwas anderes bestimmt ist.
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Zu Nummer 5

Bei den Anderungen in § 3 Absatz 1, 3 und 5 handelt es sich um Folgednderungen an die
Aufnahme der hochschulischen Pflegeausbildung in das Finanzierungssystem der berufli-
chen Ausbildung unter Beriicksichtigung der Anderungen bei den Begriffsbestimmungen in
8 1 Absatz 4 und Absatz 6 bis 9 (Artikel 3 Nummer 4).

Zu Nummer 6

Bei der Anderung in § 4 Absatz 1 handelt es sich um eine Anpassung an die Aufnahme der
hochschulischen Pflegeausbildung in das Finanzierungssystem der beruflichen Ausbildung.
Es wird klargestellt, dass die Pauschalen nach § 30 PfIBG auch zur Finanzierung des prak-
tischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung vereinbart werden kénnen.

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a

Die Mitteilungspflichten der Ausbildungstréager werden um die Mitteilung der Ausbildungs-
verhdltnisse im Rahmen einer hochschulischen Pflegeausbildung erganzt. Die Angaben
sind differenziert nach beruflicher und hochschulischer Pflegeausbildung anzugeben.

Zu Buchstabe b

Die Vorschrift bezieht sich hier ausschlieBlich auf die Trager der praktischen Ausbildung
der beruflichen Pflegeausbildung nach § 8 PfIBG, da die Vorschrift dazu dient die Kosten
der Ausbildungsvergitung unter Abzug des Wertschépfungsanteils nach § 27 Absatz 2
PfIBG zu berechnen. Kosten der Vergutung im Rahmen der hochschulischen Pflegeausbil-
dung sind hier nicht anzugeben, da in Bezug auf die Vergiitung beim Pflegestudium kein
Wertschopfungsanteil in Abzug gebracht wird. Im Ubrigen wird die vertraglich vereinbarte
Vergitung fur das Pflegestudium nach 8 38b Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 19 PfIBG
bereits Gber Anlage 2 erhoben.

Zu Nummer 8

8 9 Absatz 1a betrifft die nach 8§ 32 Absatz 2 PfIBG vorgesehene Verwaltungskostenpau-
schale und konkretisiert wie in 8 9 Absatz 1 fiur die Liquiditatsreserve, dass der Aufschlag
fur die Verwaltungskostenpauschale nur in der Héhe bendtigt wird, um die Verwaltungskos-
tenpauschale auf 0,6 Prozent der Summe aller Ausbildungsbudgets aufzufiillen. Damit wird
ein nicht notwendiges Anwachsen der Verwaltungskostenpauschale verhindert.

Zudem wird die H6he der Verwaltungskostenpauschale dahingehend flexibilisiert, dass un-
ter den in Absatz 1a genannten Voraussetzungen Mehr- oder Minderausgaben beriicksich-
tigt werden kénnen. Insofern ist erforderlich, dass lber die Rechnungslegung der zusténdi-
gen Stelle nach 8 20 Gber einen Zeitraum von drei Finanzierungszeitrdumen Mehr- oder
Minderausgaben bei der Verwaltungskostenpauschale, die tGiber oder unter 0,6 Prozent der
Summe aller Ausbildungsbudgets liegen, ermittelt werden. Diese sollen nur in einem be-
stimmten Umfang im nachsten Finanzierungszeitraum berticksichtigt werden kénnen. Un-
benommen ist, dass das Gebot der Wirtschaftlichkeit bei der Finanzierung der fondsverwal-
tenden Stelle weiterhin Beriicksichtigung findet.

Die Praxis hat gezeigt, dass hierfiir in den Landern der Bedarf besteht. Unterschiede bei
der Verwaltungskostenpauschale ergeben sich vielfach durch die unterschiedliche Organi-
sationsform der fondsverwaltenden Stelle in den Landern. Dem tragt diese Erganzung
Rechnung.
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Diese Anderung mit dem neuen Absatz 1a ist eine Folgeanderung zur Erweiterung der Ver-
ordnungserméchtigung in 8 56 Absatz 3 Nummer 3 PfIBG (Artikel 1 Nummer 14 Buch-
stabe d).

Zu Nummer 9

Eine Schéatzbefugnis fur die zustandige Stelle ist bereits in § 30 Absatz 5 PfIBG in Verbin-
dung mit 8 7 Absatz 2 fir die Félle enthalten, in denen Trager der praktischen Ausbildung
oder Pflegeschulen der zustandigen Stelle keine plausiblen Auszubildenden- oder Schiiler-
daten mitteilen. Die Ergénzung von 8§ 11 Absatz 5 ist eine Folgeanderung zur Ergdnzung
der Erméachtigungsgrundlage in § 56 Absatz 3 PfIBG.

Die Mitteilungspflichten der stationéaren und ambulanten Pflegeeinrichtungen aus 8§ 11 be-
ziehen sich auf diejenigen Angaben, die zur Berechnung der Umlagebetrage fur die einzel-
nen Einrichtungen wesentlich sind. Eine entsprechende Schétzbefugnis besteht bislang
nicht. Fehlen die nach § 11 mitzuteilenden Leistungsdaten der Einrichtungen, kann die zu-
standige Stelle den Finanzierungsbedarf der Pflegeausbildung nicht korrekt nach den Vor-
gaben von PfIBG und PfIAFinV auf die einzahlenden Einrichtungen umlegen. Die Umlage-
betrage der Einrichtungen, die ihren Mitteilungspflichten nach 8 11 nicht nachgekommen
sind, kénnen nicht berechnet werden.

Ohne eine Mdoglichkeit zur Schatzung werden diejenigen Einrichtungen ungerechtfertigt
mehrbelastet, die ihren Mitteilungspflichten nachkommen. Da die Schatzbefugnis das Funk-
tionieren des Umlagesystems sicherstellt, wahrend die bislang bundesrechtlich bereits ge-
regelte Schatzbefugnis nur die Auszahlungszahlung an den jeweiligen Trager der prakti-
schen Ausbildung bzw. die Pflegeschule im Einzelfall regelt, erscheint eine bundesrechtli-
che Regelung rechtssystematisch erforderlich. Vereinzelt wurde die Problematik bisher in
den Landern Uber Schétzerlasse geldst. Die entsprechende Erganzung in 8 11 Absatz 5
dient der Klarstellung und der Rechtssicherheit.

Die Lander kénnen weitere, dartiber hinausgehende Anforderungen an die Schatzbefugnis
nach Satz 1 festlegen.

Zu Nummer 10

§ 13 Absatz 2 enthélt auf Grundlage von 8§ 33 Absatz 5 PfIBG den Regelungsgedanken,
dass der Zeitraum zwischen erster Einzahlung in den Fonds durch das Land und die soziale
Pflegeversicherung und erster Auszahlung der Ausgleichszuweisungen bewusst kurzge-
halten werden soll (zwei Monate), um einerseits sicherzustellen, dass der Fonds zum Zeit-
punkt der Auszahlung liquide ist (Einzahlungen der Krankenhauser und der Einrichtungen
in den Fonds erfolgen spater und jeweils monatlich) und damit andererseits die Abflisse
aus dem Fonds zeitnah erfolgen.

Vorliegend wird dies flexibler gestaltet. In § 33 Absatz 6 Satz 1 PfIBG ist vorgesehen, dass
die Vereinbarungspartner der Pauschalbudgets auf Landesebene auch die erforderlichen
Verfahrensregelungen im Zusammenhang mit der Einzahlung der Finanzierungsmittel und
den in Rechnung zu stellenden Zuschlagen vereinbaren. In 8 33 Absatz 6 Satz 2 PfIBG
(Artikel 1 Nummer 7) ist neu geregelt, dass dies auch Einzelheiten zur Abweichung von
dem Zeitpunkt der Einzahlung des Landesanteils in den Fonds, einschlie8lich anteiliger
Einzahlung, umfassen kann, sofern die Liquiditat des Ausgleichfonds zum Zeitpunkt der
Auszahlung der Ausgleichszuweisung im entsprechenden Finanzierungszeitraum weiterhin
sichergestellt ist. Auf diese Mdglichkeit weist die Ergénzung in 8§ 13 Absatz 2 als Folgean-
derung hin.

Hintergrund sind gegebenenfalls anfallende Uberschiisse im Fonds, die Negativzinsen be-
ziehungsweise Verwahrentgelte auslésen konnen.
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Zu Nummer 11

Auch Tréger der praktischen Ausbildung nach 8§ 38a PfIBG haben der zustandigen Stelle
Aufnahme und Aufgabe ihres Betriebs unverziiglich mitzuteilen. Der alleinige Bezug auf
den Tréager der praktischen Aushildung der beruflichen Ausbildung in § 19 Absatz 1 entfallt
daher.

Zu Nummer 12

Mit den Anderungen in § 21 wird klargestellt, dass die Datenerhebung zu Statistikzwecken
sowie zur Beurteilung gesetzlicher MalRnahmen die Darstellung und die Bewertung der be-
ruflichen sowie der hochschulischen Ausbildung in der Pflege nach Teil 2, 3 und 5 des
Pflegeberufegesetzes umfasst.

Zu Nummer 13

Vor dem Hintergrund der Integration der Finanzierung des praktischen Teils der hochschu-
lischen Pflegeausbildung in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Pflege-
ausbildung wurde die Erméachtigung zum Erlass einer Statistikverordnung in § 55 Absatz 1
PfIBG entsprechend erweitert (Artikel 1 Nummer 13), um auch die Daten aus der Finanzie-
rung des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung fur die Statistik nutzbar
zu machen.

Mit den Anderungen in § 22 erfolgt die Umsetzung nun auch in den Statistikvorschriften der
Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung nach § 55 Absatz 1 PfIBG. Die Erhe-
bungsmerkmale in 8§ 22 Absatz 1 in Bezug auf den Ausbildungstrdger werden zur Unter-
scheidung zwischen beruflicher und hochschulischer Pflegeausbildung erganzt. Dazu erfol-
gen die Erhebungen beim Trager der praktischen Ausbildung beziehungsweise beim Tra-
ger des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung auch zur Art der durchge-
fuhrten Ausbildung nach Teil 2, Teil 3 und nach Teil 5. Grundlage der Daten dafir sind die
Meldungen der Ausbildungstrager zur Festsetzung der Ausbildungsbudgets an die fonds-
verwaltenden Stellen aufgrund der Mitteilungspflichten in 8 5 Absatz 1 Nummer 2 (Arti-
kel 3 Nummer 7 Buchstabe a). Diese Mitteilungen erfolgen differenziert nach beruflicher
und hochschulischer Pflegeausbildung.

In der Norm wird sprachlich nicht zwischen einem Tréager der praktischen Ausbildung nach
§ 8 Absatz 2 PfIBG und dem Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeaus-
bildung nach § 38a Absatz 2 PfIBG unterschieden, da nach § 1 Absatz 4 sprachlich beide
Trager im Sinne der Finanzierungsverordnung als Trager der praktischen Ausbildung be-
zeichnet werden.

Die Erhebungsmerkmale in 8 22 Absatz 2 zu den in der Ausbildung befindlichen Personen
werden um die studierenden Personen erganzt. Dabei wird auch die Bezeichnung der be-
suchten Hochschule samt Studiengang und die Art der Ausbildung nach Teil 2, Teil 3 oder
nach Teil 5 erfasst.

Zu Nummer 14

Bei der Erganzung von § 27a handelt es sich um eine Folgeanderung zur Erweiterung der
Ermé&chtigungsgrundlage in § 55 Absatz 1 Satz 1 PfIBG (Artikel 2 Nummer 16).

Zur Sicherstellung eines einheitlichen Vorgehens haben Bund und Léander im Rahmen des
Bund-Lander-Austauschgremiums ein gemeinsames Versténdnis zur Umsetzung der Erhe-
bung der gesonderten Abschliisse nach § 62 Absatz 1 und 2 PfIBG entwickelt. Allerdings
haben sich nicht alle L&ander hierzu positioniert oder vereinzelt eine andere Auffassung ver-
treten. Mit den Anderungen werden das Verfahren und die Erhebungsfaktoren nunmehr
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verbindlich und einheitlich festgelegt. Um die richtigen Schlussfolgerungen zu den geson-
derten Abschliissen zu ziehen, ist eine valide Datengrundlage unerlésslich. Dies erfordert
ein einheitliches Vorgehen bei der Meldung der Daten an den Bund.

Erhebungsort ist nach § 62 Absatz 2 PfIBG die zustandige Stelle nach § 26 Absatz 4 PfIBG.
Viele Lander lassen bereits die zustandige Stelle die erforderlichen Daten erheben. Mit Blick
auf den Erhebungszweck ist eine nur einmalige Erhebung sowohl des Vertiefungseinsatzes
als auch der Wahlentscheidung fiir jede Auszubildende und jeden Auszubildenden zum
Ende der Ausbildung ausreichend. Erhebungszeitpunkt ist daher der jeweilige Abschluss
der oder des Auszubildenden. Eine Ubermittlung an das Bundesministerium fur Familie,
Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium flr Gesundheit erfolgt dabei nur
einmal jahrlich zum 15. Februar in Anlehnung an 8§ 24 Absatz 3, wonach die bei den zu-
stéandigen Stellen vorliegenden Daten fir die Statistik den statistischen Landesamtern bis
zum 15. Februar zu melden sind. Ein Erhebungsstichtag ist nicht erforderlich, da die Daten
jeweils im laufenden Kalenderjahr beim Abschluss der Auszubildenden einmalig erhoben
werden. Die Meldungen erfolgen erstmals fiir das Berichtsjahr 2023 bis zum 15. Februar
2024 an das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bun-
desministerium fiir Gesundheit. Die Reform der Pflegeberufe ist zum 1. Januar 2020 in Kraft
getreten. Die neuen Ausbildungen begannen Uberwiegend Mitte / Ende 2020. Da es sich
um eine dreijahrige Ausbildung handelt, werden Auszubildende in relevanter Grol3enord-
nung erst im weiteren Verlauf des Jahres 2023 die Ausbildung abschlie3en.

Zu Nummer 15

Die Anlage 1 wird im Hinblick auf die Finanzierung des praktischen Teils der hochschuli-
schen Pflegeausbildung sowie der Ausbildungsvergitung fur Studierende soweit erforder-
lich angepasst.

Zu Nummer 16

In der Anlage 2 sind aufgrund der Begriffsbestimmung in § 1 Absatz 4 nunmehr auch die
Trager des praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung nach § 38a Absatz 2
PfIBG im Rahmen dieser Verordnung vom Begriff ,Trager der praktischen Ausbildung” um-
fasst. Die unter I. 5. anzugebenden Mehrkosten der Ausbildungsvergitung sind fur die
hochschulische Pflegeausbildung allerdings nicht zu erfassen, da kein Wertschopfungsan-
teil angerechnet wird. Insofern erfolgt die Klarstellung in Nummer I. 5., dass die Angaben
zu den Mehrkosten der Ausbildungsvergtitung sich ausschlieRlich auf den Trager der prak-
tischen Ausbildung der beruflichen Ausbildung nach § 8 Absatz 2 PfIBG beziehen. Die Aus-
bildungsvergitung der Studierenden wird in Anlage 2 unter I. 7. erfasst.

Zu Artikel 4 (Anderung der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverordnung)
Zu Nummer 1

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht sind Folgednderungen auf Grund der Ergéanzung der
Vorschriften zu den erforderlichen Unterlagen in § 43a, zur Parcoursprifung nach § 45 so-
wie zum Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung in 88 49a bis
49e und in Anlage 12a.

Die Anderungen der Angaben zu §8 48 und 49 sind ebenfalls Folgednderungen aufgrund
der Anderungen in den jeweiligen Regelungen. Neben den Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union und den anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen
Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter Staat ergénzt. Fir die Schweiz ergibt
sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen nach dem Recht der Européi-
schen Union eine Gleichstellung.
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Zu Nummer 2

Die Regelung eréffnet den Schulen die Méglichkeit, den Unterricht auf Grundlage einer cur-
ricularen Einbindung in Form des selbstgesteuerten Lernens oder des E-Learnings in einem
angemessenen Umfang, der zehn Prozent nicht Gberschreiten sollte, durchzufiihren. Dabei
ist weiterhin das Erreichen des jeweiligen Ausbildungsziels unter Gewahrleistung der Aus-
bildungsqualitat sicherzustellen. Die Anderungen orientieren sich an dem Entwurf einer Ver-
ordnung zur Modernisierung der Prifungsverfahren im Recht der Heilberufe (Heilberufe-
Prufungsrechtmodernisierungsverordnung - BR-Drs. 81/23), mit der fir alle anderen Aus-
bildungen der Heilberufe auch digitale Unterrichtsformate ermdéglicht werden sollen.

Mit der Ermdglichung des selbstgesteuerten Lernens und des E-Learnings soll zukinftigen
Entwicklungen der Digitalisierung Rechnung getragen werden, ohne aber in einem zu weit-
gehenden Umfang auf die — gerade in der Ausbildung zu Heilberufen bedeutsame — per-
sonliche Unterrichtsvermittiung durch berufserfahrene Ausbilderinnen und Ausbilder zu ver-
zichten. Die Erfahrungen aus der aktuellen Corona-Pandemie haben zudem gezeigt, wie
wichtig es ist, in derartigen Situationen auf moderne, digitale Moglichkeiten zurlickgreifen
zu kénnen. Insbhesondere im Fall des praktischen Unterrichts muss jedoch auch sicherge-
stellt sein, dass das Ausbildungsziel durch die Methoden des E-Learnings in gleicher Weise
erreicht wird, wie durch Unterrichtsveranstaltungen, die in Présenz durchgefuhrt werden.

E-Learning umfasst den Einsatz und die Nutzung PC- bzw. netzgestltzter Medien und
Technologien, die den Kompetenzerwerb und das Lernen unterstitzen. E-Learning umfasst
alle Lernformen, die eine zeitgleiche korporale Prasenz der Studierenden oder Auszubil-
denden und der lehrenden Person an der Hochschule oder Pflegeschule durch einen syn-
chronen, elektronisch oder digital gestiitzten Austausch ersetzen oder erganzen.

Sofern die Schule von der Mdglichkeit des E-Learnings Gebrauch macht, ist hierbei die
Barrierefreiheit zu erméglichen.

Selbstgesteuertes Lernen ist auf ein Ziel ausgerichtet, das durch ein Modul oder Curriculum
beschrieben wird und ist weiter dadurch gekennzeichnet, dass die lernende Person den
Lernort und die Aufteilung des Zeiteinsatzes im Hinblick auf die digital oder analog einge-
setzten Lernmittel entsprechend der Aufgabenstellung in Abstimmung mit der lehrenden
Person selbst auswéhlen kann.

Die Teilnahme an Lehrformaten, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten,
ist entsprechend nachzuweisen.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Mit der Erganzung in § 3 Absatz 5 Satz 1 wird die Anderung des Pflegeberufegesetzes in
Artikel 2 Nummer 4 und 6 nachvollzogen, dass der Ausbildungsnachweis auch elektronisch
gefiihrt werden kann.

Fir die kontinuierliche Anfertigung des Ausbildungsnachweises ist neben der schriftlichen
Form nun auch die elektronische oder die elektronisch unterstiitzte Erstellung zuléssig. Dies
entspricht § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungsgesetzes.

Der Ausbildungsnachweis wird durch das neue Angebot, ihn auch elektronisch anzuferti-
gen, den heutigen Mdglichkeiten, technischen Angeboten und Ublichkeiten angepasst.

Gegeniiber der bisher vorgesehenen ausschlie3lichen Schriftftorm wird nunmehr auch die
Option des elektronischen Ausbildungsnachweises zugelassen. Dabei ist zu differenzieren
zwischen der kontinuierlichen Anfertigung des Ausbildungsnachweises Uber die Laufzeit
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der Ausbildung hinweg und der Vorlage des abgeschlossenen Ausbildungsnachweises im
Rahmen der Anmeldung zur Prufung nach § 11 Absatz 2 Nummer 3.

Um die Interaktion zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden zu férdern und damit
auch die fortlaufende Lernzielkontrolle zu erleichtern, soll bei der Anfertigung des Ausbil-
dungsnachweises auch die elektronische und die elektronisch unterstiitzte Erstellung zu-
lassig sein, sofern sich die Parteien entsprechend versténdigt haben. Fir die Phase des
Erstellens ist neben der Beweissicherungsfunktion die padagogische Funktion des Nach-
weises von zentraler Bedeutung. Dabei kommt es besonders darauf an, dass der Ausbil-
dungsnachweis die Kommunikation zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden Uber
Lernfortschritte und etwaige Lerndefizite effizient unterstiitzen kann. Deshalb werden ne-
ben der weiterhin nutzbaren schriftlichen Form im Einvernehmen zwischen dem Trager der
praktischen Ausbildung und Auszubildenden Kommunikationsformen zugelassen, die bei
vergleichbarer Validitat als niedrigschwelliger und zugleich ,moderner“ empfunden werden,
wie etwa das Fuhren des Nachweises in Gestalt von elektronischen Programmen.

Hohere Formerfordernisse, etwa die elektronische Form gemanR § 3a Absatz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sind hinsichtlich des Erstellungsprozesses nicht sachgerecht.
weil sie derzeit gerade bei kleinen und mittleren Einrichtungen nicht durchgehend realisier-
bar sein dirften und durch die angestrebte Balance zwischen Validitat und niedrigschwelli-
gem Zugang auch nicht gefordert werden.

Fir die abschlieRende Vorlage zur Priifungsanmeldung nach § 11 Absatz 2 Nummer 3 ist
es zur verlasslichen Dokumentation erforderlich, dass die Trager der praktischen Ausbil-
dung, die Pflegeschulen und die Auszubildenden den fertigen Ausbildungsnachweis ab-
zeichnen. Dies ist — auch nach der Art des Anmeldeprozesses — nicht zu ersetzen durch
Alternativen wie ein Benutzerkonto mit Zugangspasswort, eine Erklarung tber die Folgen
einer Identitatstauschung oder eine Identitatsbestatigung tiber einen Internetlink. Als gleich-
wertiges Abzeichnen ist aber das Vornehmen einer elektronischen Signatur anzusehen, die
hier nicht ausgeschlossen wird.

Zu Buchstabe b

Mit der Ergénzung wird als Folge&nderung zur Anpassung der Ermachtigungsgrundlage in
§ 56 Absatz 1 PfIBG (Artikel 2 Nummer 16) ermdglicht, dass bestimmte im Auslandabsol-
vierte Teile der praktischen Ausbildung von der zusténdigen Landesbehdrde angerechnet
werden kdénnen, soweit das Erreichen des Ausbildungsziels dadurch nicht geféhrdet wird.
Dem dienen auch Obergrenzen der Anrechenbarkeit. Uber die Obergrenzen hinausge-
hende Stunden kdnnen weiterhin als nicht anrechenbares Praktikum erfolgen.

Fragen der Finanzierung der Auslandseinséatze sind durch den Trager der praktischen Aus-
bildung beziehungsweise die Pflegeschule zu klaren.

Die Vorschrift gilt nach § 31 Absatz 4 (Artikel 4 Nummer 13 Buchstabe c) fur die hochschu-
lische Pflegeausbildung entsprechend.

Zu Nummer 4

Die Regelung erdffnet die Méglichkeit, QualifizierungsmalRnahmen zur Praxisanleitung
nach § 4 Absatz 3 Satz 1 in Form des selbstgesteuerten Lernens oder des E-Learnings in
einem angemessenen Umfang, der zehn Prozent nicht tiberschreiten sollte, durchzufiihren,
wobei eine vollstandig digitale Durchfihrung fur die berufspddagogische Fortbildung zulés-
sig ist.

E-Learning umfasst den Einsatz und die Nutzung PC- bzw. netzgestiitzter Medien und
Technologien, die den Kompetenzerwerb und das Lernen unterstitzen. E-Learning umfasst
alle Lernformen, die eine zeitgleiche korporale Prasenz der Anbieter und Empfanger der
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QualifikationsmalRnahme durch einen synchronen, elektronisch oder digital gestiitzten Aus-
tausch ersetzen oder ergénzen.

Sofern der Anbieter der Qualifikationsmaflinahme von der Méglichkeit des E-Learnings Ge-
brauch macht, ist hierbei die Barrierefreiheit zu ermdglichen.

Selbstgesteuertes Lernen ist auf ein Ziel ausgerichtet, das durch den Anbieter der Qualifi-
kationsmalRRnahme beschrieben wird und weiter dadurch gekennzeichnet ist, dass die ler-
nende Person den Lernort und die Aufteilung des Zeiteinsatzes im Hinblick auf die digital
oder analog eingesetzten Lernmittel entsprechend der Aufgabenstellung in Abstimmung mit
dem Anbieter der Qualifikationsmafinahme selbst auswéhlen kann.

Die Teilnahme an Lehrformaten, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten,
ist entsprechend nachzuweisen.

Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Die Fachpruferinnen oder Fachprifern des Prifungsausschusses nach § 10 Absatz 1 Satz
2 Nummer 4 mussen nicht mehr zwingend zum Zeitpunkt der Priifung als praxisanleitende
Personen nach § 4 Absatz 1 in der Einrichtung tatig sein, in der der Vertiefungseinsatz
durchgefuhrt wurde. Die verpflichtende Mitgliedschaft einer praxisanleitenden Person aus
der Einrichtung des Vertiefungseinsatzes im Prifungsausschuss wird als Soll-Vorschrift
konzipiert, um bei Engpéssen oder z.B. krankheitsbedingten Ausféllen Abhilfe schaffen zu
kénnen. Mit der Anderung soll eine groRRere Flexibilitat hinsichtlich der dem Prifungsaus-
schuss angehdrigen Personen erreicht werden.

Zu Buchstabe b

Bei der Neufassung von § 10 Absatz 4 handelt es sich um eine Folgednderung zur Umset-
zung der Pruferrechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Die oder der Vorsitzende
ist nunmehr lediglich noch berechtigt, an allen Teilen der Prifung (schriftlich, mindlich,
praktisch) teilzunehmen, ohne sich an der Prifung zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm
ein Fragerecht zusteht. Mit der Regelung wird gewahrleistet, dass die Prifungsleistung al-
leine durch die Fachpruferinnen oder Fachprifer abgenommen und bewertet wird, welche
die Leistung personlich, unmittelbar und vollstandig zur Kenntnis genommen haben. Die
Gesamtnoten der einzelnen Prifungsteile bzw. die Prifungsnoten der jeweiligen Prifungs-
leistungen werden durch die dem Prifungsausschuss vorsitzende Person berechnet. Damit
ist eine zwingende Anwesenheit der vorsitzenden Person in den Prifungen nicht mehr er-
forderlich. Die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses hat weiterhin jederzeit die
Moglichkeit, der Prifung beizuwohnen und somit die ordnungsgeméRe Durchfiihrung der
staatlichen Prifung zu kontrollieren und sicherzustellen. Eine Anwesenheitspflicht ergibt
sich daraus nicht.

Die Anderungen orientieren sich an dem Entwurf einer Verordnung zur Modernisierung der
Prifungsverfahren im Recht der Heilberufe (Heilberufe-Prufungsrechtmodernisierungsver-
ordnung - BR-Drs. 81/23).

Zu Nummer 6
Mit der Ergéanzung in § 11 Absatz 2 Nummer 2 wird die Anderung des Pflegeberufegesetzes

in Artikel 2 Nummer 4 und 6 nachvollzogen, dass der Ausbildungsnachweis auch elektro-
nisch gefuhrt werden kann.
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Fir die kontinuierliche Anfertigung des Ausbildungsnachweises ist neben der schriftlichen
Form nun auch die elektronische oder die elektronisch unterstiitzte Erstellung zuléssig. Dies
entspricht § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbhildungsgesetzes.

Der Ausbildungsnachweis wird durch das neue Angebot, ihn auch elektronisch anzuferti-
gen, den heutigen Mdglichkeiten, technischen Angeboten und Ublichkeiten angepasst. Da-
bei ist zu differenzieren zwischen der kontinuierlichen Anfertigung des Ausbildungsnach-
weises Uber die Laufzeit der Ausbildung hinweg und der Vorlage des abgeschlossenen
Ausbildungsnachweises im Rahmen der Anmeldung zur Prifung nach 8§ 11 Absatz 2 Num-
mer 3.

Um die Interaktion zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden zu férdern und damit
auch die fortlaufende Lernzielkontrolle zu erleichtern, soll bei der Anfertigung des Ausbil-
dungsnachweises auch die elektronische und die elektronisch unterstiitzte Erstellung zu-
lassig sein, sofern sich die Parteien entsprechend verstéandigt haben. Fir die Phase des
Erstellens ist neben der Beweissicherungsfunktion die padagogische Funktion des Nach-
weises von zentraler Bedeutung. Dabei kommt es besonders darauf an, dass der Ausbil-
dungsnachweis die Kommunikation zwischen Praxisanleitung und Auszubildenden Uber
Lernfortschritte und etwaige Lerndefizite effizient unterstiitzen kann. Deshalb werden ne-
ben der weiterhin nutzbaren schriftlichen Form im Einvernehmen zwischen dem Trager der
praktischen Ausbildung und Auszubildenden Kommunikationsformen zugelassen, die bei
vergleichbarer Validitat als niedrigschwelliger und zugleich ,moderner“ empfunden werden,
wie etwa das Fuhren des Nachweises in Gestalt von elektronischen Programmen.

Hohere Formerfordernisse, etwa die elektronische Form gemanR § 3a Absatz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sind hinsichtlich des Erstellungsprozesses nicht sachgerecht.
weil sie derzeit gerade bei kleinen und mittleren Einrichtungen nicht durchgehend realisier-
bar sein dirften und durch die angestrebte Balance zwischen Validitat und niedrigschwelli-
gem Zugang auch nicht gefordert werden.

Fir die abschlieRende Vorlage zur Priifungsanmeldung nach § 11 Absatz 2 Nummer 3 ist
es zur verlasslichen Dokumentation erforderlich, dass die Tréager der praktischen Ausbil-
dung, die Pflegeschulen und die Auszubildenden den fertigen Ausbildungsnachweis ab-
zeichnen. Dies ist — auch nach der Art des Anmeldeprozesses — nicht zu ersetzen durch
Alternativen wie ein Benutzerkonto mit Zugangspasswort, eine Erklarung tber die Folgen
einer ldentitatstauschung oder eine Identitatsbestatigung tber einen Internetlink. Als gleich-
wertiges Abzeichnen ist aber das Vornehmen einer elektronischen Signatur anzusehen, die
hier nicht ausgeschlossen wird.

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Fir den schriftlichen Teil der Prifung wird bestimmt, dass jede Aufsichtsarbeit von zwei
Fachpruferinnen oder Fachpriifern zu benoten ist. Damit wird im Einklang mit der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts die exakte Anzahl der Priferinnen oder Prifer
rechtssatzmaRig festgelegt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Mit der Neufassung von § 14 Absatz 5 Satz 2 bis 4 wird klargestellt, dass die Note fiir die
einzelne Aufsichtsarbeit die oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses als das arith-
metische Mittel aus den einzelnen Noten der beiden Fachpruferinnen oder Fachprufer bil-
det. Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen der beiden Fachprife-
rinnen oder Fachprifer beim schriftlichen Teil der Priifung rechtssatzmafig festgelegt. Die
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Prufungsnote fur den schriftlichen Teil der Priifung bildet die dem Prifungsausschuss vor-
sitzende Person aus dem arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen Aufsichtsarbeiten.
Die Ergadnzung stellt klar, dass bei der Bildung der Priifungsnote fir den schriftlichen Teil
jeder Aufsichtsarbeit dasselbe Gewicht zukommt. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen
nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus gebildeten Zahlenwert ist die entspre-
chende Note nach § 17 zuzuordnen.

Zu Buchstabe b

Mit der Ergédnzung in § 14 Absatz 7 wird die Berechnung der Bildung der Gesamtnote fiir
den schriftlichen Teil der Prufung entsprechend der Berechnung der Prufungsnote fur die
einzelnen Aufsichtsarbeiten im neuen § 14 Absatz 5 Satz 4 und 5 (Artikel 4 Num-
mer 7 Buchstabe a) festgelegt. Die Bildung des arithmetischen Mittels wird hier gestrichen,
da es in 8 14 Absatz 7 allein um die Bildung der Gesamtnote geht. Die Berechnung erfolgt
nach § 13 Absatz 1 und 2 und die Vornote wird nur zu 25 Prozent bei der Gesamtnote
bericksichtigt. In der urspriinglichen Fassung von § 14 Absatz 7 bezog sich das arithmeti-
sche Mittel noch auf die Bildung der Prufungsnote aus den drei Aufsichtsarbeiten. Dies
erfolgt nunmehr im neugefassten § 14 Absatz 5 Satz 2 ff.

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Noten der Leistungen im schriftlichen Teil der Prifung, also der Klausuren, werden nun
als Prifungsnote bezeichnet. Dies dient der Vereinheitlichung der Bezeichnungen in allen
Teilen der Priifung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelung zur Rundung fuhrt zu einer weiteren Objektivierung von Bewertungsentschei-
dungen und erhoht deren Transparenz.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Fir den mundlichen Teil der Prufung wird bestimmt, dass die Aufgabenstellung von zwei
Fachpruferinnen oder Fachprifern zu benoten ist. Damit wird die exakte Anzahl der Priife-
rinnen und Prifer rechtssatzméRig festgelegt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Umsetzung der Priiferrechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts in 8 10 Absatz 4. Die oder der Vorsitzende ist nunmehr lediglich
noch berechtigt, an allen Teilen der Prifung (schriftlich, mindlich, praktisch) teilzunehmen,
ohne sich an der Priifung zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm ein Fragerecht zusteht.
Damit wird gewabhrleistet, dass die Prifungsleistung alleine durch die beiden Fachpriferin-
nen oder Fachpriufer abgenommen und bewertet wird, welche die Leistung persénlich, un-
mittelbar und vollstandig zur Kenntnis genommen haben. Die oder der Vorsitzende des
Prufungsausschusses hat nach 8§ 10 Absatz 4 weiterhin jederzeit die Mdglichkeit, der Prii-
fung beizuwohnen und somit die ordnungsgemalie Durchfiihrung der staatlichen Prifung
zu kontrollieren und sicherzustellen.

Zu Buchstabe b

Aus den Noten der beiden Fachpruferinnen und Fachprifern fir die im mindlichen Teil der
Prifung erbrachte Leistung bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses als
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das arithmetische Mittel der einzelnen Noten der beiden Fachpriferinnen oder Fachprifer
die Prifungsnote nach § 15 Absatz 5. Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungs-
differenzen der beiden Fachpriferinnen oder Fachprifer beim mundlichen Teil der Prifung
rechtssatzmaRig festgelegt. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma
ohne Rundung. Dem hieraus gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17
zuzuordnen.

Eine eigene Bewertung der Prifungsleistung durch die oder den Vorsitzenden des Prii-
fungsausschusses ist nicht mehr vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten
Prifung nicht gewéhrleistet ist.

Zu Buchstabe ¢

Mit der Ergadnzung in § 15 Absatz 7 wird die Berechnung der Gesamtnote fiir den mundli-
chen Teil der Prufung entsprechend der Berechnung fir die Prifungsnote der miindlichen
Prufung im neuen § 15 Absatz 5 Satz 2 (Artikel 4 Nummer 8 Buchstabe b) festgelegt. Die
Bildung des arithmetischen Mittels erfolgt hier nicht, da es in § 15 Absatz 7 allein um die
Bildung der Gesamtnote geht. Die Berechnung erfolgt nach 8 13 Absatz 1 und 2 und die
Vornote wird nur zu 25 Prozent bei der Gesamtnote bertcksichtigt.

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

Fir den praktischen Teil der Prifung wird in 8 16 Absatz 6 Satz 1 bestimmt, dass dieser
von zwei Fachpruferinnen oder Fachprifern abgenommen und benotet wird. Damit wird die
exakte Anzahl der Pruferinnen oder Prifer rechtssatzméRig festgelegt.

Mit der Streichung von 8 16 Absatz 6 Satz 2 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
nach § 10 Absatz 4 (Artikel 4 Nummer 5 Buchstabe b) die oder der Vorsitzende nhunmehr
lediglich noch berechtigt ist, an allen Priifungsteilen teilzunehmen, ohne sich an der Prifung
zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm ein Fragerecht zusteht. Mit der Regelung wird
gewadhrleistet, dass die Prufungsleistung alleine durch die beiden Fachpriferinnen oder
Fachpriufer abgenommen und bewertet wird, welche die Leistung persénlich, unmittelbar
und vollsténdig zur Kenntnis genommen haben. Die oder der Vorsitzende des Priifungs-
ausschusses hat weiterhin jederzeit die Mdglichkeit, der Priifung beizuwohnen und somit
die ordnungsgemafe Durchfiihrung der staatlichen Prifung zu kontrollieren und sicherzu-
stellen.

Zu Buchstabe b

Die Prufungsnote fur die im praktischen Teil der Prifung erbrachte Leistung bildet die oder
der Vorsitzende des Prifungsausschusses als das arithmetische Mittel der einzelnen Noten
der beiden Fachpriferinnen oder Fachprifer nach § 16 Absatz 7. Damit wird das Verfahren
im Falle von Bewertungsdifferenzen der beiden Fachpriferinnen oder Fachprifer beim
praktischen Teil der Prifung rechtssatzmaRig festgelegt. Die Berechnung erfolgt auf zwei
Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus gebildeten Zahlenwert ist die ent-
sprechende Note nach 8§ 17 zuzuordnen.

Eine eigene Bewertung der Prifungsleistung durch die oder den Vorsitzenden des Prii-
fungsausschusses ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten Pri-
fung nicht gewéhrleistet ist.

Zu Buchstabe c

Mit der Ergéanzung in § 16 Absatz 9 wird die Berechnung der Gesamtnote fir den prakti-
schen Teil der Prifung entsprechend der Berechnung fir die Prifungsnote der praktischen
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Prifung im neuen 8 16 Absatz 7 Satz 2 (Artikel 4 Nummer 9 Buchstabe b) festgelegt. Die
Bildung des arithmetischen Mittels erfolgt hier nicht, da es in § 16 Absatz 9 allein um die
Bildung der Gesamtnote geht. Die Berechnung erfolgt nach § 13 Absatz 1 und 2 und die
Vornote wird nur zu 25 Prozent bei der Gesamtnote bertcksichtigt.

Zu Nummer 10

Mit der Anderung in § 20 Absatz 2 Satz 3 wird die Vorlage eines amtsarztlichen Attests
beim Rucktritt von der Prifung durch die Vorlage eines qualifizierten Attests ersetzt. Das
entspricht 8 37 Absatz 3 Satz 2 der Studien- und Prufungsverordnung fir Hebammen
(HebStPrv).

Die zwingende Vorlage eines amtsarztlichen Attests hat in der Praxis, insbesondere bei den
Gesundheitsdmtern, einen nicht immer angemessenen Aufwand verursacht.

Das Attest muss nunmehr dahingehend qualifiziert sein, dass es mindestens die festge-
stellten Symptome beinhaltet, sodass die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses
prufen und feststellen kann, ob eine Prifungsunféhigkeit und somit ein wichtiger Grund
vorliegt. Eine Diagnose ist nicht anzugeben. Das Attest kann beispielsweise von einem
Amtsarzt oder einer Amtsarztin oder dem Arzt oder der Arztin der studierenden Person
ausgestellt werden. Eine Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung reicht nicht aus, da damit die
Prifungsunféahigkeit nicht geprift und festgestellt werden kann.

Zu Nummer 11

Die Anderung in § 24 Absatz 4 Satz 3 dient der Umsetzung der Erweiterung der Erméachti-
gungsgrundlage in 8§ 56 Absatz 1 PfIBG sowie der Priferrechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts auch in Bezug auf die Prifung bei Modellvorhaben nach § 14 PfIBG. In-
soweit wird hier die exakte Anzahl der arztlichen Fachpriferinnen oder arztlichen Fachpri-
fer rechtssatzmafig festgelegt.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a

Mit der Ergénzung in § 30 Absatz 3 wird klargestellt, dass die Stundenzahl der Lehrveran-
staltungen nicht nur das Prasenzstudium umfasst, sondern dass das Selbststudium mit ei-
nem angemessenen Zeitanteil beriicksichtigt werden kann. Die Stundenvorgaben in § 30
Absatz 2 sind entsprechend den hochschulrechtlichen Regelungen als Zeitstunden anzu-
setzen.

Zu Buchstabe b

Die Regelung erdffnet die Moglichkeit, die Lehrveranstaltungen auf Grundlage einer curri-
cularen Einbindung in Form des selbstgesteuerten Lernens oder des E-Learnings in einem
angemessenen Umfang, der zehn Prozent nicht Gberschreiten sollte, durchzufiihren. Dabei
ist weiterhin das Erreichen des jeweiligen Ausbildungsziels unter Gewahrleistung der Aus-
bildungsqualitét sicherzustellen.

Mit der Ermdglichung des selbstgesteuerten Lernens und des E-Learnings soll zukinftigen
Entwicklungen der Digitalisierung Rechnung getragen werden, ohne aber in einem zu weit-
gehenden Umfang auf die — gerade in der Ausbildung zu Heilberufen bedeutsame — per-
sonliche Unterrichtsvermittlung durch berufserfahrene Ausbilderinnen und Ausbilder zu ver-
zichten. Die Erfahrungen aus der aktuellen Corona-Pandemie haben zudem gezeigt, wie
wichtig es ist, in derartigen Situationen auf moderne, digitale Moglichkeiten zuriickgreifen
zu kénnen. Insbesondere im Fall der praktischen Lehrveranstaltungen muss jedoch auch
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sichergestellt sein, dass das Ausbildungsziel durch die Methoden des E-Learnings in glei-
cher Weise erreicht wird, wie durch Unterrichtsveranstaltungen, die in Prasenz durchgefihrt
werden.

E-Learning umfasst den Einsatz und die Nutzung PC- bzw. netzgestitzter Medien und
Technologien, die den Kompetenzerwerb und das Lernen unterstitzen. E-Learning umfasst
alle Lernformen, die eine zeitgleiche korporale Prasenz der Studierenden oder Auszubil-
denden und der lehrenden Person an der Hochschule oder Pflegeschule durch einen syn-
chronen, elektronisch oder digital gestiitzten Austausch ersetzen oder ergéanzen.

Sofern die Hochschule von der Moglichkeit des E-Learnings Gebrauch macht, ist hierbei
die Barrierefreiheit zu ermdglichen.

Selbstgesteuertes Lernen ist auf ein Ziel ausgerichtet, das durch ein Modul oder Curriculum
beschrieben wird und ist weiter dadurch gekennzeichnet, dass die lernende Person den
Lernort und die Aufteilung des Zeiteinsatzes im Hinblick auf die digital oder analog einge-
setzten Lernmittel entsprechend der Aufgabenstellung in Abstimmung mit der lehrenden
Person selbst auswéhlen kann.

Ein Nachweis der Teilnahme an Lehrformaten, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Lear-
ning beinhalten wird, anders als bei der beruflichen Ausbildung, fir den Hochschulbereich
wie auch in 8 2 Absatz 4 HebStPrV nicht geregelt.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anpassung des § 38 Absatz 3 Pflegeberufege-
setz (Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe b).

Zu Nummer 13
Zu Buchstabe a

Der Umfang der Praxisanleitung wird entsprechend § 38 Absatz 3 Satz 3 PfIBG (Arti-
kel 1 Nummer 9 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb) konkretisiert. Eine Praxisanleitung ist
mindestens zehn Prozent der wahrend eines Praxiseinsatzes abzuleistenden Zeit durchzu-
fuhren. Dies hat die Hochschule tber schriftliche Kooperationsvertrage mit den Einrichtun-
gen sicherzustellen.

Zu Buchstabe b

Der Kooperationsvertrag zwischen der Hochschule und dem Trager des praktischen Teils
der hochschulischen Pflegeausbildung hat auch Regelungen zur Praxisbegleitung, insbe-
sondere zur Zusammenarbeit mit den praxisanleitenden Personen zu enthalten. Um eine
reibungslose Durchfiihrung der Praxisbegleitung zu ermdglichen, unterstiitzen die an der
praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen die Hochschule hierbei.

Zu Buchstabe c
In Folge der Anpassung der Erméchtigungsgrundlage in 8 56 Absatz 1 PfIBG ist auch fir

die hochschulische Pflegeausbildung die Anrechnung von Auslandseinséatzen. Dies erfolgt
Uber einen Verweis auf § 3 Absatz 6 (Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe b).
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Zu Nummer 14

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Neufassung von § 39 Absatz 2 Satz 1 PfIBG
(Artikel 1 Nummer 11) und stellt klar, dass die mindliche, schriftliche und praktische Pri-
fung als Bestandteile der staatlichen Prifung wie bisher zum Ende des Studiums erfolgen
sollen.

Zu Nummer 15

Bei der Neufassung von § 33 Absatz 5 handelt es sich um eine Folgednderung zur Umset-
zung der Pruferrechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch in Bezug auf die
staatlichen Prifungsteile der hochschulischen Pflegeausbildung. Die Vorsitzenden des Prii-
fungsausschusses sind jeweils nunmehr lediglich noch berechtigt, an allen Teilen der Pri-
fung teilzunehmen, ohne sich an der Priifung zu beteiligen und ohne dass ihnen ein Frage-
recht zusteht. Mit der Regelung wird gewéhrleistet, dass die Prifungsleistung alleine durch
die Priferinnen oder Prifer abgenommen und bewertet wird, welche die Leistung person-
lich, unmittelbar und vollstandig zur Kenntnis genommen haben. Damit ist eine zwingende
Anwesenheit der vorsitzenden Personen in den Priifungen nicht mehr erforderlich. Die Vor-
sitzenden des Prifungsausschusses haben jeweils weiterhin jederzeit die Méglichkeit, der
Prufung beizuwohnen und somit die ordnungsgemafe Durchfiihrung der staatlichen Pri-
fung zu kontrollieren und sicherzustellen. Eine Anwesenheitspflicht ergibt sich daraus nicht.

Zu Nummer 16
Zu Buchstabe a

Fir den schriftlichen Teil der staatlichen Prifung der hochschulischen Pflegeausbildung
wird in § 35 Absatz 6 Satz 1 bestimmt, dass jede Aufsichtsarbeit von zwei Priuferinnen oder
Prufern zu benoten ist. Damit wird im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts die exakte Anzahl der Priiferinnen oder Prifer rechtssatzmalRig festgelegt.

Mit der Neufassung von 8§ 35 Absatz 6 Satz 2 bis 4 wird klargestellt, dass die jeweilige
Prufungsnote fiir die einzelnen Aufsichtsarbeiten die Vorsitzenden des Prifungsausschus-
ses als das arithmetische Mittel aus den einzelnen Noten der beiden Pruferinnen oder Pri-
fer bilden. Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen der beiden Priife-
rinnen oder Prufer beim schriftlichen Teil der hochschulischen Priifung rechtssatzméfig
festgelegt. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem
hieraus gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach dem geltenden Notensys-
tem zuzuordnen.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Fir den schriftlichen Teil der staatlichen Prifung der hochschulischen Pflegeausbildung
wird keine Gesamtnote gebildet, da, anders als bei der beruflichen Ausbildung, keine Vor-
noten nach § 13 einbezogen werden. Gemeint in § 35 Absatz 1 Satz 1 war die Bildung der
Prufungsnote des schriftlichen Teils der staatlichen Prifung der hochschulischen Pflege-
ausbildung, also das Ergebnis der drei Aufsichtsarbeiten. Dies ist systematisch in § 36 Ab-
satz 6 neu geregelt, so dass § 35 Absatz 8 Satz 1 zu streichen ist.

Zu Doppelbuchstabe bb

Bei der Anderung in § 36 Absatz 8 Satz 2 handelt es um eine Folgednderung zur Anderung
in Doppelbuchstabe aa. Zudem erfolgt eine Erganzung bei der Ermittlung der Prifungsnote
des schriftlichen Prifungsteils nach 8§ 36 Absatz 6 Satz 3 fur den Fall, dass die Module im
Curriculum hinsichtlich des Arbeitsaufwandes unterschiedlich gewichtet sind. Da dies bei
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der Ermittlung der Prifungsnote zu berlcksichtigen ist, wird klargestellt, dass dann kein
arithmetisches Mittel mehr gebildet werden kann.

Zu Nummer 17
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Fir den mindlichen Teil der staatlichen Prifung der hochschulischen Pflegeausbildung
wird bestimmt, dass die Prufungsleistung von zwei Priferinnen oder Prufern abzunehmen
und zu benoten ist. Damit wird die exakte Anzahl der Priferinnen und Priifer rechtssatzma-
RBig festgelegt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Umsetzung der Priiferrechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts in § 33 Absatz 5. Die Vorsitzenden sind nunmehr lediglich noch
berechtigt, an allen Teilen der Prufung (schriftlich, miindlich, praktisch) teilzunehmen, ohne
sich an der Prufung zu beteiligen und ohne dass ihnen ein Fragerecht zusteht.

Zu Buchstabe b

Aus den Noten der beiden Priferinnen oder Prifern fir die in einem Modul erbrachte Leis-
tung bilden die Vorsitzenden des Prifungsausschusses unter Verwendung des arithmeti-
schen Mittels der einzelnen Noten der beiden Priferinnen oder Priifer die Prifungsnote fur
den mindlichen Teil der Prufung. Sofern mehrere Module fiir den miindlichen Teil der Pri-
fung festgelegt wurden, bilden die Vorsitzenden des Prifungsausschusses aus den einzel-
nen Noten der Module die Prifungsnote fir den mindlichen Teil der staatlichen Prifung
als das arithmetische Mittel. Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen
der beiden Pruferinnen oder Prifern beim muandlichen Teil der Prifung rechtssatzmafig
festgelegt. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem
hieraus gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zuzuordnen.

Eine eigene Bewertung der Prifungsleistung durch die Vorsitzenden des Prifungsaus-
schusses ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten Prifung nicht
gewahrleistet ist.

Zu Nummer 18

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um die Korrektur eines Verweises auf den Vertiefungseinsatz im Rahmen
des Studiums.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Fir den praktischen Teil der staatlichen Prifung der hochschulischen Pflegeausbildung
wird bestimmt, dass die Prufungsleistung von zwei Priferinnen oder Prifern abzunehmen
und zu benoten ist. Damit wird die exakte Anzahl der Pruferinnen und Prifer rechtssatzma-
RBig festgelegt.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Umsetzung der Priiferrechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts in § 33 Absatz 5. Die Vorsitzenden sind nunmehr lediglich noch
berechtigt, an allen Teilen der Prifung (schriftlich, miindlich, praktisch) teilzunehmen, ohne
sich an der Prufung zu beteiligen und ohne dass ihnen ein Fragerecht zusteht.

Zu Buchstabe ¢

Aus den Noten der beiden Priiferinnen oder Prifern fir die in der Prifung erbrachte Leis-
tung bilden die Vorsitzenden des Prifungsausschusses unter Bildung des arithmetischen
Mittels der einzelnen Noten der beiden Priferinnen oder Prifer die Prifungsnote fur den
praktischen Teil der Priifung. Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen
der beiden Priiferinnen oder Prifer beim praktischen Teil der Priifung rechtssatzmafig fest-
gelegt. Die Prifungsnote fir den praktischen Teil der Prifung wird unter Bildung des arith-
metischen Mittels aus den jeweiligen Noten der beiden Priferinnen oder Prifer gebildet.
Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus
gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 17 zuzuordnen.

Eine eigene Bewertung der Prifungsleistung durch die Vorsitzenden des Prifungsaus-
schusses ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten Prifung nicht
gewahrleistet ist.

Zu Nummer 19

Die Regelung stellt klar, dass der Feststellungsbescheid im Rahmen der Anerkennung einer
Berufsqualifikation aus einem Drittstaat nicht zwingend denselben Begrindungserforder-
nissen unterliegt wie im Falle einer Anerkennung einer Berufsqualifikation aus einem EU
Mitgliedsstaat. Grund hierfiir ist, dass die Anpassungsmafnahmen fir antragstellende Per-
sonen aus Drittstaaten nicht den Ausgleich wesentlicher Unterschiede zum Ziel haben, son-
dern die Feststellung der Kompetenzen, die zur Ausiibung des Berufs der Pflegefachfrau
oder des Pflegefachmanns, des Berufs der Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder
des Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers oder des Berufs der Altenpflegerin oder des
Altenpflegers erforderlich sind. Einer tiefergehenden Begriindung der wesentlichen Unter-
schiede bedarf es daher grundsétzlich nicht.

Mdgliche Vereinfachungen der Feststellungsbescheide bieten sich insbesondere dahinge-
hend, dass hinsichtlich der Unterschiede der auslandischen Berufsqualifikation und der
deutschen Ausbildung auf die Angaben aus einem gegebenenfalls zugrundeliegenden
Mustergutachten der Gutachtenstelle fur Gesundheitsberufe Bezug genommen wird. Zu-
dem ist eine pauschalierende Betrachtung der Berufserfahrung mdoglich, beispielsweise
durch landesinterne oder landeribergreifende Prifraster.

Zu Nummer 20

Der neue § 43a Absatz 1 enthélt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbei-
tung und damit fir die Erteilung der Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnung nach 8§ 1
PfIBG notwendig sind. Diese bundeseinheitlichen Vorgaben vereinfachen das Verfahren fir
antragstellende Personen sowie Behdrden und flihren damit zu einer Beschleunigung der
Anerkennungsverfahren insgesamt. Die Vorschrift knlipft an die neu geschaffene Moglich-
keit eines Verzichts auf die Gleichwertigkeitspriifung in 8 40 Absatz 3a PfIBG (Arti-
kel 2 Nummer 7 Buchstabe b) an und entspricht inhaltlich im Wesentlichen § 60 des MT-
Berufe-Gesetzes, der zum 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist.

Die Vorlage einer tabellarischen Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der
ausgeliibten Erwerbstétigkeiten (8 43a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1) dient der Beurteilung
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der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation. Die Aufstellung wird benétigt, um gegebenen-
falls entscheiden zu kénnen, ob festgestellte wesentliche Unterschiede durch Kenntnisse
und Fahigkeiten ausgeglichen werden kénnen, die die antragstellende Person im Rahmen
der Berufsausiibung oder durch lebenslanges Lernen erworben hat.

Sofern die Berufsqualifikation der antragstellenden Person der automatischen Anerken-
nung unterliegt, gilt 8§ 43a Absatz 1 Satz 2.

Die Vorschrift orientiert sich an Artikel 50 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie
2005/36/EG.

§ 43a Absatz 2 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 43a Absatz 1 vorzulegen sind
und in welchen Fallen die zustandige Behorde Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
langen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

§ 43a Absatz 3 regelt, dass die zustandige Behtdrde Abweichungen von der in 8 43a Absatz
2 geregelten Form zulassen kann. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zulassig. Der
zustandigen Behorde wird auch die Moglichkeit eingeraumt, auf eine Ubersetzung der Un-
terlagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein
Angehoriger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Weiterhin kann die
zustandige Behorde auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

§ 43a Absatz 4 Satz 1 regelt die Befugnis der zustéandigen Behorde, definierte weitere In-
formationen anzufordern, soweit dies zur Bewertung der Gleichwertigkeit oder Priifung der
Voraussetzungen der automatischen Anerkennung erforderlich ist. Unter den Vorausset-
zungen des 8 43a Absatz 4 Satz 2 kann sich die zustandige Behorde diesbeztiglich auch
an die zustandige Stelle des Ausbildungsstaats wenden.

§ 43a Absatz 5 regelt, dass sofern die zustandige Behdrde begriindete Zweifel an der Echt-
heit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, sie von der antragstellenden Person die Vorlage
weiterer Unterlagen verlangen kann, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt. Als
begriindet gelten Zweifel der zustandigen Behdrde auch dann, wenn sie auf vermehrte
Feststellungen von unechten oder inhaltlich falschen Unterlagen aus einem Ausbildungs-
staat beruhen, die in einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Die erneute Vorlage
muss innerhalb einer von der zustandigen Behdrde festgelegten Frist erfolgen, die die not-
wendige Zeit zur Beschaffung der Unterlagen angemessen bertcksichtigt.

Sofern es sich um Unterlagen handelt, die ein Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
ein weiterer Vertragsstaat des Abkommens tber den Européischen Wirtschaftsraum oder
ein gleichgestellter Staat ausgestellt oder anerkannt hat, kann sich die zustandige Stelle
auch direkt an die Behtrden des Herkunftslandes wenden.

Nach 8§ 43a Absatz 6 Satz 1 muss die antragstellende Person die beabsichtigte Erwerbsta-
tigkeit in einem Land durch geeignete Unterlagen darlegen. Hierflir werden beispielhaft,
aber nicht abschlieRend, geeignete Unterlagen genannt. Fir den in § 43a Absatz 6 Satz 3
definierten Personenkreis gilt die Pflicht zur Darlegung der beabsichtigten Erwerbstatigkeit
grundsétzlich nicht.

Zu Nummer 21
Zu Buchstabe a

Es wird klargestellt, dass die zustandigen Landesbehdrden bei der Festlegung von Dauer
und Inhalt des Anpassungslehrgangs insbesondere Mustergutachten bertcksichtigen kon-
nen. Zudem wird klargestellt, dass Anpassungslehrgange beispielsweise auf Grundlage
von standardisierten Muster-Lehrplanen in modularisierter Form durchgefiihrt werden kon-
nen. Beide Mdglichkeiten weisen einen Weg die Verfahren vereinheitlichter zu gestalten
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und die Anerkennungsverfahren damit zu beschleunigen. Die Regelung knilpft an die in §
40 Absatz 3a PfIBG (Artikel 2 Nummer 7 Buchstabe b) gesetzlich vorgesehenen MalRnah-
men zur Beschleunigung der Anerkennungsverfahren an.

Zu Buchstabe b

Der neue Absatz 1a stellt klar, dass die zusténdige Behdrde den Anpassungslehrgang hin-
sichtlich des zeitlichen Umfangs flexibel gestalten kann. Sie kann beispielsweise Rahmen-
vorgaben treffen, innerhalb derer eine geeignete Person anhand der individuellen Entwick-
lung sowie der Fahigkeiten, Fertigkeiten und Kompetenzen der teilnehmenden Person eine
Anpassung der Dauer des Anpassungslehrgangs vornehmen kann. Geeignet sind insbe-
sondere erfahrene Fachpruferinnen und Fachprifer sowie erfahrene Praxisanleiterinnen
und Praxisanleiter, die die teilnehmende Person wahrend des Anpassungslehrgangs be-
treuen. Die Entscheidung Uber eine Verkirzung oder Verlangerung des Anpassungslehr-
gangs ist insbesondere gegentiber der Behdrde zu begriinden, um eine effektive Kontrolle
zu ermoglichen. Das Ziel festzustellen, dass die teilnehmende Person tber die Kompeten-
zen verfugt, die zur Ausiibung des Berufs der Pflegefachfrau oder des Pflegefachmanns,
des Berufs der Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder des Gesundheits- und Kin-
derkrankenpflegers oder des Berufs der Altenpflegerin oder des Altenpflegers erforderlich
sind, darf nicht gefahrdet werden.

Zu Buchstabe ¢

Der neue Satz dient der Klarstellung, dass es bei den konkreten Einsatzorten im Rahmen
der Praxiseinsatze darauf ankommt, dass dort Patientinnen und Patienten mit entsprechen-
dem Versorgungsbedarf versorgt werden. Praxiseinsatze sind dann beispielsweise nicht
nur in bestimmten Fachabteilungen méglich. Dies soll insbesondere in Bereichen mit knap-
pen Ressourcen fur mehr Flexibilisierung sorgen und damit die Anerkennungsverfahren
beschleunigen.

Zu Nummer 22
Zu Buchstabe a

Es wird klargestellt, dass zum einen jedes Land intern einheitliche Kenntnisprifungen
durchfiihren kann und zum anderen Kenntnisprifungen auch landeribergreifend inhaltlich
standardisiert werden kdnnen. Hierdurch kdnnen Priferinnen oder Priifer effizienter einge-
setzt werden und die Durchfiihrung von mehr Kenntnisprifungen als bisher wird erméglicht.
Die Regelung kniipft an die in § 40 Absatz 3a PfIBG (Artikel 2 Nummer 7 Buchstabe b) ge-
setzlich vorgesehenen Malinahmen zur Beschleunigung der Anerkennungsverfahren an.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.
Zu Doppelbuchstabe bb

Bewertet wird die Leistung entweder mit ,bestanden“ oder mit ,nicht bestanden”. Mit ,be-
standen” wird sie bewertet, wenn sie mindestens der Note ,ausreichend (4)“ entspricht. Mit
»nicht bestanden” wird sie bewertet, wenn sie der Note ,mangelhaft (5)" oder ,ungenigend
(6)" entspricht. Der neue Satz 4 regelt, dass der mindliche Teil der Kenntnisprifung dann
bestanden ist, wenn die Leistung von allen Fachpriferinnen und Fachprifern mit bestanden
bewertet worden ist. Sobald eine Fachpriferin oder ein Fachprifer die erbrachte Leistung
mit ,nicht bestanden” bewertet, ist der mindliche Teil der Kenntnisprifung nicht bestanden.
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Zu Doppelbuchstabe cc

Durch den nunmehr vorgesehenen Modus im Falle von Bewertungsdifferenzen zwischen
den beiden Fachpriferinnen oder Fachprufern eriibrigt sich eine ansonsten verpflichtende
Anwesenheit der oder des Vorsitzenden des Prifungsausschusses.

Zu Buchstabe ¢
Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.
Zu Buchstabe d

Bewertet wird die Leistung entweder mit ,bestanden“ oder mit ,nicht bestanden”. Mit ,be-
standen” wird sie bewertet, wenn sie mindestens der Note ,ausreichend (4)“ entspricht. Mit
»nicht bestanden” wird sie bewertet, wenn sie der Note ,mangelhaft (5)" oder ,ungenigend
(6)“ entspricht. Der neue Satz 4 regelt, dass der mindliche Teil der Kenntnispriifung dann
bestanden ist, wenn die Leistung von allen Fachpriiferinnen und Fachprufern mit bestanden
bewertet worden ist. Sobald eine Fachpriferin oder ein Fachprifer die erbrachte Leistung
mit ,nicht bestanden” bewertet, ist der miindliche Teil der Kenntnispriifung nicht bestanden.

Durch den nunmehr vorgesehenen Modus im Falle von Bewertungsdifferenzen zwischen
den beiden Fachpriiferinnen oder Fachprifern erlibrigt sich eine ansonsten verpflichtende
Anwesenheit der oder des Vorsitzenden des Prifungsausschusses.

Zu Buchstabe e

Die Regelung legt fest, an welchen Einrichtungen die Kenntnisprifung durchzufuhren ist.
Dabei sollen insbesondere die Einrichtungen genutzt werden, die an der Regelausbildung
beteiligt sind. Durch die Mdglichkeit die Kenntnisprifung auch an einer von der zustandigen
Landesbehdrde als vergleichbar anerkannten Einrichtung durchfiihren zu lassen, kdnnen
die Kapazitaten der Kenntnisprifungen erhéht werden.

Zu Nummer 23

Die Neuregelung ermdglicht die Ausgestaltung der Kenntnisprifung als anwendungsorien-
tierte Parcoursprifung. Dies erhoht die Flexibilitat der Anerkennungsverfahren und soll
diese beschleunigen. Die Regelung knipft an die in § 40 Absatz 3a PfIBG (Artikel 2 Num-
mer 7 Buchstabe b) gesetzlich vorgesehenen MalRnahmen zur Beschleunigung der Aner-
kennungsverfahren an.

Zu Absatz 1

Die zustandige Behorde kann die Kenntnisprifung im Format des § 45 oder als anwen-
dungsorientierte Parcourspriifung durchfihren. Das Ziel der Kenntnispriifung ist bei beiden
Prifungsformaten identisch.

Zu Absatz 2

Die Stationen erstrecken sich auf ausgewéhlte Kompetenzbereiche, die Kernbereiche der
Ausbildung betreffen und deren Kenntnis damit fir die Austibung des Berufs der Pflege-
fachfrau oder des Pflegefachmanns oder des Berufs der Gesundheits- und Kinderkranken-
pflegerin oder des Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers oder des Berufs der Altenpfle-
gerin oder des Altenpflegers wesentliche Voraussetzung ist. Um auch altersgruppeniber-
greifende Fragestellungen zu integrieren, sind diese in geeigneter Form bei der Stellung
der Prufungsaufgaben zu bericksichtigen. Es kann beispielsweise tUberlegt werden, mit Ju-
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gendlichen als Schauspielpatientinnen und —patienten zu arbeiten. Gleiches gilt fir Men-
schen mit Behinderungen. Die Reihenfolge wird fiir jede zu prifende Person durch die oder
den Vorsitzenden des Priifungsausschusses festgelegt.

Zu Absatz 3

In Satz 1 Nummern 1 bis 5 ist aufgefuihrt, welche Unterlagen fur jede Prifungsaufgabe
vorzulegen sind. Unter anderem beinhalten diese die Vorlage eines strukturierten Bewer-
tungsbogens. Die Anforderungen an diesen Bogen sind in Satz 2 enthalten. Unter anderem
enthalt der Bewertungsbogen eine Musterlésung und die Kriterien, anhand derer die jewei-
lige Fachpruferin oder der jeweilige Fachprifer die Leistungen der zu prifenden Person in
der jeweiligen Station zu beurteilen hat. Der Bewertungsbogen enthalt auch die Angabe der
Bestehensgrenze in Form einer in zu Prozent zu erreichenden Punktzahl. Durch eine Be-
wertung der Priifungsleistungen anhand der strukturierten Bewertungsbdgen wird eine Ob-
jektivierung der Prifung erreicht, auch wenn es sich dabei nicht um eine schriftliche Pri-
fungsform handelt.

Zu Absatz 4

Die Fachpruferinnen oder Fachprifer und die Simulationspatientinnen oder Simulationspa-
tienten, die an der anwendungsorientierten Parcoursprifung teilnehmen, werden nach
ebenfalls zu erstellenden Vorgaben geschult.

Zu Absatz 5

Die Vorschrift regelt die Durchfiihrung und den Ablauf der Kenntnisprufung als anwen-
dungsorientierter Parcoursprifung.

Zu Absatz 6

Die Vorschrift regelt die Bewertung der Kenntnispriifung als anwendungsorientierter Par-
coursprufung, die auf der Grundlage der strukturierten Bewertungsbégen erfolgt durch die
Fachpruferinnen oder Fachprifer an den jeweiligen Stationen erfolgt. Die von den beiden
Fachpruferinnen oder Fachprifern fir die zu prifende Person an der einzelnen Station ver-
gebenen Punkte addiert jede Fachpriferin oder jeder Fachprifer, so dass die sich Punkt-
zahl ergibt, die die zu prifende Person an der Station bei einer Fachpriferin oder einem
Fachprufer erreicht hat. Die Punktzahlen beider Fachpriiferinnen oder Fachpriifer werden
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prifungsausschusses addiert und an-
schlieRBend arithmetisch gemittelt. Das Ergebnis ist die Punktzahl, die die zu prifende Per-
son in der jeweiligen Station erreicht hat. Aus den funf Punktzahlen fir die Stationen wird
zusatzlich eine Gesamtpunktzahl durch Addition der finf Punktzahlen errechnet.

Das Bestehen der Kenntnispriifung als anwendungsorientierte Parcourspriifung insgesamt
setzt das Bestehen aller fnf Stationen voraus. Der Ausgleich einer schlechten Bewertung
in einer Station durch eine gute Bewertung in einer anderen Station ist im Rahmen der
Bestehensregelung nicht vorgesehen. Da es sich beider Kenntnispriifung als anwendungs-
orientierte Parcourspriifung um einen wesentlichen Teil einer Berufszulassungsprufung
handelt, ist dies verhaltnismafig und angemessen. Denn der Schutz der Patientinnen und
Patienten kann nur dann ausreichend gewahrleistet werden, wenn sichergestellt ist, dass
nur die zu prifenden Personen die Kenntnispriifung bestehen, die in allen vorgesehenen
Kompetenzbereichen mindestens ausreichende Leistungen erbracht haben.

Zu Absatz 7

Die Vorschrift regelt weitere Aufgaben der oder des Vorsitzenden des Prifungsausschus-
ses. Aufgrund der Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts im Rahmen der sogenannten
~Pruferrechtsprechung” steht der oder dem Vorsitzenden kein Fragerecht zu.
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Zu Absatz 8

Die Lander kénnen sich zur Erarbeitung der Prifungsaufgaben sowie zur Schulung der
Fachpruferinnen und Fachpriifer sowie der Simulationspatientinnen und Simulationspatien-
ten einer gemeinsamen Einrichtung bedienen. Dies kénnte die Prifungen einheitlicher so-
wie effektiver gestalten.

Zu Absatz 9

Die Vorschrift regelt insbesondere, dass die Kenntnisprifung als anwendungsorientierte
Parcoursprifung als staatliche Prifung vor einer staatlichen Prifungskommission stattfin-
det. Zudem wird Uber die bestandene Prifung eine Bescheinigung nach Anlage 10 ausge-
stellt.

Zu Nummer 24

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.
Zu Buchstabe b

Bewertet wird die Leistung entweder mit ,bestanden“ oder mit ,nicht bestanden”. Mit ,be-
standen” wird sie bewertet, wenn sie mindestens der Note ,ausreichend (4)“ entspricht. Mit
»nicht bestanden” wird sie bewertet, wenn sie der Note ,mangelhaft (5)" oder ,ungenigend
(6)“ entspricht. Der neue Satz 4 regelt, dass der mindliche Teil der Kenntnispriifung dann
bestanden ist, wenn die Leistung von allen Fachpriiferinnen und Fachprufern mitbestanden
bewertet worden ist. Sobald eine Fachpriferin oder ein Fachprifer die erbrachte Leistung
mit ,nicht bestanden” bewertet, ist der mindliche Teil der Kenntnispriifung nicht bestanden.

Durch den nunmehr vorgesehenen Modus im Falle von Bewertungsdifferenzen zwischen
den beiden Fachpriferinnen oder Fachprufern eribrigt sich eine ansonsten verpflichtende
Anwesenheit der oder des Vorsitzenden des Prifungsausschusses.

Zu Buchstabe ¢

Die Regelung legt fest, an welchen Einrichtungen die Eignungsprifung durchzufiihren ist.
Dabei sollen insbesondere die Einrichtungen genutzt werden, die an der Regelausbildung
beteiligt sind. Durch die Mdglichkeit die Kenntnispriifung auch an einer von der zustandigen
Landesbehdrde als vergleichbar anerkannten Einrichtung durchfiihren zu lassen, kdnnen
die Kapazitaten der Kenntnisprifungen erhéht werden.

Zu Nummer 25

Neben den Mitgliedstaaten der Européischen Union und den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter
Staat erganzt. Fur die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen nach dem Recht der Européaischen Union eine Gleichstellung.

Zu Nummer 26

Neben den Mitgliedstaaten der Européischen Union und den anderen Vertragsstaaten des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum wird die Schweiz als gleichgestellter
Staat erganzt. Fur die Schweiz ergibt sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen nach dem Recht der Européischen Union eine Gleichstellung.
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Zu Nummer 27

8 49a sowie § 49c regeln die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufs-
auslibung durch die zustandige Behorde. § 49a regelt die Frist fir die Empfangsbestétigung
des Antragseingangs, welche einen Monat betrégt. Die zustédndige Behérde muss aul3er-
dem innerhalb dieser Frist mitteilen, welche Unterlagen fehlen, die fir den Nachweis der
Erflllung der Voraussetzungen fur die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung erforderlich
sind. Die Vorschrift setzt Artikel 4f Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 51 Absatz 1 der Richt-
linie 2005/36/EG um.

8 49b Absatz 1 enthélt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung notwendig sind.

§ 49b Absatz 2 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 49b Absatz 1 vorzulegen sind
und in welchen Fallen die zustandige Behdrde Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
langen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

Nach 8§ 49b Absatz 3 kann die zustdndige Behérde Abweichungen von der in § 49b Absatz
2 geregelten Form zulassen. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zuldssig. Der zu-
standigen Behorde wird auch die Méglichkeit eingeraumt, auf eine Ubersetzung der Unter-
lagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein Ange-
horiger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Weiterhin kann die zustan-
dige Behdrde auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

§ 49b Absatz 4 Satz 1 regelt die Befugnis der zustéandigen Behorde, definierte weitere In-
formationen anzufordern, soweit dies zur Bewertung des Vorliegens der Voraussetzungen
nach § 48a Absatz 1 PfIBG erforderlich ist. Unter den Voraussetzungen des § 49b Absatz
4 Satz 2 kann sich die zustéandige Behorde diesbeziiglich auch an die zustéandige Stelle des
Ausbildungsstaats wenden.

§ 49b Absatz 5 regelt, dass sofern die zustéandige Behdrde begriindete Zweifel an der Echt-
heit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, sie von der antragstellenden Person die Vorlage
weiterer Unterlagen verlangen kann, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt. Als
begrindet gelten Zweifel der zustdndigen Behdrde auch dann, wenn sie auf vermehrte
Feststellungen von unechten oder inhaltlich falschen Unterlagen aus einem Ausbildungs-
staat beruhen, die in einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Die erneute Vorlage
muss innerhalb einer von der zusténdigen Behdrde festgelegten Frist erfolgen, die die not-
wendige Zeit zur Beschaffung der Unterlagen angemessen bertiicksichtigt.

Sofern es sich um Unterlagen handelt, die ein Mitgliedstaat der Européischen Union oder
ein weiterer Vertragsstaat des Abkommens uber den Européischen Wirtschaftsraum oder
die Schweiz ausgestellt oder anerkannt hat, kann sich die zustandige Stelle auch direkt an
die Behdrden des Herkunftslandes wenden.

Nach § 49b Absatz 6 Satz 1 muss die antragstellende Person die beabsichtigte Erwerbsta-
tigkeit in einem Land durch geeignete Unterlagen darlegen. Hierfir werden beispielhatft,
aber nicht abschlieRend, geeignete Unterlagen genannt. Fur den in § 49b Absatz 6 Satz 3
definierten Personenkreis gilt die Pflicht zur Darlegung der beabsichtigten Erwerbstéatigkeit
grundsétzlich nicht.

Nach 8§ 49b Absatz 7 gelten die Vorschriften fur die Nachweise der Zuverlassigkeit und der
gesundheitlichen Eignung durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz entspre-
chend.
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§ 49c regelt eine Frist von drei Monaten fur die Entscheidung tUber den Antrag nach § 48a
PfIBG. Die Vorschrift beruht auf Artikel 4f Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 51 Absatz 2
der Richtlinie 2005/36/EG.

Nach § 49d ist fur die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 48a PfIBG das vor-
geschriebene amtliche Muster nach Anlage 11 zu verwenden.

8 49e Absatz 1 enthalt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit fur die Erteilung der Genehmigung der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer
partiellen Berufsaustibung notwendig sind.

Nach § 49e Absatz 2 bedarf es zusétzlich zu den Unterlagen nach § 49e Absatz 1 einen
Nachweis in beliebiger Form dartber, dass der Beruf, indem die antragstellende Person in
einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder einem gleichgestellten
Staat rechtmaRig niedergelassen ist, wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens
ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder der Schweiz
rechtmaRig ausgetbt worden ist. Dieser Nachweis ist dann erforderlich, wenn der Beruf in
dem anderen Mitgliedstaat, in dem anderen Vertragsstaat oder der Schweiz, in dem die
antragstellende Person rechtmaRig niedergelassen ist, nicht reglementiert ist.

§ 49e Absatz 3 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 49e Absatz 1 und Absatz 2
vorzulegen sind und in welchen Féllen die zustandige Behorde Ubersetzungen in deutscher
Sprache verlangen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

Nach § 49e Absatz 4 kann die zustdndige Behérde Abweichungen von der in § 49e Absatz
3 geregelten Form zulassen. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zulédssig. Der zu-
standigen Behorde wird auch die Moglichkeit eingeraumt, auf eine Ubersetzung der Unter-
lagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein Ange-
hdriger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Weiterhin kann die zustan-
dige Behorde auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

§ 49e Absatz 5 bestimmt die entsprechend anwendbaren Vorschriften. Dies betrifft unter
anderem die Befugnis der zustandigen Behoérde, definierte weitere Informationen anzufor-
dern, soweit dies zur Bewertung des Vorliegens der Voraussetzungen des 8§ 48b PfIBG
erforderlich ist. Sofern die zustandige Behérde begrindete Zweifel an der Echtheit oder
Richtigkeit der Unterlagen hat, kann sie von der antragstellenden Person die Vorlage wei-
terer Unterlagen verlangen, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt. Auch die Vor-
schriften fur die Nachweise der Zuverléssigkeit und der gesundheitlichen Eignung durch
Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen aus einem anderen Mitgliedstaat
der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den Eu-
ropdischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz gelten entsprechend.

Zu Nummer 28

Mit der Anderung klargestellt wird, dass die Forschungsaktivitaten des BIBB nicht nur der
Arbeit der Fachkommission dienen miissen. Hierbei handelt es sich um eine Folgeanderung
zu Artikel 2 Nummer 15 (8§ 54 PfIBG).

Zu Nummer 29
Zu Buchstabe a, b, cund d

Nach 8§ 66 Absatz 1 und 2 PfIBG kann eine Ausbildung zur Gesundheits- und Krankenpfle-
gerin oder zum Gesundheits- und Krankenpfleger oder zur Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflegerin oder zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger beziehungsweise zur Alten-
pflegerin oder zum Altenpfleger, die vor Ablauf des 31. Dezember 2019 begonnen wurde,
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bis zum 31. Dezember 2024 auf der Grundlage der Vorschriften des Krankenpflegegeset-
zes und des Altenpflegegesetzes in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung abge-
schlossen werden. Zur Umsetzung der Priferrechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts ist es ebenfalls erforderlich, dass auch diese Prifungen den Vorgaben entsprechen.
Dem dienen die Ergénzungen in § 61 Absatz 1a bis 1f und Absatz 2a bis 2e.

Zu Absatz la

Die Regelung eréffnet den bisherigen Krankenpflegeschulen die Mdglichkeit, den Unterricht
auf Grundlage einer curricularen Einbindung in Form des selbstgesteuerten Lernens oder
des E-Learnings in einem angemessenen Umfang, der zehn Prozent nicht liberschreiten
sollte, durchzufiihren. Dabei ist weiterhin das Erreichen des jeweiligen Ausbildungsziels
unter Gewabhrleistung der Ausbildungsqualitét sicherzustellen.

Mit der Ermdglichung des selbstgesteuerten Lernens und des E-Learnings soll zukinftigen
Entwicklungen der Digitalisierung Rechnung getragen werden, ohne aber in einem zu weit-
gehenden Umfang auf die — gerade in der Ausbildung zu Heilberufen bedeutsame — per-
sonliche Unterrichtsvermittiung durch berufserfahrene Ausbilderinnen und Ausbilder zu ver-
zichten. Die Erfahrungen aus der aktuellen Corona-Pandemie haben zudem gezeigt, wie
wichtig es ist, in derartigen Situationen auf moderne, digitale Moglichkeiten zurlickgreifen
zu kénnen. Insbesondere im Fall des praktischen Unterrichts muss jedoch auch sicherge-
stellt sein, dass das Ausbildungsziel durch die Methoden des E-Learnings in gleicher Weise
erreicht wird wie durch Unterrichtsveranstaltungen, die in Prasenz durchgefuhrt werden.

E-Learning umfasst den Einsatz und die Nutzung PC- bzw. netzgestitzter Medien und
Technologien, die den Kompetenzerwerb und das Lernen unterstitzen. E-Learning umfasst
alle Lernformen, die eine zeitgleiche korporale Prasenz der Studierenden oder Auszubil-
denden und der lehrenden Person an der Hochschule oder Pflegeschule durch einen syn-
chronen, elektronisch oder digital gestiitzten Austausch ersetzen oder erganzen.

Sofern die Schule von der Mdglichkeit des E-Learnings Gebrauch macht, ist hierbei die
Barrierefreiheit zu erméglichen.

Selbstgesteuertes Lernen ist auf ein Ziel ausgerichtet, das durch ein Modul oder Curriculum
beschrieben wird und ist weiter dadurch gekennzeichnet, dass die lernende Person den
Lernort und die Aufteilung des Zeiteinsatzes im Hinblick auf die digital oder analog einge-
setzten Lernmittel entsprechend der Aufgabenstellung in Abstimmung mit der lehrenden
Person selbst auswéhlen kann.

Die Teilnahme an Lehrformaten, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten,
ist entsprechend nachzuweisen.

Die Vorschrift entspricht § 2 Absatz 4 (Artikel 4 Nummer 2) und § 30 Absatz 3a (Arti-
kel 4 Nummer 12 Buchstabe b).

Zu Absatz 1b

Fir den schriftlichen Teil der Prifung wird bestimmt, dass jede Aufsichtsarbeit von zwei
Fachpruferinnen oder Fachprifern zu benoten ist. Damit wird die exakte Anzahl der Priife-
rinnen und Prifer rechtssatzméRig festgelegt.

Die Note flr die einzelne Aufsichtsarbeit bildet die oder der Vorsitzende des Priifungsaus-
schusses unter Bildung des arithmetischen Mittels aus den einzelnen Noten der Fachprii-
ferinnen oder Fachprifer. Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen
der Fachpriferinnen und Fachpriifer beim schriftlichen Teil der Prifung rechtssatzmafiig
festgelegt.
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Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus
gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 7 der Ausbildungs- und Prufungs-
verordnung fir die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung zuzuordnen.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 1c

FOr den mindlichen Teil der Prifung wird bestimmt, dass jedes Themengebiet von zwei
Fachpruferinnen oder Fachpriifern abgenommen und benotet wird. Damit wird die exakte
Anzahl der Priferinnen und Priifer rechtssatzmaRig festgelegt.

Die oder der Vorsitzende ist nunmehr lediglich noch berechtigt, am mindlichen Teil der
Prifung teilzunehmen, ohne sich an der Prifung zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm
ein Fragerecht zusteht. Mit der Regelung wird gewahrleistet, dass die Prufungsleistung al-
leine durch die Fachpriuferinnen oder Fachpriufer abgenommen und bewertet wird, welche
die Leistung personlich, unmittelbar und vollstandig zur Kenntnis genommen haben. Die
oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses hat weiterhin jederzeit die Mdglichkeit, der
Prifung beizuwohnen und somit die ordnungsgemafe Durchfiihrung der staatlichen Pri-
fung zu kontrollieren und sicherzustellen.

Die Note fur den jeweiligen Themenbereich der mindlichen Priifung bildet die oder der
Vorsitzende des Priifungsausschusses unter Bildung des arithmetischen Mittels aus den
einzelnen Noten der Fachpriuferinnen oder Fachprifer. Damit wird das Verfahren im Falle
von Bewertungsdifferenzen der Fachpriiferinnen oder Fachprufer beim mundlichen Teil der
Prifung rechtssatzmaRig festgelegt. Die Prifungsnote fir den miindlichen Teil der Priifung
wird als das arithmetische Mittel der Noten der Themenbereiche gebildet. Eine eigene Be-
wertung der Prifungsleistung durch die oder den Vorsitzenden des Prifungsausschusses
ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten Priifung nicht gewéhrleis-
tet ist.

Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus
gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 7 der Ausbildungs- und Prifungs-
verordnung fur die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung zuzuordnen.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 1d

Die oder der Vorsitzende ist nunmehr lediglich noch berechtigt, am praktischen Teil der
Prifung teilzunehmen, ohne sich an der Prifung zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm
ein Fragerecht zusteht. Mit der Regelung wird gewahrleistet, dass die Prufungsleistung al-
leine durch die Fachpriuferinnen oder Fachpriufer abgenommen und bewertet wird, welche
die Leistung personlich, unmittelbar und vollstandig zur Kenntnis genommen haben. Die
oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses hat weiterhin jederzeit die Moglichkeit, der
Prifung beizuwohnen und somit die ordnungsgemafe Durchfiihrung der staatlichen Pri-
fung zu kontrollieren und sicherzustellen.

Aus den Noten der Fachpriiferinnen oder Fachprifer fur die in der Prifung erbrachte Leis-
tung bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses die Prifungsnote flr den
praktischen Teil der Priifung unter Verwendung des arithmetischen Mittels. Damit wird das
Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen der Fachpriiferinnen oder Fachprufer beim
praktischen Teil der Prufung rechtssatzméRig festgelegt. Die Berechnung erfolgt auf zwei
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Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus gebildeten Zahlenwert ist die ent-
sprechende Note nach § 7 der Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir die Berufe in der
Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

Eine eigene Bewertung der Prifungsleistung durch die oder den Vorsitzenden des Prii-
fungsausschusses ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten Pri-
fung nicht gewéhrleistet ist.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 1e und 1f

Die Anderungen betreffen die Umsetzung der Priiferrechtsprechung bei der Eignungsprii-
fung nach § 20a Absatz 3 der Ausbildungs- und Priifungsverordnung fur die Berufe in der
Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung sowie beim miindlichen
und praktischen Teil der Kenntnispriifung nach § 20b Absatz 4 und 5 der Ausbildungs- und
Prufungsverordnung fir die Berufe in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019
geltenden Fassung.

Bewertet wird die jeweilige Leistung entweder mit ,bestanden” oder mit ,nicht bestanden®.
Mit ,bestanden” wird sie bewertet, wenn sie mindestens der Note ,ausreichend (4) ent-
spricht. Mit ,nicht bestanden” wird sie bewertet, wenn sie der Note ,mangelhaft (5)" oder
sungeniigend (6)" entspricht. Die Ubergangsvorschrift sieht vor, dass die Eignungspriifung
bzw. der mindliche sowie praktische Teil der Kenntnispriifung dann bestanden ist, wenn
die jeweilige Leistung von allen Fachpriferinnen und Fachprifern mit bestanden bewertet
worden ist. Sobald eine Fachpriferin oder ein Fachprifer die erbrachte Leistung mit ,nicht
bestanden” bewertet, ist die Prifung nicht bestanden.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 2a

Die Regelung eréffnet den bisherigen Altenpflegeschulen die Mdglichkeit, den Unterricht
auf Grundlage einer curricularen Einbindung in Form des selbstgesteuerten Lernens oder
des E-Learnings in einem angemessenen Umfang, der zehn Prozent nicht liberschreiten
sollte, durchzufiihren. Dabei ist weiterhin das Erreichen des jeweiligen Ausbildungsziels
unter Gewahrleistung der Ausbildungsqualitét sicherzustellen.

Mit der Ermdglichung des selbstgesteuerten Lernens und des E-Learnings soll zukinftigen
Entwicklungen der Digitalisierung Rechnung getragen werden, ohne aber in einem zu weit-
gehenden Umfang auf die — gerade in der Ausbildung zu Heilberufen bedeutsame — per-
sonliche Unterrichtsvermittiung durch berufserfahrene Ausbilderinnen und Ausbilder zu ver-
zichten. Die Erfahrungen aus der aktuellen Corona-Pandemie haben zudem gezeigt, wie
wichtig es ist, in derartigen Situationen auf moderne, digitale Moglichkeiten zurlickgreifen
zu kénnen. Insbesondere im Fall des praktischen Unterrichts muss jedoch auch sicherge-
stellt sein, dass das Ausbildungsziel durch die Methoden des E-Learnings in gleicher Weise
erreicht wird wie durch Unterrichtsveranstaltungen, die in Prasenz durchgefuhrt werden.

E-Learning umfasst den Einsatz und die Nutzung PC- bzw. netzgestltzter Medien und
Technologien, die den Kompetenzerwerb und das Lernen unterstitzen. E-Learning umfasst
alle Lernformen, die eine zeitgleiche korporale Prasenz der Studierenden oder Auszubil-
denden und der lehrenden Person an der Hochschule oder Pflegeschule durch einen syn-
chronen, elektronisch oder digital gestiitzten Austausch ersetzen oder erganzen.

Sofern die Schule von der Mdglichkeit des E-Learnings Gebrauch macht, ist hierbei die
Barrierefreiheit zu erméglichen.
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Selbstgesteuertes Lernen ist auf ein Ziel ausgerichtet, das durch ein Modul oder Curriculum
beschrieben wird und ist weiter dadurch gekennzeichnet, dass die lernende Person den
Lernort und die Aufteilung des Zeiteinsatzes im Hinblick auf die digital oder analog einge-
setzten Lernmittel entsprechend der Aufgabenstellung in Abstimmung mit der lehrenden
Person selbst auswéhlen kann.

Die Teilnahme an Lehrformaten, die selbstgesteuertes Lernen oder E-Learning beinhalten,
ist entsprechend nachzuweisen.

Zu Absatz 2b

Fir den schriftlichen Teil der Prifung nach § 10 der Ausbildungs- und Prufungsverordnung
fur den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 gel-
tenden Fassung ist die exakte Anzahl der Priferinnen und Priifer bereits rechtssatzmafiig
festgelegt, da bestimmt wurde, dass jede Aufsichtsarbeit von zwei Fachpriferinnen oder
Fachprufern zu benoten ist. Dennoch wird hier mit dem neuen Absatz 2b eine Ubergangs-
vorschrift auch zur schriftichen Prifung ergéanzt und der schriftliche Teil der Prifung im
Ubrigen entsprechend der Ubergangsvorschriften zu den anderen Priifungsteilen zur Um-
setzung der Priferrechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ausgestaltet.

Die Noten fur jede Aufsichtsarbeit bildet die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses
als das arithmetische Mittel aus den einzelnen Noten der beiden Fachpriferinnen und Fach-
prufern. Die Note fur den mindlichen Teil der Prifung wird als das arithmetische Mittel der
einzelnen Noten der Aufsichtsarbeiten und der Vornoten gemafd 8 9 Absatz 1 und 2 der
Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpfle-
gers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung gebildet. Damit wird das Verfahren
im Falle von Bewertungsdifferenzen der Fachpruferinnen und Fachprifer beim schriftlichen
Teil der Prifung rechtssatzmafig festgelegt.

Die Berechnung der Noten erfolgt jeweils auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Run-
dung. Dem hieraus gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 4 der der
Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpfle-
gers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 2c

Fir den mundlichen Teil der Prifung wird bestimmt, dass dieser von zwei Fachpriiferinnen
oder Fachprifern abgenommen und benotet wird. Damit wird die exakte Anzahl der Prife-
rinnen und Prifer rechtssatzméRig festgelegt.

Die oder der Vorsitzende ist nunmehr lediglich noch berechtigt, am mindlichen Teil der
Prufung teilzunehmen, ohne sich an der Prifung zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm
ein Fragerecht zusteht. Mit der Regelung wird gewahrleistet, dass die Prifungsleistung al-
leine durch die Fachpriuferinnen oder Fachprifer abgenommen und bewertet wird, welche
die Leistung personlich, unmittelbar und vollstdndig zur Kenntnis genommen haben. Die
oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses hat weiterhin jederzeit die Méglichkeit, der
Prufung beizuwohnen und somit die ordnungsgemafe Durchfiihrung der staatlichen Pri-
fung zu kontrollieren und sicherzustellen.

Die Note fir das jeweilige Lernfeld der mindlichen Prufung bildet die oder der Vorsitzende
des Priufungsausschusses als das arithmetische Mittel aus den einzelnen Noten der Fach-
pruferinnen oder Fachprufer. Die Note fir den mundlichen Teil der Prufung wird als das
arithmetische Mittel der einzelnen Noten flr die jeweiligen Lernfelder und der Vornoten ge-
mal § 9 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und Priifungsverordnung fir den Beruf der Alten-
pflegerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung gebildet.
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Damit wird das Verfahren im Falle von Bewertungsdifferenzen der Fachpriferinnen oder
Fachprufer beim mundlichen Teil der Prifung rechtssatzmaRig festgelegt. Eine eigene Be-
wertung der Prifungsleistung durch die oder den Vorsitzenden des Prifungsausschusses
ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit wahrend der gesamten Priifung nicht gewéhrleis-
tet ist.

Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus
gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 4 der der Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnung fur den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 2d

Fir den praktischen Teil der Prifung wird bestimmt, dass dieser von zwei Fachpriferinnen
oder Fachprufern abgenommen und benotet wird. Damit wird die exakte Anzahl der Prife-
rinnen und Prifer rechtssatzméRig festgelegt.

Die oder der Vorsitzende ist nunmehr lediglich noch berechtigt, am praktischen Teil der
Prifung teilzunehmen, ohne sich an der Prifung zu beteiligen und ohne dass ihr oder ihm
ein Fragerecht zusteht. Mit der Regelung wird gewahrleistet, dass die Prufungsleistung al-
leine durch die Fachpriferinnen oder Fachprifer abgenommen und bewertet wird, welche
die Leistung personlich, unmittelbar und vollstandig zur Kenntnis genommen haben. Die
oder der Vorsitzende des Priifungsausschusses hat weiterhin jederzeit die Mdglichkeit, der
Prufung beizuwohnen und somit die ordnungsgemafe Durchfiihrung der staatlichen Pri-
fung zu kontrollieren und sicherzustellen.

Aus den einzelnen Noten der Fachpruferinnen oder Fachprifer bildet die oder der Vorsit-
zende des Prifungsausschusses die Note fir die in der praktischen Prifung erbrachte Leis-
tung unter Verwendung des arithmetischen Mittels. Die Note fir den praktischen Teil der
Prifung wird aus dieser Note und der Vornoten gemafR 8§ 9 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs-
und Prufungsverordnung fiir den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am
31. Dezember 2019 geltenden Fassung gebildet. Damit wird das Verfahren im Falle von
Bewertungsdifferenzen der Fachpriferinnen oder Fachprifer beim praktischen Teil der Pri-
fung rechtssatzmaRig festgelegt. Eine eigene Bewertung der Prifungsleistung durch die
oder den Vorsitzenden des Prifungsausschusses ist nicht vorgesehen, da die Anwesenheit
wahrend der gesamten Prifung nicht gewéhrleistet ist.

Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Dem hieraus
gebildeten Zahlenwert ist die entsprechende Note nach § 4 der der Ausbildungs- und Pri-
fungsverordnung fur den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung zuzuordnen.

Dies gilt nur fur Prufungen, die nach Inkrafttreten dieser Vorschriften durchgefiihrt werden.
Zu Absatz 2e

Nach 8§ 12 Absatz 4 der Ausbildungs- und Prufungsverordnung fiir den Beruf der Altenpfle-
gerin und des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung kann bisher
zur Abnahme und Benotung des praktischen Teils der Priifung in bestimmten Féllen eine
Praxisanleiterin oder ein Praxisanleiter in beratender Funktion hinzugezogen werden. Vor
dem Hintergrund der Priferrechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts wird klarge-
stellt, dass dies nur in Bezug auf die Abnahme der Priifung gilt.

Zu Absatz 3
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Sofern zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen betreffend die Priiferrechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts die Durchfiihrung der staatlichen Prifungen nach
der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Priifungsverordnung bereits begonnen hat, sollen die
Prufungen auf der bisherigen rechtlichen Grundlage noch abgeschlossen werden kénnen.
Damit wird sichergestellt, dass die rechtlichen Voraussetzungen, insbesondere beziiglich
der Priferanzahl, der Notenbildung und der Rolle des Prifungsvorsitzenden, im Verlauf
eines Priufungsdurchgangs beziehungsweise zwischen einzelnen Prifungsteilen, gleich
bleiben und nicht veréndert werden mussen. Im Sinne der Priflinge bedarf es insoweit ei-
nes konstanten rechtlichen Rahmens.

Zu Nummer 30, 31, 32, 33 und 34

In den Anlagen 1 bis 5 werden in den Kompetenzkatalogen der beruflichen und hochschu-
lischen Pflegeausbildungen genderspezifische Aspekte und gendermedizinische Erkennt-
nisse erganzt sowie die digitalen Kompetenzen weiter gestérkt.

In Anlage 4 (zu 8 28 Absatz 3 Satz 1) (Kompetenzen fur die staatliche Prifung nach § 28
zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger) erfolgen zusétzlich redaktionelle Korrekturen, ins-
besondere Erganzungen und sprachliche Anpassungen an die Anlagen 1 bis 3 im Hinblick
auf die Vermittlung digitaler Kompetenzen. Damit wird sichergestellt, dass die bis zur Zwi-
schenprifung angelegten digitalen Kompetenzen (Anlage 1) auch bei Wahl des gesonder-
ten Abschlusses in der Altenpflege (Anlage 4) vollstandig vermittelt werden kdnnen. Dies
ist im Rahmen der bis Sommer 2024 anstehenden Uberarbeitung der Rahmenplane durch
die Fachkommission nach 8 53 PfIBG zu beriicksichtigen. Die Rahmenplédne der Fachkom-
mission sollen kontinuierlich, mindestens alle finf Jahre auf ihre Aktualitat Uberprift und
gegebenenfalls angepasst werden, § 53 Absatz 2 PfIBG. Die bisherigen Rahmenpléne wur-
den am 1. August 2019 veréffentlicht.

Zu Nummer 35

Mit der Anderung beim Zeugnis uiber die staatliche Priifung der beruflichen Pflegeausbil-
dung in Anlage 8 werden redaktionell die Begrifflichkeiten an die Vorschriften zur staatlichen
Prufung angepasst. Im Zeugnis aufgefiihrt werden soll die jeweilige Gesamtnote der schrift-
lichen, mindlichen und praktischen Prifung, d.h. die Prifungsnote (Gesamtergebnis der
einzelnen Priifungselemente) unter Einbeziehung der jeweiligen Vornoten nach § 13. So-
fern bisher die Prifungsnote anzugeben war, wére darunter die jeweilige Note ohne die
Vornoten zu verstehen gewesen.

Zugleich wird ermdglicht, dass die Urkunden neben einer analogen Unterschrift auch qua-
lifizierte elektronische Signaturen vorsehen kann. Das Zeugnis wird durch die Méglichkeit
diese auch qualifiziert elektronisch zu signieren, an die heutigen Méglichkeiten und techni-
schen Angeboten angepasst. Die rechtliche Grundlage der qualifiziert elektronischen Sig-
natur ist in Artikel 25 der elIDAS-Verordnung festgelegt. Die qualifizierte elektronische Sig-
natur hat die gleiche Rechtswirkung wie eine handschriftliche Unterschrift (vgl. Artikel 25
Absatz 2 der eIDAS-Verordnung). Ein qualifiziert elektronisch signiertes Dokument erfllt
die gesetzlich vorgeschriebene Schriftform (§ 126 in Verbindung mit § 126a des Burgerli-
chen Gesetzbuches).

Zu Nummer 36 und 37

Mit den Anderungen in den Anlagen 9 bis 14 wird ermdglicht, dass die dort genannten Ur-
kunden neben einer analogen Unterschrift auch qualifizierte elektronische Signaturen vor-
sehen konnen.

Die Dokumente in den Anlagen werden durch die Méglichkeit diese auch qualifiziert elekt-
ronisch zu signieren, an die heutigen Mdéglichkeiten und technischen Angeboten angepasst.
Die rechtliche Grundlage der qualifiziert elektronischen Signatur ist in Artikel 25 der eIDAS-
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Verordnung festgelegt. Die qualifizierte elektronische Signatur hat die gleiche Rechtswir-
kung wie eine handschriftliche Unterschrift (vgl. Artikel 25 Absatz 2 der eIDAS-Verordnung).
Ein qualifiziert elektronisch signiertes Dokument erfiillt die gesetzlich vorgeschriebene
Schriftform (8 126 in Verbindung mit § 126a des Birgerlichen Gesetzbuches).

Zu Nummer 38

Fir die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausubung nach § 48a des Pflegeberu-
fegesetzes ist das aus Anlage 12a (zu § 49d) ersichtliche Muster zu verwenden. In der
Erlaubnis werden die vorbehaltenen Tatigkeiten abschlieRend aufgelistet, auf die sich die
Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung erstreckt. Es wird auch die Berufsbezeichnung des
Herkunftsstaates festgehalten. Des Weiteren wird jeder Inhaber einer solchen Erlaubnis auf
seine Pflicht hingewiesen, Dienstleistungsempfangern gegenuber eindeutig den Umfang
der beruflichen Tatigkeit anzugeben.

Zu Artikel 5 (Anderung des Hebammengesetzes)

Mit Artikel 6 werden die rechtlichen Voraussetzungen zur Méglichkeit einer partiellen Be-
rufserlaubnis im Hebammengesetz zur Umsetzung des Artikel 4f der Richtlinie 2005/36/EG
geschaffen.

Zu Nummer 1

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht sind Folgednderungen auf Grund der Ergéanzung der
Vorschriften zur partiellen Berufserlaubnis und der Dienstleistungserbringung in diesem
Rahmen.

Zu Nummer 2

8§ 59a dient der Umsetzung des Artikel 4f der Richtlinie 2005/36/EG. Dieser sieht die Mdg-
lichkeit eines partiellen Zugangs zu einem reglementierten Beruf vor. Aufgrund eines sol-
chen Zugangs soll es méglich sein, einen Beruf auch dann in anderen Mitgliedstaaten aus-
tben zu kénnen, wenn die Tatigkeit dieses Berufs in den Téatigkeitsbereich eines im Auf-
nahmemitgliedstaat reglementierten Berufs fallt, diesem jedoch nur partiell entspricht. Da-
bei wird der Beruf unter der Berufsbezeichnung des Herkunftsstaates ausgeiibt.

Will eine antragstellende Person in Deutschland ihren Beruf ausiiben, der dem Beruf der
Hebamme nur partiell entspricht, so kann sie dies aufgrund einer Erlaubnis zur partiellen
Berufsaustibung nach 8§ 59a tun. Mdchte sie ihren Beruf im Rahmen einer Dienstleistungs-
erbringung ausuben, so bedarf es einer Genehmigung nach § 62a (Artikel 5 Nummer 3).

§ 59a regelt die Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis zur partiellen Berufsaus-
Ubung und setzt Artikel 4f Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG um. § 59a entspricht dabei
dem am 1. Januar 2023 in Kraft getreten 8§ 53 des MT-Berufe-Gesetzes, der die Erlaubnis
zur partiellen Berufsaustibung fiir die MT-Berufe bereits geregelt hat.

8 59a Absatz 1 Nummer 1 setzt Artikel 4f Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Richtlinie
2005/36/EG um.

§ 59a Absatz 1 Nummer 2 setzt Artikel 4f Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie
2005/36/EG um. Die Unterschiede zwischen der beruflichen Tatigkeit der antragstellenden
Person und den Tatigkeiten einer Hebamme muissen so grof3 sein, dass eine Gleichwertig-
keit der vorliegenden Berufsqualifikation nur durch Anpassungsmaflnahmen, die der Absol-
vierung des gesamten Hebammenstudiums gleichkdme, erreicht werden kdnnte. Gleichzei-
tig muss fur diejenigen Tatigkeiten, die den Tatigkeiten einer Hebamme entsprechen, das
gleiche Qualifikations- und Ausbildungsniveau vorliegen wie es eine in Deutschland stu-
dierte Hebamme aufweist. Die zustandige Behdrde priift also, ob die Berufsqualifikation der
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antragstellenden Person mit der hiesigen Berufsqualifikation in Bezug auf die beabsichtigte
Tatigkeit gleichwertig ist. Nur dann ist das durch die Richtlinie 2005/36/EG festgelegte Min-
destniveau der Ausbildung (Artikel 40 der Richtlinie 2005/36/EG) in Verbindung mit den
Tatigkeiten einer Hebamme (Artikel 41 der Richtlinie 2005/36/EG) auch im Rahmen eines
partiellen Zugangs sichergestellt. Dariiber hinaus darf aus Griinden des Patientenschutzes
die Sicherstellung eines bestimmten Qualifikations- und Ausbildungsniveaus nicht unter-
wandert werden, indem im Rahmen der Gewéhrung eines partiellen Zugangs ein anderer
Maf3stab angewendet wird.

8 59a Absatz 1 Nummer 3 setzt Artikel 4f Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c der Richtlinie
2005/36/EG um. Da der Beruf unter der Berufsbezeichnung des Herkunftsmitgliedstaates
ausgeubt wird (Artikel 4f Absatz 5 der Richtlinie 2005/36/EG) und nicht unter der geschitz-
ten Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaates, ist die Schaffung eines partiellen Zu-
gangs nur dann erforderlich, wenn sich die berufliche Tétigkeit der antragstellenden Person
auf eine oder mehrere der vorbehaltenen Tatigkeiten (8 4) bezieht. Diese dirfen nur von
Personen mit einer Erlaubnis nach § 3 Absatz 1 durchgefiihrt werden. Daher ist eine Er-
laubnis zur partiellen Berufsausubung nur fiir diese vorbehaltenen Tétigkeiten méglich und
erforderlich. Aufgrund der ausdriicklichen Nennung der vorbehaltenen Tatigkeiten sind
diese objektiv von anderen Tatigkeiten einer Hebamme abgrenzbar, sodass Artikel 4f Ab-
satz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG hinreichend umgesetzt ist.

Die Voraussetzungen, auf die Nummer 4 verweist, beziehen sich jeweils nur auf die partielle
Ausiibung des Berufs.

859a Absatz 2 Nummer 1 setzt Artikel 4f Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG um.

8§59a Absatz 2 Nummer 2 setzt Artikel 4f Absatz 6 der Richtlinie 2005/36/EG um. Sollte es
maglich sein, der antragstellenden Person den vollen Zugang zum Hebammenberuf zu ge-
waéhren, so darf ihr nicht lediglich eine Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung erteilt wer-
den. Die Vorschrift dient insoweit dem Schutz der antragstellenden Person.

§ 59a Absatz 3 regelt, dass sich die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung auf diejenigen
vorbehaltenen Tatigkeiten beschrankt, fir die die antragstellende Person auch tatsachlich
qualifiziert ist.

§ 59a Absatz 4 regelt, dass bei der partiellen Berufsausibung die Berufsbezeichnung des
Staates, in dem die Qualifikation nach Absatz 1 Nummer 1 erworben wurde, gefihrt wird.
Die Berufsbezeichnung ist dabei mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die
Tatigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung beschrankt ist, zu fiihren. Dies
dient dem Patientenschutz und der Umsetzung von Artikel 4f Absatz 5 der Richtlinie
2005/36/EG. Durch den Hinweis auf die Tatigkeiten, auf die die Erlaubnis zur partiellen
Berufsaustibung beschrénkt ist, wird den Empfangern der Dienstleistung eindeutig der Um-
fang der beruflichen Téatigkeiten der dienstleistenden Person angegeben.

§ 59a Absatz 5 stellt klar, dass Personen mit einer Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung
im Umfang der Erlaubnis die gleichen Rechte und Pflichten haben wie Personen, die tiber
eine Erlaubnis zum Fuhren der Berufsbezeichnungen nach § 3 Absatz 1 des Hebammen-
gesetzes verfugen.

8 59a Absatz 6 erklart die Vorschriften tiber Ricknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis
zum Fuhren der Berufsbezeichnung fir die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung fur ent-
sprechend anwendbar.
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Zu Nummer 3

8§ 62a Absatz 1 dient der Umsetzung des Artikel 4f der Richtlinie 2005/36/EG und regelt die
Erteilung der Genehmigung der Dienstleistungserbringung fiir Personen, die bestimmte Ta-
tigkeiten, die im Inland unter die vorbehaltenen Téatigkeiten fallen, lediglich voribergehend
und gelegentlich im Geltungsbereich des Hebammengesetzes ausiben wollen.

Im Gegensatz zur Dienstleistungserbringung nach 88 60-62, bestimmt § 62a Absatz 1 ein
Genehmigungserfordernis fir die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen
Berufsaustibung. Die Dienstleistungserbringung nach 88 60-62 erfolgt aufgrund einer
Berufsqualifikation, die den vollstandigen Zugang zum Beruf ,Hebamme* gewahrt. Auf-
grund der Mindestharmonisierung des Berufs durch die Richtlinie 2005/36/EG ist dadurch
ein ausreichender Schutz fir die Dienstleistungsempfanger gewahrt. Fir Berufe, die nicht
mindestharmonisiert sind, erlaubt Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG den Mitglied-
staaten die Berufsqualifikation der potentiell dienstleistungserbringenden Person vor Er-
bringung der Dienstleistung zu prufen (Vorabprifung). Dabei wird geprift, ob die Berufs-
gualifikation der antragstellenden Person mit der hiesigen Berufsqualifikation gleichwertig
ist, oder aber derartige wesentliche Unterschiede aufweist, dass dies der ¢ffentlichen Ge-
sundheit oder Sicherheit abtraglich ist. Sollte dies der Fall sein, kann die antragstellende
Person eine Eignungsprifung ablegen, um nachzuweisen, dass sie die fehlenden Kennt-
nisse, Fahigkeiten oder Kompetenzen erworben hat. Erhebliche wesentliche Unterschiede
sind jedoch gerade eine Voraussetzung fiir die Gewahrung eines partiellen Zugangs, so-
dass hier die Vorabprifung nicht als Mittel zum Schutz der Dienstleistungsempfangerinnen
und Dienstleistungsempféanger dienen kann. Eine Prifung der Berufsqualifikation ist im
Rahmen der partiellen Berufsausiibung aber aufgrund der fehlenden Mindestharmonisie-
rung und zur Sicherung des Patientenschutzes unbedingt erforderlich. Diese Prifung wird
den zustandigen Behdrden durch den Einzug eines Genehmigungstatbestandes ermdg-
licht.

Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn die genannten Voraussetzungen erfullt sind.
Zum einen missen die Voraussetzungen des Artikels 5 der Richtlinie 2005/36/EG vorlie-
gen. Zum anderen werden die Voraussetzungen fur die Erteilung einer Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausiibung gepruft.

Im Gegensatz zur Dienstleistungserbringung nach 88§ 60-62 ist denkbar, dass der von der
antragstellenden Person ausgeiibte Beruf — d.h. die Austibung dieses Berufs oder die Aus-
bildung zu diesem Beruf - im Herkunftsmitgliedstaat nicht reglementiert ist, sodass Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt werden muss. Das erfolgt durch
§ 62a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b.

§ 62a Absatz 2 regelt die Rechten und Pflichten einer Person mit einer Genehmigung zur
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung.

§ 62a Absatz 3 bestimmt die Vorschriften, die entsprechend auf eine Dienstleistungserbrin-
gung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung anzuwenden sind. Dies ist unter anderem
die Vorschrift tiber Riicknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis zum Fihren der Berufs-
bezeichnung. Auch die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaus-
Ubung ist von der dienstleistungserbringenden Person an die zustéandige Behérde zu mel-
den. Im Fall eines dringlichen Tatigwerdens nach 8§ 61 Absatz 5 dirfen Dienstleistungen
nur im Rahmen der Tatigkeiten erbracht werden, deren Genehmigung fur die Dienstleis-
tungserbringung angestrebt wird. Bei der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufsausiubung wird die Berufsbezeichnung des Staates, in dem die erworben
wurde, gefuhrt. Die Berufsbezeichnung ist dabei mit dem Hinweis auf den Namen dieses
Staates und die Tatigkeit, auf die die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung beschrankt
ist, zu fuhren. Zudem gelten bestimmte Vorschriften tber die Verwaltungszusammenarbeit,
Unterrichtungspflichten und Vorwarnmechanismus entsprechend.
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Zu Nummer 4

Durch die Aufnahme der partiellen Berufsausiibung und entsprechender Entscheidungen,
die eine Behdrde zu treffen hat, muss die Zustéandigkeit der Behdrde auch fir die Entschei-
dung hinsichtlich der partiellen Berufsausibung geregelt werden.

Zu Nummer 5

Durch die Aufnahme der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaus-
Uibung muss auch hier diese beriicksichtigt und abgebildet werden. Sollte eine Person den
Hebammenberuf teilweise ausiiben, ohne dass die notwendigen Voraussetzungen vorlie-
gen, greifen die Unterrichtungspflichten.

Zu Nummer 6

Dem § 71 Absatz 1 Nummer 5 wird eine Nummer 6 angefligt, sodass der Punkt durch ein
Komma ersetzt werden muss.

Die Erméachtigungsgrundlage zum Erlass einer Rechtsverordnung wird in § 71 Absatz 1
Nummer 6 erweitert um Verfahrensvorschriften betreffend die Erteilung der Erlaubnis zur
partiellen Berufsausiibung nach § 59a sowie die Genehmigung der Dienstleistungserbrin-
gung im Rahmen einer partiellen Berufsaustubung nach § 62a.

Zu Buchstabe b
Zu Artikel 6 (Anderung der Studien- und —Priifungsverordnung fiir Hebammen)
Zu Nummer 1

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht sind Folgednderungen auf Grund der Ergéanzung der
Vorschriften zum Anerkennungsverfahren, insbesondere zur Erteilung einer partiellen Be-
rufserlaubnis und einer Genehmigung zur Dienstleistungserbringung im Rahmen einer par-
tiellen Berufserlaubnis.

Zu Nummer 2

8 43a Absatz 1 enthalt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit fur die Erteilung der Erlaubnis zum Fiihren der Berufsbhezeichnung nach § 5 des Heb-
ammengesetzes notwendig sind. Die Norm kniipft an die gesetzliche Regelung in § 64 des
Hebammengesetzes (Artikel 5 Nummer 4) an. Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen §
60 des MT-Berufe-Gesetzes, der zum 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist.

Die Vorlage einer tabellarischen Aufstellung der absolvierten Ausbildungsgange und der
ausgeiibten Erwerbstétigkeiten (8 43a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1) dient der Beurteilung
der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation. Die Aufstellung wird benétigt, um gegebenen-
falls entscheiden zu kénnen, ob festgestellte wesentliche Unterschiede durch Kenntnisse
und Fahigkeiten ausgeglichen werden kénnen, die die antragstellende Person im Rahmen
der Berufsausiibung oder durch lebenslanges Lernen erworben hat.

Sofern die Berufsqualifikation der antragstellenden Person der automatischen Anerken-
nung unterliegt, gilt 8§ 43a Absatz 1 Satz 2.

Die Vorschrift orientiert sich an Artikel 50 in Verbindung mit Anhang VII der Richtlinie
2005/36/EG.
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§ 43a Absatz 2 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 43a Absatz 1 vorzulegen sind
und in welchen Fallen die zustandige Behdrde Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
langen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

§ 43a Absatz 3 regelt, dass die zustandige Behérde Abweichungen von der in § 43a Absatz
2 geregelten Form zulassen kann. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zuldssig. Der
zustandigen Behorde wird auch die Méglichkeit eingeraumt, auf eine Ubersetzung der Un-
terlagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein
Angehoriger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Weiterhin kann die
zustandige Behorde auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

§ 43a Absatz 4 Satz 1 regelt die Befugnis der zustéandigen Behorde, definierte weitere In-
formationen anzufordern, soweit dies zur Bewertung der Gleichwertigkeit oder Prifung der
Voraussetzungen der automatischen Anerkennung erforderlich ist. Unter den Vorausset-
zungen des 8§ 43a Satz 2 kann sich die zustéandige Behotrde diesbeziiglich auch an die
zustandige Stelle des Ausbildungsstaats wenden.

§ 43a Absatz 5 regelt, dass sofern die zustéandige Behdrde begriindete Zweifel an der Echt-
heit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, sie von der antragstellenden Person die Vorlage
weiterer Unterlagen verlangen kann, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt. Als
begrindet gelten Zweifel der zustdndigen Behorde auch dann, wenn sie auf vermehrte
Feststellungen von unechten oder inhaltlich falschen Unterlagen aus einem Ausbildungs-
staat beruhen, die in einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Die erneute Vorlage
muss innerhalb einer von der zusténdigen Behdrde festgelegten Frist erfolgen, die die not-
wendige Zeit zur Beschaffung der Unterlagen angemessen bertiicksichtigt.

Sofern es sich um Unterlagen handelt, die ein Mitgliedstaat der Européischen Union oder
ein weiterer Vertragsstaat des Abkommens uber den Européischen Wirtschaftsraum oder
ein gleichgestellter Staat ausgestellt oder anerkannt hat, kann sich die zustéandige Stelle
auch direkt an die Behérden des Herkunftslandes wenden.

Nach § 43a Absatz 6 Satz 1 muss die antragstellende Person die beabsichtigte Erwerbsta-
tigkeit in einem Land durch geeignete Unterlagen darlegen. Hierfir werden beispielhaft,
aber nicht abschlieRend, geeignete Unterlagen genannt. Fur den in § 43a Absatz 6 Satz 3
definierten Personenkreis gilt die Pflicht zur Darlegung der beabsichtigten Erwerbstéatigkeit
grundsétzlich nicht.

Zu Nummer 3

8 56a sowie § 56¢ regeln die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufs-
auslibung durch die zustandige Behérde. § 56a regelt die Frist fir die Empfangsbestétigung
des Antragseingangs, welche einen Monat betrégt. Die zustédndige Behérde muss aul3er-
dem innerhalb dieser Frist mitteilen, welche Unterlagen fehlen, die fir den Nachweis der
Erflllung der Voraussetzungen fur die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung erforderlich
sind. Die Vorschrift setzt Artikel 4f Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 51 Absatz 1 der Richt-
linie 2005/36/EG um.

8 56b Absatz 1 enthélt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung notwendig sind.

§ 56b Absatz 2 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 56b Absatz 1 vorzulegen sind
und in welchen Fallen die zustandige Behdrde Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
langen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

Nach 8§ 56b Absatz 3 kann die zustandige Behtérde Abweichungen von der in § 56b Absatz
2 geregelten Form zulassen. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zuléssig.
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§ 56b Absatz 4 Satz 1 regelt die Befugnis der zustéandigen Behorde, definierte weitere In-
formationen anzufordern, soweit dies zur Bewertung des Vorliegens der Voraussetzungen
nach § 59a des Hebammengesetzes erforderlich ist. Unter den Voraussetzungen des 8§ 56b
Absatz 4 Satz 2 kann sich die zustandige Behodrde diesbeziiglich auch an die zusténdige
Stelle des Ausbildungsstaats wenden.

§ 56b Absatz 5 regelt, dass sofern die zustéandige Behdrde begriindete Zweifel an der Echt-
heit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, sie von der antragstellenden Person die Vorlage
weiterer Unterlagen verlangen kann, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt. Als
begrindet gelten Zweifel der zustdndigen Behorde auch dann, wenn sie auf vermehrte
Feststellungen von unechten oder inhaltlich falschen Unterlagen aus einem Ausbildungs-
staat beruhen, die in einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Die erneute Vorlage
muss innerhalb einer von der zusténdigen Behdrde festgelegten Frist erfolgen, die die not-
wendige Zeit zur Beschaffung der Unterlagen angemessen bertiicksichtigt.

Sofern es sich um Unterlagen handelt, die ein Mitgliedstaat der Europé@ischen Union oder
ein weiterer Vertragsstaat des Abkommens uber den Européischen Wirtschaftsraum oder
ein gleichgestellter Staat ausgestellt oder anerkannt hat, kann sich die zustéandige Stelle
auch direkt an die Behérden des Herkunftslandes wenden.

Nach 8§ 56b Absatz 6 Satz 1 muss die antragstellende Person die beabsichtigte Erwerbsta-
tigkeit in einem Land durch geeignete Unterlagen darlegen. Hierfir werden beispielhatft,
aber nicht abschlieRend, geeignete Unterlagen genannt. Fir den in § 56b Absatz 6 Satz 3
definierten Personenkreis gilt die Pflicht zur Darlegung der beabsichtigten Erwerbstéatigkeit
grundsétzlich nicht.

Nach 8§ 56b Absatz 7 gelten die Vorschriften fur die Nachweise der Zuverlassigkeit und der
gesundheitlichen Eignung durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens tber den Européischen Wirtschaftsraum entsprechend.

§ 56¢ regelt eine Frist von drei Monaten fir die Entscheidung tiber den Antrag nach § 59a.
Die Vorschrift beruht auf Artikel 4f Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 51 Absatz 2 der Richt-
linie 2005/36/EG.

Nach § 56d ist fUr die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach § 59a das vorgeschrie-
bene amtliche Muster nach Anlage 11 zu verwenden.

8 56e Absatz 1 enthélt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit fur die Erteilung der Genehmigung der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer
partiellen Berufsaustibung notwendig sind.

Nach § 56e Absatz 2 bedarf es zusatzlich zu den Unterlagen nach § 56e Absatz 1 einen
Nachweis in beliebiger Form daruber, dass der Beruf, indem die antragstellende Person in
einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder einem gleichgestellten
Staat rechtmafig niedergelassen ist, wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens
ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder gleichgestell-
ten Staaten rechtméRig ausgelibt worden ist. Dieser Nachweis ist dann erforderlich, wenn
der Beruf in dem anderen Mitgliedstaat, in dem anderen Vertragsstaat oder in dem gleich-
gesellten Staat, in dem die antragstellende Person rechtmafig niedergelassen ist, nicht
reglementiert ist.

§ 56e Absatz 3 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 56e Absatz 1 und Absatz 2
vorzulegen sind und in welchen Fallen die zustandige Behdrde Ubersetzungen in deutscher
Sprache verlangen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.
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Nach § 56e Absatz 4 kann die zustdndige Behérde Abweichungen von der in § 56e Absatz
3 geregelten Form zulassen. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zuléssig.

§ 56e Absatz 5 bestimmt die entsprechend anwendbaren Vorschriften. Dies betrifft unter
anderem die Befugnis der zustandigen Behorde, definierte weitere Informationen anzufor-
dern, soweit dies zur Bewertung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 62a des Heb-
ammengesetzes erforderlich ist. Sofern die zusténdige Behdrde begriindete Zweifel an der
Echtheit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, kann sie von der antragstellenden Person die
Vorlage weiterer Unterlagen verlangen, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt.
Auch die Vorschriften fur die Nachweise der Zuverlassigkeit und der gesundheitlichen Eig-
nung durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungshachweisen aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Européischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uiber den Europdischen Wirtschaftsraum gelten entsprechend.

Zu Nummer 4 und 5

Mit den Anderungen in den Anlagen 4 bis 10 wird ermdglicht, dass die dort genannten Ur-
kunden neben einer analogen Unterschrift auch qualifizierte elektronische Signaturen vor-
sehen kbénnen.

Die Dokumente in den Anlagen werden durch die Méglichkeit diese auch qualifiziert elekt-
ronisch zu signieren, an die heutigen Méglichkeiten und technischen Angeboten angepasst.
Die rechtliche Grundlage der qualifiziert elektronischen Signatur ist in Artikel 25 der eIDAS-
Verordnung festgelegt. Die qualifizierte elektronische Signatur hat die gleiche Rechtswir-
kung wie eine handschriftliche Unterschrift (vgl. Artikel 25 Absatz 2 der eIDAS-Verordnung).
Ein qualifiziert elektronisch signiertes Dokument erfiillt die gesetzlich vorgeschriebene
Schriftform (8 126 in Verbindung mit § 126a des Birgerlichen Gesetzbuches).

Zu Nummer 6

Fir die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung nach § 59a des Hebammen-
gesetzes ist das aus Anlage 11 (zu § 56d HebStPrV) ersichtliche Muster zu verwenden. In
der Erlaubnis werden die vorbehaltenen Tatigkeiten abschlieRend aufgelistet, auf die sich
die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung erstreckt. Es wird auch die Berufsbezeichnung
des Herkunftsstaates festgehalten. Des Weiteren wird jeder Inhaber einer solchen Erlaub-
nis auf seine Pflicht hingewiesen, Dienstleistungsempfangern gegenuber eindeutig den
Umfang der beruflichen Tatigkeit anzugeben.

Zu Artikel 7 (Anderung des MT-Berufe-Gesetzes)

Mit Artikel 8 werden die rechtlichen Voraussetzungen zur Méglichkeit einer partiellen Be-
rufserlaubnis im MT-Berufe-Gesetz zur weiteren Umsetzung des Artikel 4f der Richtlinie
2005/36/EG geschaffen und damit § 53 des MT-Berufe-Gesetzes ergénzt. Bisher nicht vor-
gesehen war die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung.
Um auch das Verfahren zur Erteilung einer partiellen Berufserlaubnis bzw. einer Genehmi-
gung der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaustibung in der MT-
Ausbildungs- und Prifungsverordnung regeln zu kénnen, wird eine entsprechende Erméach-
tigungsgrundlage geschaffen.

Zu Nummer 1

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist eine Folgednderung auf Grund der Ergénzung der
Vorschrift zur Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaustibung.
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Zu Nummer 2

8 59a Absatz 1 regelt die Erteilung der Genehmigung der Dienstleistungserbringung fur
Personen, die bestimmte Tatigkeiten, die im Inland unter die vorbehaltenen Téatigkeiten fal-
len, lediglich voribergehend und gelegentlich im Geltungsbereich des MT-Berufe-Gesetzes
ausiiben wollen.

Im Gegensatz zur Dienstleistungserbringung nach 88 54 ff., bestimmt § 59a Absatz 1 ein
Genehmigungserfordernis fir die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen
Berufsaustlibung. Die Dienstleistungserbringung nach 88 54 ff. erfolgt aufgrund einer
Berufsqualifikation, die den vollstdndigen Zugang zu einem in diesem Gesetz geregelten
Beruf gewahrt. Fur Berufe, die mindestharmonisiert durch die Richtlinie 2005/36/EG sind,
ist dadurch ein ausreichender Schutz fur die Dienstleistungsempféanger gewéhrt. Fir Be-
rufe, die nicht mindestharmonisiert sind, erlaubt Artikel 7 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG
den Mitgliedstaaten die Berufsqualifikation der potentiell dienstleistungserbringenden Per-
son vor Erbringung der Dienstleistung zu prifen (Vorabprifung). Dabei wird geprift, ob die
Berufsqualifikation der antragstellenden Person mit der hiesigen Berufsqualifikation gleich-
wertig ist, oder aber derartige wesentliche Unterschiede aufweist, dass dies der éffentlichen
Gesundheit oder Sicherheit abtréglich ist. Sollte dies der Fall sein, kann die antragstellende
Person eine Eignungsprifung ablegen, um nachzuweisen, dass sie die fehlenden Kennt-
nisse, Fahigkeiten oder Kompetenzen erworben hat. Erhebliche wesentliche Unterschiede
sind jedoch gerade eine Voraussetzung fir die Gewahrung eines partiellen Zugangs, so-
dass hier die Vorabprifung nicht als Mittel zum Schutz der Dienstleistungsempfangerinnen
und Dienstleistungsempféanger dienen kann. Eine Prifung der Berufsqualifikation ist im
Rahmen der partiellen Berufsausiibung aber aufgrund der fehlenden Mindestharmonisie-
rung und zur Sicherung des Patientenschutzes unbedingt erforderlich. Diese Prifung wird
den zustandigen Behdrden durch den Einzug eines Genehmigungstatbestandes ermdg-
licht.

Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn die genannten Voraussetzungen erfullt sind.
Zum einen missen die Voraussetzungen des Artikels 5 der Richtlinie 2005/36/EG vorlie-
gen. Zum anderen werden die Voraussetzungen fur die Erteilung einer Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsausubung gepruft.

Im Gegensatz zur Dienstleistungserbringung nach 88 54a ff. ist denkbar, dass der von der
antragstellenden Person ausgelibte Beruf — d.h. die Austibung dieses Berufs oder die Aus-
bildung zu diesem Beruf - im Herkunftsmitgliedstaat nicht reglementiert ist, sodass Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt werden muss. Das erfolgt durch
§ 59a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b.

8§ 59a Absatz 2 regelt die Rechten und Pflichten einer Person mit einer Genehmigung zur
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung.

§ 59a Absatz 3 bestimmt die Vorschriften, die entsprechend auf eine Dienstleistungserbrin-
gung im Rahmen einer partiellen Berufsausiibung anzuwenden sind. Dies ist unter anderem
die Vorschrift tiber Riicknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis zum Fihren der Berufs-
bezeichnung. Auch die Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaus-
Ubung ist von der dienstleistungserbringenden Person an die zustéandige Behérde zu mel-
den. Bei der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaustibung wird
die Berufsbezeichnung des Staates, in dem die erworben wurde, gefiihrt. Die Berufsbe-
zeichnung ist dabei mit dem Hinweis auf den Namen dieses Staates und die Tatigkeit, auf
die die Erlaubnis zur partiellen Berufsausibung beschrénkt ist, zu fihren. Zudem gelten
bestimmte Vorschriften Uber die Verwaltungszusammenarbeit, Unterrichtungspflichten und
Vorwarnmechanismus entsprechend.
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Zu Nummer 3

Die Anderungen sind Folge von der Ergéanzung einer partiellen Berufserlaubnis sowie der
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufserlaubnis.

Zu Nummer 4

Die Anderungen sind Folge von der Ergéanzung einer partiellen Berufserlaubnis sowie der
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufserlaubnis.

Zu Nummer 5

Um auch das Verfahren zur Erteilung einer partiellen Berufserlaubnis bzw. einer Genehmi-
gung der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufsaustibung in der MT-
Ausbildungs- und Prifungsverordnung regeln zu kénnen, wird eine entsprechende Ermach-
tigungsgrundlage geschaffen.

Zu Buchstabe b
Zu Artikel 8 (Anderung der MT-Ausbildungs- und Priiffungsverordnung)
Zu Nummer 1

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht sind Folgednderungen auf Grund der Ergéanzung der
Vorschriften zur Erteilung einer partiellen Berufserlaubnis und einer Genehmigung zur
Dienstleistungserbringung im Rahmen einer partiellen Berufserlaubnis.

Zu Nummer 2

§ 60 der MT-Ausbildungs- und Prifungsverordnung enthélt bereits die Vorgaben, welche
Unterlagen fiir die Antragsbearbeitung und damit fur die Erteilung der Erlaubnis zum Fiihren
der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 des MT-Berufe-Gesetzes notwendig sind. Diese
Vorgaben werden weiter flexibilisiert, um — im Zusammenhang mit einer mit der partiellen
Berufserlaubnis verkniipften erweiterten Freiziigigkeit innerhalb der EU - die Einwanderung
von Fachkraften aus dem Ausland weiter zu vereinfachen und zu beschleunigen.

Zu Buchstabe a

Die Vorschrift ist zum 1. Januar 2023 in Kraft getreten und wird nun dahingehend ergénzt,
dass der zustandigen Behoérde die Méglichkeit eingeraumt wird, auf eine Ubersetzung der
Unterlagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein
Angehdriger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Die zustandige Be-
horde kann auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

Zu Buchstabe b

Die Aufzéhlung der Unterlagen zum Nachweis einer Erwerbstétigkeit werden aktualisiert.
Die Anpassung dient unter anderem einer einfacheren und schnelleren Fachkrafteeinwan-
derung.

Zu Nummer 3

8 99a sowie § 99c regeln die Fristen fur die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufs-
ausubung durch die zustandige Behdrde. Die Normen kniipfen an die gesetzliche Regelung
in 8 69 des MT-Berufe-Gesetzes (Artikel 7 Nummer 5 Buchstabe b) an. § 99a regelt die
Frist fir die Empfangsbestatigung des Antragseingangs, welche einen Monat betragt. Die
zustandige Behorde muss aulRerdem innerhalb dieser Frist mitteilen, welche Unterlagen
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fehlen, die fir den Nachweis der Erfillung der Voraussetzungen fiur die Erlaubnis zur parti-
ellen Berufsaustibung erforderlich sind. Die Vorschrift setzt Artikel 4f Absatz 3 in Verbin-
dung mit Artikel 51 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG um.

899b Absatz 1 enthélt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit furr die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung notwendig sind.

§ 99b Absatz 2 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 99b Absatz 1 vorzulegen sind
und in welchen Féllen die zustandige Behorde Ubersetzungen in deutscher Sprache ver-
langen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

Nach § 99b Absatz 3 kann die zustandige Behdrde Abweichungen von der in § 99b Absatz
2 geregelten Form zulassen. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zulassig. Der zu-
standigen Behorde wird auch die Mdglichkeit eingeraumt, auf eine Ubersetzung der Unter-
lagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein Ange-
horiger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Weiterhin kann die zustan-
dige Behdrde auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

§ 99b Absatz 4 Satz 1 regelt die Befugnis der zustéandigen Behorde, definierte weitere In-
formationen anzufordern, soweit dies zur Bewertung des Vorliegens der Voraussetzungen
nach 8 53 des MT-Berufe-Gesetzes erforderlich ist. Unter den Voraussetzungen des § 99b
Absatz 4 Satz 2 kann sich die zustandige Behorde diesbezuglich auch an die zustandige
Stelle des Ausbildungsstaats wenden.

§ 99b Absatz 5 regelt, dass sofern die zustandige Behdorde begriindete Zweifel an der Echt-
heit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, sie von der antragstellenden Person die Vorlage
weiterer Unterlagen verlangen kann, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt. Als
begriindet gelten Zweifel der zustandigen Behdrde auch dann, wenn sie auf vermehrte
Feststellungen von unechten oder inhaltlich falschen Unterlagen aus einem Ausbildungs-
staat beruhen, die in einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Die erneute Vorlage
muss innerhalb einer von der zustandigen Behdrde festgelegten Frist erfolgen, die die not-
wendige Zeit zur Beschaffung der Unterlagen angemessen bertcksichtigt.

Sofern es sich um Unterlagen handelt, die ein Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
ein weiterer Vertragsstaat des Abkommens tber den Européischen Wirtschaftsraum oder
ein gleichgestellter Staat ausgestellt oder anerkannt hat, kann sich die zustandige Stelle
auch direkt an die Behtrden des Herkunftslandes wenden.

Nach 8 99b Absatz 6 Satz 1 muss die antragstellende Person die beabsichtigte Erwerbsta-
tigkeit in einem Land durch geeignete Unterlagen darlegen. Hierflir werden beispielhaft,
aber nicht abschlieRend, geeignete Unterlagen genannt. Fir den in 8 99b Absatz 6 Satz 3
definierten Personenkreis gilt die Pflicht zur Darlegung der beabsichtigten Erwerbstatigkeit
grundsétzlich nicht.

Nach § 99b Absatz 7 gelten die Vorschriften fuir die Nachweise der Zuverlassigkeit und der
gesundheitlichen Eignung durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum entsprechend.

§ 99c regelt eine Frist von drei Monaten fur die Entscheidung uber den Antrag nach 8 53
des MT-Berufe-Gesetzes. Die Vorschrift beruht auf Artikel 4f Absatz 3 in Verbindung mit
Artikel 51 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

Nach § 99d ist fur die Erlaubnis zur partiellen Berufsaustibung nach § 53 des MT-Berufe-
Gesetzes das vorgeschriebene amtliche Muster nach Anlage 14 zu verwenden.
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8 99e Absatz 1 enthalt die Vorgaben, welche Unterlagen fur die Antragsbearbeitung und
damit fur die Erteilung der Genehmigung der Dienstleistungserbringung im Rahmen einer
partiellen Berufsaustibung notwendig sind.

Nach § 99e Absatz 2 bedarf es zusétzlich zu den Unterlagen nach § 99e Absatz 1 einen
Nachweis in beliebiger Form dartiber, dass der Beruf, indem die antragstellende Person in
einem anderen Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat oder einem gleichgestellten
Staat rechtmaRig niedergelassen ist, wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens
ein Jahr lang in einem oder mehreren Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder gleichgestell-
ten Staaten rechtméBig ausgelibt worden ist. Dieser Nachweis ist dann erforderlich, wenn
der Beruf in dem anderen Mitgliedstaat, in dem anderen Vertragsstaat oder in dem gleich-
gesellten Staat, in dem die antragstellende Person rechtmaRig niedergelassen ist, nicht
reglementiert ist.

§ 99e Absatz 3 regelt, in welcher Form die Unterlagen nach § 99e Absatz 1 und Absatz 2
vorzulegen sind und in welchen Féllen die zustandige Behorde Ubersetzungen in deutscher
Sprache verlangen kann. Zudem sind Anforderungen an die Ubersetzung enthalten.

Nach § 99e Absatz 4 kann die zustdndige Behérde Abweichungen von der in § 99e Absatz
3 geregelten Form zulassen. Strengere Formvorgaben sind jedoch nicht zuléassig. Der zu-
standigen Behorde wird auch die Moglichkeit eingeraumt, auf eine Ubersetzung der Unter-
lagen zu verzichten. Davon kann zum Beispiel Gebrauch gemacht werden, wenn ein Ange-
horiger der Stelle selbst die entsprechende Sprache beherrscht. Weiterhin kann die zustan-
dige Behorde auch eine Ubersetzung in englischer Sprache annehmen.

§ 99e Absatz 5 bestimmt die entsprechend anwendbaren Vorschriften. Dies betrifft unter
anderem die Befugnis der zustandigen Behoérde, definierte weitere Informationen anzufor-
dern, soweit dies zur Bewertung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 59a des MT-
Berufe-Gesetzes erforderlich ist. Sofern die zustandige Behédrde begrindete Zweifel an der
Echtheit oder Richtigkeit der Unterlagen hat, kann sie von der antragstellenden Person die
Vorlage weiterer Unterlagen verlangen, aus der sich die Echtheit oder Richtigkeit ergibt.
Auch die Vorschriften fir die Nachweise der Zuverlassigkeit und der gesundheitlichen Eig-
nung durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungshachweisen aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Européischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den Europdischen Wirtschaftsraum gelten entsprechend.

Zu Nummer 4

Fir die Erteilung der Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung nach 8 53 des MT-Berufe-
Gesetzes ist das aus Anlage 14 (zu 8 99d MTAPTrV) ersichtliche Muster zu verwenden. In
der Erlaubnis werden die vorbehaltenen Tatigkeiten abschlieBend aufgelistet, auf die sich
die Erlaubnis zur partiellen Berufsausiibung erstreckt. Es wird auch die Berufsbezeichnung
des Herkunftsstaates festgehalten. Des Weiteren wird jeder Inhaber einer solchen Erlaub-
nis auf seine Pflicht hingewiesen, Dienstleistungsempfangern gegeniber eindeutig den
Umfang der beruflichen Tatigkeit anzugeben.

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)

Die Vorschriften zur hochschulischen Pflegeausbildung sowie zum Finanzierungsverfahren
im PfIBG, in der PfIAFinV und der PfIAPrV treten zum 1. Januar 2024 in Kraft. Im Ubrigen
tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Stirkung der hochschulischen Pflegeausbildung, zu Erleichte-
rungen bei der Anerkennung auslindischer Abschliisse in der Pflege und zur Anderung
weiterer Vorschriften (NKR-Nr. 6709)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis gepriift:

| Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

Jahrlicher Zeitaufwand: | rund 650 Stunden (entspricht rund 16.000

Euro)
Wirtschaft Keine Auswirkungen
Verwaltung Keine Auswirkungen
Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) Das Ressort hat Moglichkeiten zum digita-

len Vollzug der Neuregelung (Digitaltaug-
lichkeit) gepriift und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis
durchgefiihrt.

Weitere Kosten Fiir die privaten Krankenversicherungsun-
ternehmen, die private Pflege-Pflichtversi-
cherung und die Pflegebedtirftigen entste-
hen im Rahmen der Finanzierung der
hochschulischen Pflegeausbildung jahrlich
weitere Kosten von insgesamt rund 30,6
Mio. Euro, die sich wie folgt verteilen:

e DPrivate Krankenversicherungsunter-
nehmen: rund 5,2 Mio. Euro,

e Private Pflege-Pflichtversicherungsun-
ternehmen: rund 300.000 Euro,

e Pflegebediirftige: rund 25,1 Mio. Euro

Nutzen Das Ressort hat den Nutzen des Vorhabens
im Vorblatt des Regelungsentwurfs wie
folgt beschrieben:

e Bekdmpfung des Fachkraftemangels in
der Pflege durch

e Steigerung der Attraktivitdt der hoch-
schulischen Pflegeausbildung
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Evaluierung Die neuen Vorgaben zum Finanzierungs-
system sollen in die bereits im Pflegeberu-
fegesetz vorgesehene Evaluierung des be-
stehenden Finanzierungssystems einbezo-
gen werden, die bis zum 31.12.2025 erfol-
gen soll.

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der
Nationale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwéande.

II. Im Einzelnen

Das Regelungsvorhaben dient u.a. dazu, die Nachfrage nach einer hochschulischen Pflegeaus-
bildung zu steigern, um auf diese Weise mehr Pflegepersonal zu gewinnen. Zu diesem Zweck
wird eine der beruflichen Pflegeausbildung vergleichbare Ausbildungsvergtitung fiir die Pfle-
gestudierenden geschaffen. Die Finanzierung des praktischen Teils des Pflegestudiums wird
daher in das bestehende Finanzierungssystem der beruflichen Pflegeausbildung integriert.
Das Pflegestudium soll als duales Studium ausgestaltet werden. Des Weiteren werden mit
dem Gesetzentwurf die Anerkennungsverfahren fiir ausldndische Pflegefachkréfte weiter ver-
einheitlicht und vereinfacht bzw. in der Praxis bereits gelebte Vorgehensweisen rechtlich

nachvollzogen.

III. Bewertung

III.1 Erfiilllungsaufwand

Das Ressort hat den Erfiillungsaufwand methodengerecht und nachvollziehbar geschitzt und

dargestellt.

Biirgerinnen und Biirger

Das Regelungsvorhaben verursacht einen jahrlichen Zeitaufwand von rund 650 Stunden bzw.
rund 16.000 Euro fiir die Biirgerinnen und Biirger fiir den Abschluss von Ausbildungsvertra-
gen fiir eine hochschulische Pflegeausbildung. Das Ressort geht nachvollziehbar von einem

Zeitaufwand von einer Stunde pro Fall aus.
Wirtschaft
Der Wirtschaft entsteht kein zusétzlicher Erfiillungsaufwand, da nach dem geltenden Pflege-

berufegesetz bereits Ausbildungsvertrédge fiir eine berufliche Pflegeausbildung geschlossen

und Ausbildungsvergiitungen ausgezahlt werden miissen.
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Verwaltung

Das Regelungsvorhaben (insbesondere die Vorgaben zur Finanzierung) verursacht fiir die
Verwaltung nachvollziehbar keinen zusitzlichen Erfiillungsaufwand, da die Regelungen zur
Finanzierung der hochschulischen Pflegeausbildung in das bestehende Finanzierungssystem

der beruflichen Pflegeausbildung integriert werden.
III.2. Weitere Kosten

Der Schwerpunkt der durch das Regelungsvorhaben verursachten Belastung fiir die privaten
Krankenversicherungsunternehmen, die private Pflege-Pflichtversicherung und die Pflegebe-
diirftigen liegt bei den weiteren Kosten. Die hochschulische Pflegeausbildung wird aus einem
Ausgleichsfonds finanziert, in den der Bund, die Lander, die GKVen, die privaten Kranken-
versicherungen und mittelbar die Pflegebediirftigen einzahlen. Die Beitrdge der offentlichen
Trager sind als Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand zu verbuchen. Die Einzahlungen
der privaten Krankenversicherungen, der privaten Pflege-Pflichtversicherung und der Pflege-

bediirftigen verursachen weitere Kosten wie folgt:

Privaten Krankenversicherungsunternehmen entstehen jahrlich weitere Kosten von rund 5,2
Mio. Euro. Der Betrag errechnet sich wie folgt: Jahrlich sind rund 83 Mio. Euro an Gesamtkos-
ten fiir rund 3.000 Studierende aus dem Ausgleichsfonds zu finanzieren. Davon entfallen rund
57 Prozent (= 47,31 Mio. Euro) auf die zugelassenen Krankenh&user). Der Anteil der privaten

Krankenversicherung betrédgt 11 Prozent, also rund 5,2 Mio. Euro.

Die ambulanten und stationédren Pflegeeinrichtungen sind zu rund 30 Prozent an dem Aus-
gleichsfonds beteiligt. Auf sie entfallen rund 25,1 Mio. Euro. Thre Kosten werden aber prak-

tisch vollstandig von den Pflegebediirftigen iiber ihre Eigenanteile finanziert.

Das Ressort geht nachvollziehbar von einer Entlastung fiir die Pflegebediirftigen aus, wenn es
zu der beabsichtigten Verschiebung von der beruflichen Pflegeausbildung hin zur hochschu-
lischen Pflegeausbildung kommt. Sollten sich wie geplant mindestens 1.000 Personen gegen
eine berufliche Ausbildung und fiir ein Studium entscheiden, wiirden Pflegebediirftige hin-
sichtlich ihrer Eigenanteile um rund 11,2 Mio. Euro entlastet werden, da die Kosten fiir einen

Pflegestudierenden insgesamt geringer ausfallen, als fiir einen Auszubildenden.

Fir die private Pflege-Pflichtversicherung entstehen weitere Kosten von rund 300.000 Euro
im Rahmen der Finanzierung der hochschulischen Pflegeausbildung, da sie mit zehn Prozent

an den Kosten der Direktzahlung der sozialen Pflegeversicherung (3 Mio. Euro) beteiligt ist.
III.3. Digitalcheck

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit)

gepriift und mit folgendem Ergebnis nachvollziehbar dokumentiert.

e Betroffene wurden berticksichtigt
e Fachexpertise wurde zu Rate gezogen

e Voraussetzungen fiir digitale Kommunikation wurden geschaffen
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e Voraussetzungen fiir eine Wiederverwendung von Daten und Standards wurden ge-
schaffen

e Voraussetzungen fiir eine Gewéhrleitung von Datenschutz und Informationssicherheit
wurden geschaffen

e das Vorhaben enthilt klare Regelungen fiir eine digitale Ausfiithrung

e das Vorhaben ermoglicht eine Automatisierung von Prozessen

Der NKR weist hierzu darauf hin, dass die Visualisierung von Prozessen und Datenfliissen
ein wichtiges Werkzeug zur Gestaltung digitaltauglicher Regelungen ist. Vor diesem Hinter-

grund empfiehlt der NKR die Modellierung der zentralen Vollzugsprozesse.

IV. Ergebnis

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Natio-
nale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-

winde.

Lutz Goebel Andrea Wicklein

Vorsitzender Berichterstatterin



	0225-23vor.pdf�
	A. Problem und Ziel
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	D.1 Bund, Länder und Kommunen
	D.2 Gesetzliche Krankenversicherung
	D.3 Soziale Pflegeversicherung

	E. Erfüllungsaufwand
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

	F. Weitere Kosten

	0225-23text.pdf�
	0225-23_Anlage.pdf�
	Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG
	I. Zusammenfassung
	II. Im Einzelnen
	III.  Bewertung
	III.1 Erfüllungsaufwand
	Bürgerinnen und Bürger
	Wirtschaft
	IV. Ergebnis




